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Über die Gründe für das
Pendeln zwischen Lebens-
mittelpunkt und Arbeits-
platz räsoniert die Vorzim-
merperle. Wie gut, dass der
Bürgermeister ihres Städt-
chens dafür sorgte, dass in
seiner Kommune die Wirt-
schaft floriert und so viele
Menschen Arbeit finden.S.15

Dr. Gerd Müller

Dr. Gerd Müller zu Gast bei KPV-Sondersitzung: 

Partnerschaftsideen
und Hilfsprojekte 

Über die „Nachhaltige Bekämpfung der Fluchtursachen
durch kommunale Entwicklungszusammenarbeit“ berich-
tete in einer Sondersitzung des KPV-Landesvorstandes und
Hauptausschusses mit CSU-Landräten und Oberbürger-
meistern Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller,
MdB. KPV-Vorsitzender Landrat Stefan Rößle konnte hier-
zu zahlreiche Mandatsträger willkommen heißen.

Die Kommunen stemmten nach
Müllers Darstellung nun schon
seit langem die tägliche Aufgabe,
Flüchtlinge unterzubringen und
zu integrieren. Sie leisteten Groß-
artiges und gelangten häufig an
die Grenzen ihrer Kapazität.
Auch die Kommunalpolitische
Vereinigung der CSU mit ihren
zahlreichen Mandatsträgern spie-
le in der kommunalen Entwick-
lungszusammenarbeit eine wich-
tige Rolle. 

Binnenvertriebene 
im eigenen Land

„Dabei sind fast 90 Prozent der
weltweit 65 Millionen Flüchtlin-
ge gar nicht zu uns gekommen“,
bemerkte der Minister. Der größte
Teil lebe als Binnenvertriebene
im eigenen Land oder in angren-
zenden, meist nicht weniger ar-
men Ländern. Das bedeute enor-
men zusätzlichen Druck auf Müll-
entsorgung, Energieversorgung
oder Wassermanagement. Viele
Aufnahmekommunen seien über-
fordert.

Allein acht Millionen Flücht-

linge aus Syrien und dem Irak be-
fänden sich noch in der Region.
Jordanien und der Libanon leiste-
ten hier ganze Arbeit, jedoch
bräuchten diese Länder dringend
Unterstützung. Die Abfallbera-
tung des AWV aus dem Kreis
Donau-Ries für eine jordanische
Stadt steht exemplarisch für das
stetig wachsende kommunale En-
gagement.

Die Menschen wollen 
in ihrer Heimat bleiben

Zwar sei es richtig, sich auf 
die eine Million Flüchtlinge in
Deutschland zu fokussieren, be-
tonte Müller; darüber dürfe aber
nicht vergessen werden, noch
mehr als bisher die Herkunftslän-
der in den Blick zu nehmen. Da
die meisten Menschen in der
Nähe ihrer Heimat bleiben wol-
len, sei die Hilfe vor Ort am wirk-
samsten. „Ein Euro, den wir in
den Herkunftsländern der Flücht-
linge einsetzen, bringt das 50-fa-
che gegenüber dem Einsatz hier-

Vollversammlung des Bayerischen Bezirketags:

Starke Bezirke –
starkes Bayern

„Der Kampf für Verbesserungen geht weiter“, machte Be-
zirketags-Präsident Josef Mederer bei der zweitägigen Voll-
versammlung des Verbandes in Würzburg deutlich. Mit
Blick auf das neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) betonte
Oberbayerns Bezirkstagspräsident, dass die Verabschie-
dung des Bundesteilhabegesetzes im Berichtszeitraum, aus
dem erste Neuerungen bereits zum 30. Dezember des ver-
gangenen Jahres in Kraft getreten sind, auch ein Erfolg der
bayerischen Bezirke gewesen sei. Lange habe man auf das
neue Gesetz gewartet und darum mit aller Entschlossenheit
auch gekämpft. 

In seinem Tätigkeitsbericht
verwies der Präsident darauf, dass
man vor allem mit einem 15-Eck-
punkte-Papier, das die Bezirke
bereits auf ihrer Vollversamm-
lung im Jahre 2015 verabschiedet
hatten, wichtige Akzente habe
setzen können. Ziel des neuen
BTHG war es, ein modernes Teil-
haberecht zu entwickeln und die
Eingliederungshilfe aus der So-
zialhilfe herauszuführen. Dies, so
Mederer, sei im Großen und
Ganzen auch gelungen, wobei ei-
nige Bereiche besonders hervor-
zuheben seien. So nannte er bei-
spielsweise die Anhebung der
Vermögensfreigrenze der vom
neuen Bundesteilhabegesetz be-
troffenen Personen auf 25.000
Euro. Dies gelte auch für die Hil-
fe zur Pflege. Ab dem Jahr 2020
steige diese sogar noch auf
50.000 Euro an. 

Budget fürArbeit

Eine weitere wesentliche Ver-
besserung für die Betroffenen sei
es, dass das Vermögen und das
Einkommen von Lebenspartnern
hier künftig keine Rolle mehr
spiele. Auch der Aspekt Arbeit sei
in diesem Zusammenhang eine
wichtige Basis, das moderne Teil-
haberecht fortzuschreiben. 

Um Menschen mit Behinde-
rung Beschäftigungsmöglichkei-
ten außerhalb der Werkstätten an-
bieten zu können, wurde das
Budget für Arbeit eingeführt.
Dies ermöglicht laut Mederer
Lohnkostenzuschüsse bei einem
sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnis von bis
zu 75 Prozent. So sei dieses Bud-
get ein in der Tat großer Fort-
schritt, für den sich die bayeri-
schen Bezirke und der Bayerische
Bezirketag stets mit Nachdruck
eingesetzt hätten.

Noch seien einige Punkte im
neuen Bundesteilhabegesetz al-

lerdings nicht berücksichtigt. Als
nicht akzeptabel nannte Mederer,
dass Menschen mit Behinderung,
die in Behindertenheimen wohn-

Landrat Stefan Rößle und Bundesminister Dr. Gerd Müller. 

zulande“, betonte der Minister. 
Deutschland investiert 30 Mrd.

Euro in die Integrationsarbeit. Mit
viel weniger Geld könne man je-
doch den Menschen eine Bleibe-
perspektive in ihrer Heimat er-
möglichen. Müller zufolge „brau-
chen wir Entwicklungspolitik in
neuen Dimensionen. Und dafür
benötigen wir auch die Kommu-
nen und ihre Unternehmen!“

Unterstützung beim Aufbau
von Infrastruktur

Die Mehrzahl der Flüchtlinge
im Libanon und in Jordanien lebt
nicht in Camps, sondern in Dör-

fern und Kleinstädten. Die Bun-
desregierung unterstützt die auf-
nehmenden Gemeinden deshalb
vor allem beim Aufbau der Infra-
struktur, bei der Wasser- und Ab-
wasserentsorgung sowie im Be-
reich Schule und Ausbildung.
Wie Müller berichtete, werden
beispielsweise Gemeinden aus
seinem Wahlkreis Lindau mit 
einer Partnergemeinde im Liba-
non im Bereich Infrastrukturaus-
tausch kooperieren.  
Mit Blick auf das Projekt Klinik-
partnerschaften riet der Minister:
„Jede deutsche Klinik sollte eine
Partnerschaft mit einer Kri-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag:

Schritte in die richtige Richtung 
Bayerische Staatsregierung und bayerische Automobilun-
ternehmen haben sich auf Maßnahmen zur Luftreinhal-
tung verständigt. Dazu hat der Bayerische Städtetag nun-
mehr ebenso Stellung bezogen wie zum aktuellen Stand des
Landesentwicklungsprogramms.

Nach den Worten des Vorsit-
zenden des Bayerischen Städte-
tags, Nürnbergs Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Maly, „hätten die
Städte weniger Probleme mit der
Luftreinhaltung, wenn die Auto-
mobilindustrie die niedrigen Ab-
gaswerte einhalten würde, die in
ihren Prospekten für die Automo-
delle angegeben sind“. Eine bes-
sere Luftqualität in den Städten
lasse sich am effektivsten erzie-
len, „wenn an der Quelle ange-
setzt wird, damit Pkws, Lkws und
Busse weniger Schadstoffe aus-
stoßen“. Daher begrüßten die
Städte die Ansätze, die sich aus
der Verständigung der Staatsre-
gierung mit bayerischen Automo-
bilunternehmen ergeben. 

Städte benötigen 
freie Zufahrt

Maly zufolge sind Kommunal-
politiker keine Anhänger von
Fahrverboten, denn Städte be-
nötigten freien Zugang und freie
Zufahrt. Städte lebten von und
mit der Mobilität. „Fahrverbote
wären nur ein letztes Mittel, um
gefährliche Emissionen von
Schadstoffen zu reduzieren.“

Der Ansatz von Staatsregie-
rung und Automobilindustrie, für
eine zügige Verbesserung der

Flottenwerte zu sorgen, ist laut
Maly vernünftig – „ein Schritt in
die richtige Richtung, der Chan-
cen eröffnet“. Vor allem müsse
der Öffentliche Personennahver-
kehr gestärkt werden, ist er doch
„das bewährte Rückgrat der Mo-
bilität in den Städten und Land-
kreisen“.

Interesse an 
Sonderprogrammen

Zusätzliche staatliche Förder-
mittel, etwa zur Erneuerung von
städtischen Busflotten mit um-
weltfreundlichen Antrieben, sorg-
ten mittelfristig für verbesserte
Emissionswerte in den Städten.
„Den Details für ein Sonderpro-
gramm zum Ausbau von Park-
and-Ride, Ride-and-Bike und
zum erleichterten Umstieg auf öf-
fentlichen Nahverkehr sehen die
Kommunen mit Interesse entge-
gen. Wir freuen uns vorsichtig
über die in Aussicht gestellten
Verbesserungen, die wir seit Jah-
ren unverdrossen anmahnen“, be-
tonte der Städtetagspräsident. 

Wie Maly hervorhob, sei die
Automobilindustrie gefordert,
auch bei Nutzfahrzeugen emissi-
onsarme Antriebe anzubieten.
Die Städte könnten ihre Fahr-
zeugflotten mit Bussen, Müllau-

tos und Feuerwehrfahrzeugen nur
elektrifizieren, wenn funktionie-
rende und bezahlbare Technolo-
gie angeboten wird und Bund und
Länder die erhöhten Anschaf-
fungskosten deutlich fördern.

Fehlende
Handlungsinstrumente 

Die Lage der Städte bezeichne-
te Maly als vertrackt: „Die Eu-
ropäische Union setzt ehrgeizige
Richtlinien zur Luftqualität, etwa
mit Grenzwerten für Stickstoffdi-
oxid oder Feinstaub. Allerdings
fehlen die Handlungsinstrumente
zur Umsetzung der Richtlinien.
Somit wird letztlich das Problem
den Städten wie eine heiße Kar-
toffel zugeworfen: Sie sollen die
Luft rein halten, haben aber keine
praktikable Möglichkeit, den
Schadstoffausstoß von Fahrzeu-
gen zu reduzieren. Das ist eigent-
lich die Aufgabe der Automobil-
hersteller. Die Versäumnisse der
Automobilindustrie dürfen nicht
auf dem Rücken der Kommunen
und ihrer Bürger abgeladen wer-
den.“

Nach Auffassung des Verbands-
chefs ist die Verständigung der
Bayerischen Staatsregierung mit
den Automobilunternehmen „ein
viel versprechender Ansatz, der
jedoch im Detail konkretisiert
werden muss, um praxisgerecht
zu wirken“. Ob dieses Agreement
ausreicht, um den Vorgaben der
Rechtsprechung zur Einhaltung

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Ulrich Maly. 

Josef Mederer. 

ten, von den Regelleistungen der
Pflegeversicherung ausgeschlos-
sen seien und dadurch schlechter

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Borst

97461 Hofheim i. UFr.
am 16.7.

Landrat Hubert Hafner
89312 Günzburg

am 18.7.
Bürgermeister Hans Jäger

94554 Moos
am 20.7.

Bürgermeister Josef Schmidkonz
95695 Mähring

am 22.7.
Bürgermeister Josef Schäfer

97256 Geroldshausen
am 26.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erich Püttner

86916 Kaufering
am 25.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Schmid

93164 Laaber
am 15.7.

Bürgermeisterin
Simone Vogt-Keller
89287 Bellenberg

am 17.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Schnotz

91572 Bechhofen
am 19.7.

Bürgermeister Benedikt Bisping
91207 Lauf a. d. Pegnitz

am 24.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alexander Dorr

92342 Freystadt
am 14.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister
Dr. Christian Moser
94469 Deggendorf

am 18.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Regierungserklärung im Landtag:

Infrastruktur für die 
Gigabit-Gesellschaft
Weitere drei Milliarden Euro für die digitale Zukunft Bayerns

Ministerpräsident Seehofer will Freistaat an die Weltspitze führen
Mit der zweiten Phase des 2015 begonnenen Digitalisierungspro-
gramms will Ministerpräsident Horst Seehofer Bayern in die
technologische Zukunft führen. Dafür will der Freistaat in den
nächsten fünf Jahren drei Milliarden Euro investieren und rund
2.000 neue Arbeitsplätze schaffen. Mit der Digitalisierung seien
immense Chancen für Bayern und seine Bürger verbunden. Da-
her solle der digitale Aufbruch im ganzen Land gefördert werden.
Einen eigenen Digitalisierungsminister werde es jedoch nicht ge-
ben. Dies sagte der Ministerpräsident in seiner Regierungser-
klärung zum Thema „Bayern Digital II“ ‚die er in der vergange-
nen Woche im Landtag hielt.

Seit 2015 habe die Staatsregie-
rung 2,5 Milliarden Euro in die
Digitalisierung investiert, davon
1,5 Milliarden Euro in den Aus-
bau des Breitbandnetzes. Nach-
dem im nächsten Jahr das Ziel er-
reicht werde, jede bayerische
Kommune ans schnelle Internet
anzuschließen, soll bis 2025 die
Infrastruktur für die „Gigabit-Ge-
sellschaft“ geschaffen werden.
Hierfür investiere der Freistaat ei-
ne Milliarde Euro für Glasfaser,
Mobilfunk, WLAN und 5G-Net-
ze. Dabei könne der Glasfaser-
ausbau nur von Bund, Ländern
und Kommunen gemeinsam be-
wältigt werden. Auch die Mitwir-
kung der Wirtschaft sei ein we-
sentlicher Faktor zur Erreichung
der Ziele, erklärte der Minister-
präsident.

Informatik als Pflichtfach 

Zur Verankerung der digitalen
Kompetenz plant die Staatsregie-
rung, Informatik zum Pflichtfach
an allen weiterführenden Schulen
zu machen. Das „digitale Klas-

senzimmer“ werde in Bayern
Realität, versprach Seehofer. Ge-
meinsam mit den Kommunen
schaffe man beste Voraussetzun-
gen für Schüler und Lehrer im
Unterricht.

Mit mehreren Programmen
und Initiativen will der Freistaat
auch Wirtschaft und Wissenschaft
auf Digitalkurs bringen. Dafür
sollen u.a. der „Digitalbonus“ für
kleine und mittlere Unternehmen
ausgeweitet und digitale Exi-
stenzgründer verstärkt gefördert
werden. Darüber hinaus wolle
man in einem Pakt mit der Wirt-
schaft die betriebliche Aus- und
Weiterbildung stärken. Außerdem
würden Ärzte, Pfleger und An-
gehörige durch modernste Tech-
nik entlastet. Und schließlich
dienten digitale Hilfsmittel älte-
ren Menschen und Behinderten
zur Erleichterung der täglichen
Herausforderungen.

Als weiteren wichtigen Punkt
nannte Seehofer die IT-Sicherheit
im Land. Hierfür werde u.a. ein
neues Landesamt mit Standpunk-
ten in Nürnberg Würzburg und
Bad Neustadt errichtet. Bayern
solle zur „IT-Hochburg“ werden.
Des Weiteren werde das E-Go-
vernment mit dem Ziel ausge-

baut, den Bürgern alle Verwal-
tungsleistungen online anzubie-
ten. Hierbei seien die Kommunen
dem Bürger am nächsten und er-
ledigten 90% der Leistungen.

Abschließend betonte der Mi-
nisterpräsident, auch im digitalen
Zeitalter müsse der Mensch im
Mittelpunkt stehen. Die Politik
habe die Aufgabe, für Sicherheit
zu sorgen und Vertrauen zu schaf-
fen. Außerdem gebe es einen kla-
ren Verfassungsauftrag, gleiche
Lebenschancen im ganzen Land
zu schaffen. Dazu diene auch das
Programm „Bayern Digital“, mit
dem Bayern an die Weltspitze ge-
führt werde.

Neue Technologien 
benötigten neues Denken

Mit seiner Regierungserklä-
rung erntete der Ministerpräsident
Kritik von allen drei Oppositions-
parteien. Die neue SPD-Lan-
deschefin Natascha Kohnen warf
Seehofer vor, nur einen „vereng-
ten Blick“ auf die Digitalisierung
zu werfen. Er setze zu sehr auf die
Steigerung der wirtschaftlichen
Wettbewerbsfähigkeit und erken-
ne dabei nicht, dass die Bürger für
die digitale Welt mündig gemacht
werden müssen. Neue Technolo-
gien benötigten neues Denken
und neues Verhalten. Für die Ar-
beitnehmer forderte Kohnen ein
Weiterbildungsgesetz sowie den
„digitalen Bildungsurlaub“. Glas-
faser gehöre in jedes Haus und es
sei ein flächendeckend verfügba-
res Mobilfunknetz notwendig.

FW-Fraktionschef Hubert Ai-
wanger kritisierte vor allem die

mangelhafte Chancennutzung
Seehofers bei der Digitalisierung.
Sein Programm sei nicht ambitio-
niert genug, um zu nordeuropäi-
schen oder asiatischen Staaten
aufzuschließen. Es bedarf eines
schnellen Internets zur Grundver-
sorgung wie Strom und Wasser.
Außerdem müsse das digitale
Netz in kommunaler Hand blei-
ben. Abschließend forderte Ai-
wanger ein bayerisches Digitali-
sierungsministerium.

Gesellschaftspolitischer
Nachholbedarf

Die Fraktionssprecherin der
Grünen, Katharina Schulze, hielt
Seehofers Visionen‚ angesichts
der revolutionären Umwälzun-
gen, die die Digitalisierung für
die Lebens- und Arbeitswelt mit
sich bringe, für merkwürdig ober-
flächlich und kleinkariert. Es
bestehe ein großer technologi-
scher und gesellschaftspolitischer
Nachholbedarf. Auch fehle der
politische Wille, die Chancen der
digitalen Gesellschaft für einen
besseren Umweltschutz zu nut-
zen. Die Grünen- Politikerin for-
derte ebenfalls ein Digitalisie-
rungsministerium.

Der CSU-Fraktionsvorsitzen-
de, Thomas Kreuzer, hingegen
sieht im Masterplan der Staatsre-
gierung zur Digitalisierung große
Chancen. Damit wolle man auch
den ländlichen Raum stärken.
Am Breitbandausbau seien be-
reits 97% der bayerischen Ge-
meinden beteiligt. Der digitale
Wandel beinhalte Chancen für al-
le Menschen. Auch spiele die IT-
Sicherheit für die CSU eine wich-
tige Rolle. Außerdem hänge der
Erfolg der Digitalisierung von der
Bildung ab. „Bayern Digital“ sei
ein Zukunftsprogramm fürs
ganze Land. Damit werde der
Freistaat dem Anspruch, an der
Weltspitze zu bleiben, gerecht. In
der Kritik der Opposition konnte
Kreuzer „kein Feuerwerk neuer
Ideen“ erkennen. rm

Merkel und Seehofer unterstützen Forderungen des Bayerischen Landkreistags:

Ländlicher Raum im Fokus
Als Fachmann für die Anliegen der Kommunen nahm an den Be-
ratungen für das Wahlprogramm von CDU und CSU für die Bun-
destagswahl 2017 der Präsident des Bayerischen Landkreistags,
Christian Bernreiter, teil. Mit den Ergebnissen zeigte sich der
Deggendorfer Landrat sehr zufrieden. 

Sowohl die Bundeskanzlerin
als auch der bayerische Minister-
präsident haben im Gespräch mit
Bernreiter versprochen, dass die
flüchtlingsbedingten Mehrkosten
bei den KdU (Kosten für Unter-
kunft und Heizung) über 2018
hinaus bezahlt werden. Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel
hierzu: „Selbstverständlichkeiten
schreiben wir nicht ins Wahlpro-
gramm“. Bisher hat der Bund den
Kommunen lediglich zugesagt,
die flüchtlingsbedingten Mehr-
kosten der Unterkunft für die Jah-
re 2016, 2017 und 2018 zu über-
nehmen. Weil es noch einige Zeit
dauert bis die Flüchtlinge für sich
selbst sorgen können, wird die
Kostenbelastung der Landkreise
und kreisfreien Städte aber weiter
steigen und das auch über das
Jahr 2018 hinaus. 

Gesamtgesellschaftliches
Problem

Flüchtlinge, die anerkannt wer-
den, aber nicht sofort eine Arbeit
finden, kommen in die sogenann-
te Grundsicherung für Arbeitsu-
chende (SGB II). Im Rahmen der
hier bestehenden gesetzlichen
Regelungen müssen die Land-
kreise für die Kosten für Unter-
kunft und Heizung aufkommen.
Geld, das dann an anderer Stelle
fehlen würde. „Die Kanzlerin und
der bayerische Ministerpräsident
erkennen mit ihrer Zusage, die
KdU auch über 2018 hinaus zu
tragen, die Flüchtlingskrise als
gesamtgesellschaftliches Pro-
blem an. Dafür sind wir dank-
bar“, so Bernreiter. 

Auch im Bereich des Kranken-
hauswesens, einem Dauerbrenner
für die bayerischen Landkreise,
ist Bernreiter zufrieden. Die For-
derungen des Bayerischen Land-
kreistags zum Thema Kranken-
häuser und Gesundheitsversor-
gung stehen 1:1 im Wahlpro-
gramm von CDU und CSU. Der
Bayerische Landkreistag kämpft
seit Jahren für den Erhalt der
Krankenhäuser im ländlichen
Raum – eine Kernaufgabe der
kommunalen Daseinsvorsorge
für welche die bayerischen Land-
kreise verantwortlich sind. Trotz-
dem haben 42 % aller 363 Kran-
kenhäuser in Bayern das Jahr
2016 mit einem negativen Be-
triebsergebnis abgeschlossen.

Tarifsteigerungen werden
künftig berücksichtigt

Diese Zahlen wären noch dras-
tischer, wenn die Landkreise
nicht über ihre Kreishaushalte als
Nothelfer einspringen würden.
Ein Kernproblem liegt darin, dass
die Tarifsteigerungen im Perso-
nalbereich durch die Krankenkas-
sen bisher nicht vollständig aus-
geglichen werden und so die
Schere zwischen Kosten- und Er-
lössteigerungen immer größer
wird. In Berlin wurde Bernreiter
nun versprochen, dass die Tarif-
steigerungen zukünftig im Bud-
get abgebildet würden. Auch die
Notfallversorgung soll zukünftig
auskömmlich finanziert werden. 

„Auch in den Notfallambulan-
zen der Krankenhäuser sind die
Erlöse bei weitem nicht kosten-
deckend. Dies führt zu einer wei-

teren Verschlechterung der Finan-
zierung der Grundversorgungs-
häuser“, so der Präsident des
Bayerischen Landkreistags. 

CDU und CSU teilen darüber
hinaus auch die Forderungen der
bayerischen Landkreise nach ei-
nem flächendeckenden Erhalt der
Geburtshilfe und der ausreichen-
den Versorgung mit Landärzten
im ländlichen Raum.

Auch die Forderungen nach
Ausbau von Breitband und Mo-
bilfunk für eine flächendeckende
Versorgung des ländlichen Raums
finden sich im Wahlprogramm
von CDU und CSU wieder. „Die
Förderung eines flächendecken-
den Breitbandausbaus – vorran-
gig auf Glasfaserbasis – und der
Ausbau des Mobilfunks auf 5-G-
Niveau ist unerlässlich für die Zu-
kunfts- und Entwicklungschan-
cen des ländlichen Raums. Auch
die angekündigte Stärkung der di-
gitalen Infrastruktur in unseren
Bildungseinrichtungen und die
erweiterten Möglichkeiten in Zu-
sammenhang mit der digitalen
Verwaltung sind Forderungen,
die wir schon lange erheben“, so
Christian Bernreiter. 

„Das Wahlprogramm von
CDU und CSU ist ein gutes Sig-
nal für unseren ländlichen Raum.
Aber auch die Ballungsräume
werden entlastet, indem beispiels-
weise Landwirte zukünftig den
Erlös für Grundstücksverkaufe
steuerbegünstigt in Wohnungen
reinvestieren könnten. Das er-
leichtert die Ausweisung von
Baugebieten und die Schaffung
dringend benötigten Wohn-
raums“, so der Präsident. 

„Wenn die erwähnten Punkte
in die Tat umgesetzt werden, wer-
den wir Landkreise einen ent-
scheidenden Schritt weiter sein“,
so Bernreiter. 

DStGB-Positionspapier zur Infrastrukturoffensive:

Investitionskraft der
Kommunen stärken

„Deutschland lebt immer mehr von seiner Substanz. Besonders
dramatisch ist der rapide Verfall der kommunalen Infrastruk-
tur“, beklagt der Deutsche Städte- und Gemeindebund in einem
aktuellen Statement zur Wirtschafts- und Finanzpolitik. „Beson-
ders dramatisch ist der rapide Verfall der kommunalen Infra-
struktur. Auch wenn die kommunalen Investitionen zuletzt anzo-
gen, bleiben sie deutlich hinter der Entwicklung derAusgaben für
soziale Leistungen zurück, die sich in den letzten 15 Jahren mehr
als verdoppelt haben und sich auf nunmehr 59 Milliarden Euro
belaufen“, heißt es darin.

Gleichzeitig schieben die
Kommunen laut DStGB einen
immensen Investitionsstau vor
sich her, der sich nach Berech-
nungen der KfW-Bankengruppe
mittlerweile auf insgesamt rund
126 Milliarden Euro beläuft. Vor
allem in den Bereichen Straßen-
und Verkehrsinfrastruktur besteht
weiterhin ein hoher Investitions-
rückstand in Höhe von 34,4 Milli-
arden Euro. Die in diesem Be-
reich getätigten Investitionen rei-
chen wegen fehlender Finanzmit-
tel weder für Erhaltungsmaßnah-
men noch für Zukunftsprojekte. 

Rück- und Umbaubedarf

Bei den Schulen und Bildungs-
einrichtungen sei der wahrge-
nommene investive Rückstand
mit 32,8 Milliarden Euro eben-
falls dramatisch. Im Bereich
Sportstätten und Bäder habe der
Investitionsstau zwar abgenom-
men, ist mit 9,7 Milliarden Euro
aber weiter enorm. Hinzu kommt,
dass der demografische Wandel
zusätzlichen Rück- und Umbau-
bedarf in der kommunalen Infra-
struktur erfordere. Längst würden
die Defizite in der Infrastruktur
nicht nur als Belastung für die
Wirtschaft wahrgenommen, son-
dern auch von den Bürgern als
Beeinträchtigung der Lebensqua-
lität empfunden. 

Die Kommunen benötigten zu-
sätzliche Mittel, um die notwen-
dige Infrastrukturoffensive vor
Ort einzuleiten. Das Sonderver-
mögen für Investitionen in struk-
turschwachen Gemeinden sei ein
erster Schritt, aber keine dauer-
hafte Lösung. „Das werden auch
die Länder, die ab 2020 aufgrund
der Schuldenbremse so gut wie
keine neuen Schulden mehr auf-
nehmen dürfen, aus eigener Kraft
kaum organisieren können. Not-
wendig ist eine grundlegende Re-
form der Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund, Ländern und Ge-
meinden.“ 

Ein Baustein dabei sollte nach
Auffassung des Verbands die
Weiterentwicklung des Solida-
ritätszuschlages zu einem Investi-
tionsfonds für alle benachteiligten
Städte und Gemeinden in ganz
Deutschland sein. Die Einnah-
men aus dem Solidaritätszu-
schlag lagen im Jahr 2016 bei na-
hezu 17 Milliarden Euro und wer-
den sich bis 2019 voraussichtlich
auf 19 Milliarden Euro steigern.
Der Solidaritätszuschlag könnte
somit eine wichtige Grundlage
zur Finanzierung eines kommu-
nalen Investitionsfonds sein. 

Wie der DStGB weiter erläu-
tert, „ist die Überwindung des In-
vestitionsstaus ein Prozess, der
Jahrzehnte dauern wird. Der Staat
allein wird dies nicht leisten kön-
nen. Notwendig sind deshalb
auch neue Finanzierungsmodelle.
Dazu gehört z. B. eine Weiterent-
wicklung und Förderung des Ge-
nossenschaftsmodells, insbeson-
dere bei Investitionen in Wohnge-
bäude, aber auch bei der Schaf-
fung von neuen Wohnstrukturen
wie zum Beispiel Mehrgeneratio-
nen-Häuser.“ Zudem seien auch
bei der Energiewende die Bürger
bereit, privates Kapital z. B. in
Energiegenossenschaften bereit-
zustellen. 

Auch sei das Potenzial von
Modellen Öffentlich-Privater-
Partnerschaften (ÖPP) bei Wei-
tem noch nicht ausgeschöpft.

Beim Bau und der Sanierung
wichtiger Infrastruktureinrichtun-
gen wie z. B. Schulen könnten
sich die jeweiligen Aufgabenträ-
ger und Betreiber verstärkt die
Kosten teilen. Wichtig sei eine
flexible und mittelstandsfreundli-
che Ausgestaltung der Modelle.
Auch die Sanierung wichtiger
Autobahnteilstrecken könnte in
größerem Umfang über öffent-
lich-private Partnerschaften erfol-
gen. Denkbar wäre, den beteilig-
ten Privaten im Gegenzug einen
entsprechenden Teil der bereits
eingeführten Lkw-Maut zuzubil-
ligen. „In Frankreich sind solche
Modelle bereits Alltag. Das setzt
allerdings voraus, dass die Politik
die Finanzierung der Verkehrsin-
frastruktur neu aufsetzt.“

Vor dem Hintergrund der Kli-
maschutzziele und des drohenden
Verkehrsinfarktes wäre nach Auf-
fassung des Deutschen Städte-
und Gemeindebunds als erster
Schritt eine flächendeckende
Lkw-Maut richtig. 

In der Abwasserentsorgung
hätten sich zudem sog. Betreiber-
modelle bewährt, die auch dazu
geführt haben, dass privates Ver-
mögen in die Infrastruktur der
Daseinsvorsorge fließt. Diese An-
sätze ließen sich weiter ausbauen.
Die Gesetzgeber auf Bundes- und
Landesebene sollten hier die Vor-
aussetzungen schaffen.

Gerade vor dem Hintergrund
des demografischen Wandels ruft
der DStGB dazu auf, dass auch
Städte und Gemeinden Infra-
strukturmaßnahmen durch Ko-
operationen verstärkt angehen.
So könne es durchaus sinnvoll
sein, dass zwei sanierungsbedürf-
tige Schwimmbäder durch eines
ersetzt werden. 

Bei der dringend notwendigen
weiteren Erschließung des Lan-
des mit einem leistungsfähigen
Breitbandnetz sollte sowohl auf
die Kooperation zwischen Kom-
munen und privaten Unterneh-
men, als auch die öffentliche För-
derung des Breitbandausbaus ge-
setzt werden. Wenn diese Maß-
nahmen nicht binnen kurzer Zeit
eine deutlich verbesserte Versor-
gungslage im ländlichen Raum
bewirken, müsse der flächen-
deckende Ausbau des Breitband-
netzes über eine Universaldienst-
verpflichtung realisiert werden. 

Große Investitionen, aber auch
kleinere Vorhaben verzögerten
sich, weil Bürger Widerstand or-
ganisieren. Eine große Mehrheit
sei z. B. für Windenergie und für
einen Ausbau der Leitungsnetze,
möchte aber davon möglichst
nicht selbst betroffen sein. „Hier
brauchen wir neue Kommunika-
tionsstrukturen“, so der Verband.
„Dazu gehören Transparenz, Auf-
klärungs- und Informationsarbeit
sowie Mitwirkungsmöglichkei-
ten - und zwar bevor die Bagger
zum Einsatz kommen. Dem trägt
unser Planungsrecht bisher noch
nicht ausreichend Rechnung.“ 

So müssten beispielsweise die
Informations- und Aufklärungs-
kosten umfassend und von vorn-
herein in die Planungskosten ein-
kalkuliert werden. Gleichzeitig
seien die Planungs- und Umset-
zungsvorschriften zu straffen.
Dazu könnte gehören, bei wichti-
gen Infrastrukturmaßnahmen die
Zuständigkeiten bei besonders
spezialisierten Verwaltungsge-
richten zu konzentrieren und den
Instanzenzug zu verkürzen. DK
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

volle Gruppen, lange Öff-
nungszeiten, Personalmangel,
fehlende Planungssicherheit –
mit diesen Unwägbarkeiten
müssen die Verantwortlichen
in Kindertageseinrichtungen
täglich jonglieren. Der quanti-
tative Ausbau von Kinderta-
gesstätten in den vergangenen
Jahren stellt Träger und Kita-
Teams vor große Herausforde-
rungen. 

Gleichzeitig darf die päda-
gogische Qualität nicht leiden. Als familien-
freundlicher Landkreis und zertifizierte Bil-
dungsregion hat der Landkreis Mühldorf a. Inn
einen hohen Anspruch: alle Familien sollen
flächendeckend nicht nur ein Recht auf einen Ki-
ta-Platz haben, sondern darüber hinaus auch die
Gewissheit, dass ihre Kinder dort die bestmögli-
che Bildung und Betreuung erhalten. Schließlich
verbringen manche Kinder in der Kita während
der Woche oft mehr Zeit als zu Hause. Im Land-

kreis Mühldorf a. Inn wurde deshalb im Septem-
ber 2015 das Modellprojekt „Pädagogische
Qualitätsbegleitung“, kurz PQB, gestartet. 

Eine am Landratsamt angesiedelte Vollzeit-
kraft, gefördert vom Bayerischen Staatsministeri-
um für Arbeit und Soziales, Familie und Integra-
tion, coacht und begleitet momentan 30 Einrich-
tungen im Landkreis, sieben Einrichtungen sind
auf der Warteliste. Die Pädagogische Qualitäts-
begleitung kommt regelmäßig zu den teilnehmen-
den Einrichtungen und sucht mit dem Blick „von
außen“ gemeinsam mit dem Team nach Lösun-
gen für alltägliche Probleme. Damit kein
falscher Eindruck entsteht: Es geht dabei keines-
falls darum, Einrichtungen zu kritisieren oder
gar an den Pranger zu stellen. Nein, im Gegen-
teil: sie sollen vielmehr in der Qualität ihrer Be-
ziehungen zu den Kindern in allen Bereichen des
Alltags gestärkt werden! Erziehung und Bildung
sind die zentralen Aufgaben unserer Gesell-
schaft. Der Beruf des/r Erziehers/in ist an-
spruchsvoll und in keinem gesellschaftlichen Be-
reich hat sich in der Vergangenheit so viel getan.
Die Leiter/innen und Mitarbeiter/innen in den
Kindertageseinrichtungen geben tagtäglich ihr
Bestes und sind trotz der hohen Anforderungen

und Veränderungen motiviert
und höchst engagiert, um ihre
Schützlinge optimal zu betreu-
en. Umso wichtiger ist es, ihre
Nöte zu sehen und sie bei ihrer
für die Gesellschaft so wichti-
gen Arbeit zu unterstützen. Das
Angebot beruht auf Freiwillig-
keit, es wird nichts aufgezwun-
gen. Vielmehr handelt es sich
um ein partnerschaftliches Mit-
einander zwischen Kita-Perso-
nal und PQB. 

Die Bilanz bisher fällt durch-
wegs positiv aus. Das Angebot
wird sehr gut angenommen.

Durch die Erfahrungen aus dem Modellversuch
sind sich alle Beteiligten einig: das Projekt muss
in die Fläche gehen. Schließlich haben alle Fa-
milien das Recht auf bestmögliche Betreuung ih-
rer Kinder. Die Praxis zeigt, dass die Kitas das
Angebot wollen und auch brauchen. Die Vorteile
für Kinder, Eltern und Personal liegen auf der
Hand. Die Bedürfnisse der Kinder rücken noch
stärker in den Mittelpunkt. Die Eltern haben wie-
derum die Sicherheit, dass ihr Kind in guten
Händen ist. Für die Kita-Teams selbst bietet PQB
Unterstützung bei der Umsetzung des Bildungs-
planes und der hauseigenen Konzeption. Das
Team arbeitet gemeinsam an diesem Prozess.
Durch verstärkten Austausch und Reflektion ver-
ständigen sich die Fachkräfte auf eine einheitli-
che Pädagogik und entwickeln sich stets weiter.
Die Rückmeldungen zeigen, dass eine pädagogi-
sche Qualitätsbegleitung bei allen Beteiligten für
mehr Zufriedenheit sorgt und das führt letztend-
lich zu einer Steigerung der Qualität der Kita ins-
gesamt. 

Doch wer könnte PQB nicht besser bewerten
als die Betroffenen selbst? „Die genommene Zeit
ist so wertvoll. Die Impulse regen zum Nachden-
ken und Weiterentwicklung an“. „Für mich als
Leitung ist PQB eine große Unterstützung.“
„Der Blick auf die Kinder, wie es ihnen geht und
was sie brauchen, rückt wieder in den Mittel-
punkt des Teams und das ist es, was unseren Be-
ruf bereichert und Kraft und Freude bringt“. So
bringen es die befragten Teilnehmer/innen selbst
auf den Punkt. Und wenn etwas Kraft und Freu-
de bringt, dann kann es doch nur richtig sein und
davon sollten möglichst viele profitieren. Denn
wer A sagt muss auch B sagen. Stand lange Zeit
der Ausbau im Vordergrund, muss nun die  Qua-
lität in der Kindertagesbetreuung in den Fokus
gerückt werden. Das muss es uns Wert sein – zum
Wohl unserer Kinder und somit für unser aller
Zukunft!

Ihr Georg Huber
Landrat des Landkreises Mühldorf am Inn

KolumneGZ Georg Huber

Pädagogische 
Qualitätsbegleitung

Schule der Dorf- und Landentwicklung feiert 25-jähriges Jubiläum:

Ideenschmiede für den 
ländlichen Raum

Thierhaupten. „Gemeinsam Zukunft gestalten“ – mit diesem
Vorhaben / Anspruch war die Schule der Dorf- und Landent-
wicklung in Thierhaupten vor 25 Jahren angetreten, um die
Weichen für eine nachhaltige Zukunft im ländlichen Raum zu
stellen. Mittlerweile ist die Einrichtung zu einer vielgeachteten
Institution geworden, deren hervorragender Ruf weit über die
Grenzen Bayerns hinauswirkt. „25 Jahre Verantwortung für
das Land“ – unter diesem Motto stand die Jubiläumsfeier im
Kloster Thierhaupten. Zahlreiche Ehrengäste nahmen daran
teil – viele von ihnen unterstützen und gestalten die Entwicklung
der SDL seit Jahrzehnten mit.

Die Erfolgsgeschichte der SDL
gründet auf der Idee, dass die
Bürger einer Gemeinde Experten
in eigener Sache sind und ihre
Zukunft idealerweise selbst in die
Hand nehmen. Geistiger Vater
der Schule SDL war Prof. Holger
Magel, damals Chef der Verwal-
tung für Ländliche Entwicklung.
Die SDL fungierte bei diesem
Entwicklungsprozess in den Kom-
munen von Beginn an als Impuls-
und Ideengeber und nahm eine
beratende, begleitende und moti-

vierende Rolle ein. Die Bildungs-
einrichtung wurde vom damali-
gen Bezirkstagspräsidenten Dr.
Georg Simnacher im Kloster
Thierhaupten als Verein gegrün-
det; die besondere Atmosphäre
der historischen Räume ist zu ei-
nem Markenzeichen der SDL ge-
worden. Vorstandsvorsitzender ist
heute sein Nachfolger Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert;
Geschäftsführerin des Vereins ist
seit der Gründung Gerlinde Au-
gustin.

Gemeinsam erkennen, 
entwickeln, handeln

„Heute ist die SDL aus dem
ländlichen Raum nicht mehr
wegzudenken. Sie leistet einen
erheblichen Beitrag zur aktiven
Bürgergesellschaft und trägt we-
sentlich dazu bei, dass viele Ent-
wicklungspotenziale im ländli-
chen Raum nachhaltig gelingen“,
so Helmut Brunner, Staatsminis-
ter des Bayerischen Ministeriums
für Landwirtschaft, Ernährung
und Forsten. Es gälte, den demo-
graphischen Wandel bewusst zu
gestalten. Damit die hohe Le-
bensqualität der Bewohner auf
dem Land erhalten bleibt, müss-
ten einerseits die Stärken des
ländlichen Raumes besser ge-
nutzt werden, andererseits sind
moderne, zukunftsfähige Struktu-
ren erforderlich. Die Geschichte
der SDL ist eng verknüpft mit der
Bayerischen Dorferneuerung, die
von Beginn an auf die Beteili-
gung / das Einbeziehen der Men-
schen in alle Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse gesetzt hat.

Bei seinem Rückblick würdig-
te Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert die Verdienste der SDL:
„Unbestritten sind in den vergan-
genen 25 Jahren wichtige Impulse
von Thierhaupten in die schwä-
bischen und oberbayerischen Re-
gionen ausgegangen. 1.600 Ver-
anstaltungen mit 37.000 Teilneh-
mern – das ist eine beeindrucken-
de Zahl, die für sich spricht“, so
Reichert. Großes Interesse an der
Arbeit der SDL zeigten immer

Von links: Martin Sailer, Landrat, Landkreis Augsburg; Carolina Trautner, MdL; Toni Brugger, 
1. Bgm. Thierhaupten; Jürgen Reichert, Vorstandvorsitzender, Bezirkstagspräsident; Helmut Brun-
ner, Landwirtschaftsminister; Gerlinde Augustin, GS; Josef Miller, Staatsminister a.D. Ehrenmit-
glied; Alex Dorow, MdL, 1. Stellvertreter. 

Verleihung des Bayerischen Präventionspreises:

Gesundheit stärken,
Lebenswelten gestalten

Vier innovative, zukunftsweisende Projekte aus Garmisch-Par-
tenkirchen, Bamberg, Nürnberg und Augsburg wurden in Mün-
chen mit dem Bayerischen Gesundheitsförderungs- und Präven-
tionspreis 2017 ausgezeichnet. Der Preis verleiht das bayerische
Gesundheitsministerium gemeinsam mit dem Landesamt für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL). Die gewürdigten
Projekte erhalten ein Preisgeld in Höhe von je 2.500 Euro. Mehr
als 70 Projekte aus ganz Bayern hatten sich dieses Jahr beworben.

Die Urkunden überreichte die
Amtschefin des Bayerischen
Staatsministeriums für Gesund-
heit und Pflege, Ruth Nowak, in
Vertretung von Staatsministerin
Melanie Huml gemeinsam dem
Präsidenten des Landesamtes für
Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit, Dr. Andreas Zapf. Beide
betonten, dass nicht nur den
Preisträgern, sondern allen Wett-
bewerbsteilnehmern Dank gelte
für ihren Einsatz für mehr Ge-
sundheit für die Menschen. 

Andreas Zapf zufolge „gibt der
Bayerische Präventionspreis ei-
nen guten Überblick über die ak-
tuelle Präventionslandschaft in
Bayern. Er bietet eine Plattform
für Projekte, die zur Gestaltung
gesunder Lebenswelten beitragen
und fördert deren Vernetzung.
Die meisten Projekte sind in ein
örtliches bzw. regionales Netz-
werk eingebunden und tragen
durch das gemeinsame Engage-
ment der Menschen, die hinter
dem Projekt stehen, zur Weiter-
entwicklung der Präventionskul-
tur in Bayern bei.“

Der Bayerische Präventions-
preis wurde auch heuer in vier
Kategorien verliehen. Diese bil-
den gleichzeitig die vier Haupt-
handlungsfelder des Bayerischen
Präventionsplans ab. In der Kate-
gorie „Prävention in Familie,
Kindertagesstätte und Schule“
siegte das Projekt „Kinderleicht“
der Caritas Fachambulanz Gar-
misch-Partenkirchen.

Deren Mitarbeiter schätzen,
dass allein in ihrem Landkreis

rund 7.500 Kinder psychisch
kranker Eltern leben. Um genau
diesen Kindern zu helfen, hat die
Caritas 2009 das Präventionspro-
gramm „Kinderleicht“ ins Leben
gerufen, das bis heute stark nach-
gefragt ist. Dort lernen die Kin-
der, wie sie mit der Krankheit ih-
rer Eltern umgehen und sie ihr
Selbstwertgefühl stärken können.
Denn in vielen Familien wird
nicht über die Suchterkrankungen
der Eltern gesprochen. Kinder
und Eltern werden begleitend zu
der Gruppenarbeit auch einzeln
beraten. Außerdem wird ggf. die
Öffentlichkeit über das Problem
informiert.

In der Kategorie „Prävention in
Ausbildungsstätte und Betrieb“
gewann die „Gesundheits-Chal-
lenge 2016 – Ein Seniorenzen-
trum kommt in Bewegung“. Da-
bei geht es um gesunde Bewe-
gung für Beschäftigte und Be-
wohner des Seniorenzentrums
der Sozialstiftung Bamberg Al-
tenhilfe gGmbH. Während der
offene Frühstückstreff „Gut für
die Seele“ – ein Angebot zur Be-
gleitung und Unterstützung im
Alltag für Senioren mit psychi-
schen Problemen des Förderver-
eins ambulante Krisenhilfe e.V.,
Nürnberg, in der Kategorie „Prä-
vention im Alter“ gewürdigt wur-
de, siegte in der Kategorie „För-
derung gesundheitlicher Chan-
cengleichheit“ das vom Augsbur-
ger Amt für Kinder, Jugend und
Familie organisierte Ferienpro-
jekt „Insel Delfina“ für Kinder
aus prekären Lebenslagen.

„Insel Delfina“ vermittelt Augs-
burger Kinder an ehrenamtliche
„Ferienfamilien“ auf dem Land -
hauptsächlich aus dem schwäbi-
schen Raum sowie aus Ober- und
Niederbayern -, bei denen sie
zwei oder drei Wochen der Som-
merferien verbringen. Ziel ist es,
einen dauerhaften Kontakt zwi-
schen den teilnehmenden Kin-
dern und ihren jeweiligen Ferien-
familien aufzubauen. Es soll
demnach möglichst nicht bei ei-
nem einmaligen Ferienaufenthalt
bleiben, vielmehr werden regel-
mäßige Besuche in schulfreien
Zeiten angestrebt, wenn sowohl
Ferienfamilie und Ferienkind dies
wünschen. 

Darüber hinaus sprach die Jury
drei Belobigungen für besonderes
Engagement im Bereich „Ernäh-
rung in Schulen“ aus. Gewürdigt
wurden „Coaching Schulverpfle-
gung – Individuelle Unterstüt-
zung zum Erfolg“, ein Angebot
der Vernetzungsstelle Schulver-
pflegung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten, zu-
dem das Projekt „Willkommen
im Frühstücksclub – Erziehung
zu einer gesunden Lebensweise“
(Grund- und Mittelschule Salz-
weg, Landkreis Passau) sowie
„GEMS Gut essen – mehr Sport“,
ein Projekt der Städtischen Lud-
wig-Thoma-Realschule, Mün-
chen. DK

wieder auch Gemeinden und In-
stitutionen aus anderen Bundes-
ländern oder dem Ausland.

Die SDL bietet Seminare, Ex-
kursionen und Klausurtagungen
zu unterschiedlichen Themen an.
Das Programm wird kontinuier-
lich an die Bedürfnisse und aktu-
ellen Entwicklungen in den Ge-
meinden angepasst. Kommunen
erhalten Soforthilfe, Service und
Beratung sowie Unterstützung
bei der Projektentwicklung und
Umsetzung. 

Einbringen in die 
Gestaltung der Gemeinde 

Unter den Teilnehmern sind
Bürgermeister, Gemeinderatsmit-
glieder, engagierte Bürger und
Ehrenamtliche, die sich in die Zu-
kunftsgestaltung ihrer Gemeinde
einbringen. Freilich ist manchmal
ein Umdenken notwendig, denn
plötzlich dürfen Bürger mitreden,
so Berry Mehrer aus Weyarn.
„Gerade deshalb braucht es
Steuerung von Beteiligungspro-
zessen“, erklärte der Vorsitzen-
de des Fachberaters, Dr. Peter
Jahnke.  In lockeren Gesprächs-
runden wurde die Entwicklung
der SDL aufgezeigt.

Der Erfolg der SDL liegt u.a. in
der engen Vernetzung mit zahlrei-
chen Ämtern, Institutionen und
Experten aus der Praxis begrün-
det. Dazu gehört in erster Linie
das Amt für Ländliche Entwick-
lung, das als verlässlicher Partner
bei der Gestaltung von attraktiven
Wohn-, Lebens- und Arbeitsver-
hältnissen im ländlichen Raum
eng an der Seite der SDL steht.
Darüber hinaus schöpft die SDL
ihre Kompetenz aus dem Enga-
gement eines kompetenten Teams

aus Moderatoren und Referenten.
Sie alle bringen aktuelle Themen
aus ihrer Praxiserfahrung mit den
Gemeinden in das Angebot ein
und machen die Seminare zu wert-
vollen Veranstaltungen mit ho-
hem Nutzen für die Teilnehmer.

Information, Motivation
und Qualifikation

Das Themenspektrum ist breit
gefächert und reicht vom Struk-
turwandel in der Landwirtschaft
über Nah- und Energieversor-
gung sowie Innenentwicklung bis
hin zu sozialen Themen. Allein
450 Fachseminare fanden im
Laufe der 25-jährigen Geschichte
statt; jährlich kommen rund 230
Bürgermeister nach Thierhaup-
ten, um an praxisnahen Semina-
ren teilzunehmen und vom Erfah-
rungsaustausch zu profitieren.
„Die SDL ist eine geistige Tank-
stelle“, resümiert Susanne Hoyer,
Bürgermeisterin von Langen-
bach. Sie nimmt regelmäßig an
Veranstaltungen teil und schätzt
die SDL als wichtige Institution
der politischen und gesellschaftli-
chen Weiterbildung. Letztlich
geht es um den Zusammenhalt
der Generationen im ländlichen
Raum, denn nur wenn die Jungen
bleiben, hat der ländliche Raum
eine Zukunft. „Die Gestaltung
des sozialen Miteinanders in der
Kommune“ sehen Fachleute und
die SDL als wichtige Zukunfts-
aufgabe.

„Globalisierung, Digitalisie-
rung, veränderte Arbeitswelten,
neue Kommunikationsstrukturen
und komplexe Planungsprozesse
wirken bis in unsere ländlichen
Gemeinden. Schnell mutiert da
ein Schlafbürger zum Wutbür-

ger“, so SDL-Geschäftsführerin
Gerlinde Augustin. „Deshalb se-
hen wir auch zukünftig unsere
Aufgabe darin, das demokrati-
sche Potenzial, das im ländlichen
Raum steckt, zu schulen und zu
fördern. Nur durch bürgerschaft-
liches Engagement und die Ein-
bindung möglichst Vieler wird es
uns gelingen, nachhaltige Kon-
zepte zu entwickeln, die die Men-
schen überzeugen.“ 

Die Idee der SDL
trägt in die Zukunft

Die Liste der ermutigenden
Projekte, die die SDL nach 25
Jahren erfolgreicher Bildungsar-
beit mit entwickelt und begleitet
hat, ist mittlerweile beachtlich:
Da stellt eine  Gemeinde wie z.B.
Wildpoldsried im Allgäu  eine ei-
gene Energieversorgung mit er-
neuerbaren Energien auf die Bei-
ne.  Da bauten Kommunen leer-
stehende, alte Gebäude um, um
sie sinnvoll neu zu nutzen, sie sie-
delten erfolgreich Betriebe an und
schufen so neue Arbeitsplätze,
verbesserten die Nahversorgung
für Jung und Alt, entwickelten
neue Freizeitangebote oder initi-
ierten die interkommunale Zu-
sammenarbeit.

Den Mut, die Kreativität und
den Pioniergeist der Gründerjah-
re will sich Gerlinde Augustin be-
halten, denn: „Nur wer brennt,
kann das Feuer entfachen.“ Dann
gelinge es auch, Menschen zu-
sammenzubringen, den manch-
mal notwendigen Perspektiv-
wechsel einzuleiten und so ge-
meinsam an einer tragfähigen Zu-
kunft für den ländlichen Raum zu
arbeiten. Informationen unter:
www.sdl-inform.de . 
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sen- oder Konfliktregion einge-
hen.“ Mit dem THW seien bereits
Strukturen – zumindest in der
Notversorgung – geschaffen wor-
den. Die Win-win-Situation sei
immens.

Bereits im September vergan-
genen Jahres habe sein Ministeri-
um hierzu die „Initiative Klinik-
partnerschaften – Partner stärken
Gesundheit“ ins Leben gerufen.
Gemeinsam mit der Else Kröner-
Fresenius-Stiftung finanziert das
BMZ Partnerschaftsprojekte zwi-
schen deutschen Organisationen
des Gesundheitssektors und Part-
nern in Ländern mit niedrigem
und mittlerem Einkommen. 

Neben der finanziellen Förde-
rung werden die Projekte auch
begleitend beraten. Das BMZ hat
bereits seit einer Dekade Erfah-
rung mit der Förderung von insti-
tutionellen Klinikpartnerschaften.
Die Else Kröner-Fresenius-Stif-
tung bringt als Kooperationspart-
ner mehr als zehn Jahre Erfah-
rung in der Förderung humanitä-
rer Gesundheitsprojekte in die In-
itiative ein. Das Bundesministeri-
um für Gesundheit (BMG) und
die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) stehen der Initiative bera-
tend zu Seite und sind in alle kon-
zeptionellen und strategischen
Fragen eingebunden. Weitere er-
fahrene Partner wie Engagement
Global und das Kreditinstitut für
Wiederaufbau (KfW) unterstüt-
zen beim Auswahlprozess und
tragen damit zur Qualitätssiche-
rung bei.

Marshallplan mit Afrika

Eine dezentrale und bürgerna-
he Energieversorgung für die
ländlichen Räume Afrikas ist das
Ziel einer weiteren Initiative, die
Gerd Müller auf den Weg bringen
will. Die Initiative „Grüne Bürge-
renergie für Afrika“ im Schulter-
schluss mit Genossenschaften,
Kommunen und der Privatwirt-
schaft konkretisiert die bereits in
den Eckpunkten für einen „Mar-
shallplan mit Afrika“ vorgeschla-
genen Reformideen für den Be-
reich der Energieversorgung.

Partnerschaftsideen und Hilfs...
Im Rahmen der Energieinitiati-

ve sollen unter anderem 100 Bür-
gerenergiepartnerschaften ge-
gründet werden, bei denen deut-
sche Bürger und Kommunen ihr
Wissen mit afrikanischen Part-
nern teilen können. Über dezen-
trale Energielösungen könnten
auch in entlegeneren Dörfern Me-
dikamente und Lebensmittel
gekühlt werden, Handwerksbe-
triebe ihre Produktivität steigern
oder Landwirte solarbetriebene
Pumpen für die Bewässerung ih-
rer Felder einsetzen. Grundsätz-
lich, so Müller, gilt: „Wer gibt,
dem wird gegeben.“ Der Nutzen
für die hiesigen Kommunen sei
beträchtlich. 

Partnerschaft 
auf Augenhöhe

Dabei geht es dem Bundesmi-
nister nicht nur um Hilfe, sondern
letztlich um „Partnerschaft auf
Augenhöhe“. Ziel müsse es sein,
Kooperationen auch auf geschäft-
licher Basis umzusetzen. Als
möglich erachtete Müller dabei
folgendes Szenario: „Der Abfall-
wirtschaftsbetrieb Donau-Ries in-
vestiert in einer marokkanischen
Stadt und baut dort beispielswei-
se eine Verbrennungsanlage mit
auf. Aber es muss dann ein Ge-
schäftsbetrieb sein. Wir müssen
die gesetzlichen Grundlagen
dafür schaffen, dass Kommunal-
betriebe in solchen Bereichen
tätig sein dürfen.“ 

Als erfreulich und „wichtig für
die Kommunen“ wertete Müller
einen Grundlagenbeschluss im
Rahmen der jüngsten Minister-
präsidentenkonferenz, wonach
die Bundesländer Entwicklungs-
zusammenarbeit künftig zu ihrer
Aufgabe machen. Darauf hätten
sich die Regierungschefs verstän-
digt. Bayern habe sich entschlos-
sen, schwerpunktmäßig im Liba-
non und in Tunesien tätig zu sein.
„Sinnvoll wäre jetzt eine Gesamt-
strategie. Es gilt, regional und
sektoral zu handeln.“

Zur Stärkung lokaler Struktu-
ren vor Ort in Kooperation mit
den Schwellen- und Entwick-
lungsländern gehört nach Müllers

Ausführungen auch der Aufbau
von Staatlichkeit und Verwal-
tungsstrukturen. Die afrikanischen
Länder sollten ihr Augenmerk
hierbei auf den Aufbau von Steu-
erverwaltungen legen und Eigen-
einnahmen stärken. Damit das
Geld nicht in korrupten Kanälen
landet, hat das BMZ ein Pro-
gramm aufgelegt, das genau jene
Reformländer, die Korruption
bekämpfen und wirtschaftlich er-
folgreich sind, weiter stärken soll. 

Müllers Wunsch ist es in die-
sem Zusammenhang, „dass sich
aus dem Erwerbsleben ausschei-
dende Verwaltungsbeamte enga-
gieren und die Verwaltung in ei-
ner Gemeinde mit aufbauen. Bei
den Landkreisen oder den IHKs
sollte man hierzu eine entspre-
chende Eingangsstelle installie-
ren.“ 

Bislang konnten sich im Rah-
men des Senior Experten Service
(SES) vor allem ältere Menschen,
die bereits im Ruhestand sind, 
mit ihrem Erfahrungsschatz und
Know-how einbringen. Mit dem
neuen Weltdienst 30+ können
laut Müller jetzt auch Jüngere ihr
Wissen teilen. Damit sind Fach-
leute, die noch im Berufsleben
stehen, in der Lage, ihr Know-
how im Rahmen von mehrwöchi-
gen oder mehrmonatigen Einsät-
zen in Schwellen- und Entwick-
lungsländern weiterzugeben.

Wie Gerd Müller erläuterte,
„benötigen viele unserer Partner-
länder für spezielle Herausforde-
rungen eine spezielle Expertise“.
Deutschland verfüge über großar-
tige Experten zum Beispiel für
Wasserversorgung, Photovoltaik,
ökologischen Anbau oder medizi-
nische Versorgung. Dies ist umso
erfreulicher, „brauchen wir für
unsere Projekte doch die gesamte
Bandbreite der Berufsfelder“.

Ansprechpartner für interes-
sierte Kommunen ist die staatli-
che Gesellschaft „Engagement
global“, ein Service für Entwick-
lungshilfen, der dem BMZ unter-
stellt ist. Alle Kommunen, die
sich aktiv in die Entwicklungszu-
sammenarbeit einbringen wollen,
sollten sich Müller zufolge an
diese Behörde wenden. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
gestellt werden, nur weil sie sta-
tionär untergebracht sind.  

Keine Lösung in Sicht sei zu-
dem beim finanziellen Ausgleich
für die Mehrausgaben der Ein-
gliederungshilfeträger. Mehrfach
habe man betont, dass mit erheb-
lichen Kostensteigerungen zu

(Fortsetzung von Seite 1)
der Luftgrenzwerte schnell nach-
zukommen,wird sich zeigen. An-
sonsten sei damit zu rechnen,
dass die Gerichte als Akutmittel
Fahrverbote verordnen.

Mit Blick auf das Landesent-
wicklungsprogramm wies der
Geschäftsführer des Bayerischen
Städtetags, Bernd Buckenhofer,
darauf hin, dass die Anträge der
CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag zum Anbindegebot und
zum Zentrale Orte System zu be-
grüßen seien. Die Fraktion wolle
damit einer ausufernden Gewer-
beansiedlung in bislang un-
berührten Landschaften entge-
gentreten und gebe einer nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung in
Bayern den Vorzug. 

LEP bleibt in der Debatte

Der LEP-Entwurf sieht bislang
vor, dass sämtliche Gewerbe- und
Industriegebiete mit Ausnahme
vom Anbindegebot an Ausfahrten
von Autobahnen und Fernstraßen
ausgewiesen werden dürften. Der
Bayerische Städtetag hatte dieses
Vorhaben in der Expertenanhö-
rung massiv kritisiert, weil da-
durch eine ungezügelte Gewerbe-
ausweisung an allen Autobahn-
und Fernstraßenanschlussstellen
mit bandartigen Auswüchsen be-
fürchtet wurde. Zudem wandte
der Kommunalverband ein, dass
allein durch die Flächenauswei-
sung kein neues Gewerbe ge-
schaffen würde, allerdings bereits
Kosten bei der planenden Ge-
meinde entstünden.

Der Antrag der CSU-Fraktion
sieht nun vor, dass eine Inan-

spruchnahme einer Ausnahme
vom Anbindegebot nur dann
möglich ist, wenn dadurch das
Orts- und Landschaftsbild nicht
wesentlich beeinträchtigt würde
und kein geeigneter angebunde-
ner Alternativstandort vorhanden
ist. Wie Buckenhofer erläuterte,
„gibt die CSU-Fraktion den Ar-
gumenten des Bayerischen Städ-
tetags und der Experten in der
Landtagsanhörung damit teilwei-
se nach. Der Vorrang angebunde-
ner Flächen galt bislang als Ab-
wägungsgrundsatz und wird nun
zur Tatbestandsvoraussetzung,
um eine Ausnahme vom Anbin-
degebot zu begründen. Damit
wird den Entwicklungszielen der
Kommune ausreichend Rech-
nung getragen, ohne eine Steue-
rung zum Wohle des kommuna-
len Miteinanders aufzugeben.“

Der Vorbehalt einer nicht we-
sentlichen Beeinträchtigung des
Orts- und Landschaftsbildes sei in
der Sache richtig, kann aber aus
Buckenhofers Sicht zu „erhebli-
chen Unsicherheiten in der prak-
tischen Rechtsanwendung“ füh-
ren. Der Bayerische Städtetag
hätte deshalb ein kooperatives
Vorgehen durch Abstimmung in
den Regionalen Planungsverbän-
den im Falle der Wahrnehmung
einer Ausnahme vom Anbindege-
bot bevorzugt.

Die Auswirkungen der Ein-
führung einer weiteren Zentra-
litätsstufe der Regionalzentren
können nach Angaben des Ge-
schäftsführers bislang schwer ein-
geschätzt werden, da der Antrag
der CSU-Fraktion bis dato nur ei-
nen Grundsatz vorsehe, der an die
Zentralitätsstufe anknüpft. Grund-

sätzlich sei die Einführung der
neuen Zentralitätsstufe aber – wie
die Einführung der Metropolen –
sinnvoll, weil dadurch eine noch
schärfere Differenzierung der
Zentralitätsfunktionen der Städte
und der damit einher gehenden
Aufgaben im Gefüge des Zentra-
le Orte Systems erreicht wird. 

Motoren für die 
Entwicklung Bayerns

Metropolen und die nun als Re-
gionalzentren bezeichneten Städ-
te seien wichtige Motoren für die
Entwicklung Bayerns und näh-
men Aufgaben für die ganze Re-
gion wahr. Sie stünden dabei in
internationalem Wettbewerb mit
anderen Großstädten und müs-
sten hierfür ertüchtigt werden.
Die Landesplanung habe durch
die Zentralitätsstufen der Metro-
polen und der Regionalzentren
die Möglichkeit, großstadtspezifi-
sche Belange gezielt zu steuern
und dadurch Überhitzungser-
scheinungen entgegenzuwirken.

Allerdings, so Buckenhofer,
müsse die Staatsregierung ihren
Planungsauftrag in den kommen-
den Monaten wahrnehmen und in
Absprache mit den Städten und
Verbänden Ziele und Grundsätze
entwickeln. Der Geschäftsführer
bedauerte, dass eine derart diffe-
renzierte Betrachtung nicht beim
gesamten Zentrale Orte System,
insbesondere bei der infolge der
Teilfortschreibung 2013 ausu-
fernden Zahl von Zentralen Or-
ten, zur Anwendung kam, um die
Steuerungsfähigkeit des Zentrale
Orte Systems langfristig zu si-
chern. DK

Schritte in die richtige Richtung ...

Buchtipp:

UNfair! Für eine gerechte Globalisierung
Eine gerechte Weltordnung mit einem fairen
Interessenausgleich fordert Bundesminister Dr.
Gerd Müller in seinem soeben im Murmann-
Verlag erschienenen Buch „UNfair! Für eine
gerechte Globalisierung“. Der Titel versteht
sich als Anspielung auf die Verpflichtung der
UN, endlich effizient zu handeln.

Ausgehend von denkwürdigen Begegnungen
mit Menschen in Entwicklungsländern zeichnet
der Autor auf 190 Seiten ein Bild der vielfältigen
Herausforderungen, Schwierigkeiten und Brüche,
mit denen die Welt heute konfrontiert ist und
macht deutlich, was es für die Entwicklungszu-
sammenarbeit bedeutet, diese Situation meistern
zu müssen. Tatsache ist, dass die zunehmende Mi-
gration und Flucht nach Europa die weltweiten
Verwerfungen auch unmittelbar in Deutschland
sichtbar macht.

Perspektiven und Lösungen

Einerseits findet Müller klare Worte für die Miss-
stände, andererseits zeigt er aber auch Perspekti-
ven und Lösungen auf. An einer ganzen Reihe von
Hebeln gelte es anzusetzen. Dazu zählen u.a. der
Aufbau eines leistungsfähigen Bildungssystems
(mit besonderem Augenmerk auf eine solide
Grundbildung für Mädchen und Frauen), sozial
gerechte Arbeitsverhältnisse und Löhne, eine öko-
logische und effiziente Landwirtschaft, umwelt-
freundliche Energiegewinnung sowie Investitio-
nen in innovative Technik und eine ressourceneffi-
ziente Infrastruktur.

Damit Globalisierung für alle gerecht und inner-
halb der planetarischen Grenzen gestaltet werden

kann, schlägt Müller insgesamt den Weg einer
ökosozialen Markwirtschaft mit weltweiten öko-
logischen und sozialen Mindeststandards für einen
globalen Markt vor. 

Leitlinien für das 21. Jahrhundert

An das Ende seiner Publikation hat der CSU-
Politiker zehn „Leitlinien für das Leben im 21.
Jahrhundert“ gestellt. Einer seiner Grundsätze lau-
tet: „Verantworte deinen Lebensstil und Konsum
vor dir selbst, deinen Mitmenschen, der Gemein-
schaft und kommenden Generationen.“ 

Jeder Einzelne muss aus Müllers Sicht den Pro-
zess der Globalisierung gerecht und nachhaltig ge-
stalten. Zehn Prozent der Weltbevölkerung verfü-
gen über 90 Prozent des Vermögens, 20 Prozent
der Menschen in den Industriestaaten verbrauchen
65 Prozent der Ressourcen. „Das ist weder gerecht
noch zukunftsfähig“, urteilt der Minister. „Darum
müssen wir viel mehr vor Ort tun und in die Le-
benschancen der Menschen in den Entwicklungs-
ländern investieren.“ 

Wir haben die Möglichkeiten, die großen
Herausforderungen zu bewältigen

„Wir haben das Wissen, die Innovationen und
die Möglichkeiten, die großen Herausforderungen
zu bewältigen“, macht Müller deutlich. Eine Welt
ohne Hunger zu schaffen, eine Welt, die auch Per-
spektiven für die Jugend Afrikas, Indiens und an-
derer Entwicklungsländer bietet. „Dazu beizutra-
gen, liegt in unserer Verantwortung. Und es liegt in
unserem ureigenen Interesse.“ DK

zu beteiligen. Der Bezirketag stel-
le sich eine hälftige Verteilung der
anfallenden Kosten vor, minde-
stens aber soll der Freistaat vier
Millionen Euro für die Leitstellen
dieses Krisennetzwerks bereit-
stellen. 

Von einem „Verhandlungser-
folg“ sprach Mederer schließlich
bei der Frage der Kostentragung
der Unterbringung und Betreu-
ung unbegleiteter minderjähriger
und junger volljähriger Flüchtlin-
ge durch die Bezirke. Der Frei-
staat habe sich bereit erklärt, mit
Pauschalen einen Teil der Kosten
für junge Volljährige in der Ju-
gendhilfe zu erstatten. 112 Millio-
nen Euro stünden den Bezirken
für den Zeitraum 2016 bis 2018
dafür zur Verfügung. Allerdings
gebe es im Detail auch hier noch
Probleme und somit einen weite-
ren Abstimmungsbedarf mit dem
Freistaat, unterstrich der Bezirke-
tags-Präsident. 

Sozialpolitischer
Forderungskatalalog

Bei der Vollversammlung ver-
abschiedeten die Delegierten
auch einen sozialpolitischen For-
derungskatalalog des Bayeri-
schen Bezirketags für die kom-
mende Legislaturperiode des
Deutschen Bundestags. Dieser
umfasst folgende acht Punkte:
1. Inklusive Ausgestaltung der
Regelsysteme 
2. Berufliche Teilhabe umfassend
ermöglichen 
3. Schnittstelle zwischen „Ein-
gliederungshilfe“ und „Pflege“
klären 
4. Benachteiligung von Men-
schen mit Behinderung in der
Pflegeversicherung beenden 
5. Bundesteilhabegesetz konse-
quent evaluieren 
6. Anhaltende Kostendynamik
der Eingliederungshilfe durch ge-
eignete Bundesbeteiligung aus-
gleichen 
7. Einführung eines Bundesteil-
habegeldes weiterhin prüfen 
8. Einbeziehung der Nichtversi-
cherten nach § 264 SGB V in das
Beitragssystem der gesetzlichen
Krankenversicherung.

Unter dem Leitgedanken „Star-
ke Bezirke – starkes Bayern“ hob
Kommunalminister Joachim
Herrmann, MdL, die Bedeutung
der dritten kommunalen Ebene in
all ihrer Aufgabenvielfalt für ein
funktionierendes Gemeinwesen
im Freistaat Bayern hervor. In

Vertretung von Ministerpräsident
Horst Seehofer lobte er die Ver-
dienste der bayerischen Bezirke
insbesondere im Bereich der Inte-
gration von Migranten: „Die Be-
zirke engagieren sich bei der Inte-
gration enorm und tragen damit
wesentlich zum Zusammenhalt in
unserem Land bei.“ 

Integration stärken

Wie Herrmann weiter erklärte,
fördere auch der Freistaat ganz
gezielt die Integration: „Wir ha-
ben allein im Jahr 2016 für das
bundesweit einmalige Integrati-
onskonzept ‚Zusammenhalt för-
dern, Integration stärken‘ zusätz-
liche Landesmittel in Höhe von
rund 550 Millionen Euro bereit-
gestellt. Ein Schwerpunkt liegt
hier unter anderem auf der Bil-
dung.“ Auch betonte der Innen-
minister, dass Migranten in
Deutschland in der Pflicht stün-
den, bei ihrer Integration aktiv
mitzuwirken.

Der Freistaat unterstützt laut
Herrmann im Rahmen seines
fortschrittlichen Integrationskon-
zepts unter anderem Kinderta-
geseinrichtungen und Schulen bei
der Betreuung und Förderung
von Flüchtlingskindern. Der Er-
folg des bayerischen Wegs ist für
Herrmann bereits sichtbar: „Bei
fast der Hälfte der Kinder, die den
Vorkurs Deutsch besucht hatten,
wurde bei der Schuleinschrei-
bung kein weiterer Förderbedarf
mehr festgestellt“. 

Zudem habe die Bayerische
Staatsregierung 2015 zudem be-
schlossen, den Ausbau der Ju-
gendsozialarbeit an Schulen zu
beschleunigen. Einsatzorte mit
hohem Migrantenanteil sollen da-
bei vorrangig zum Zug kommen.
Im Freistaat gebe es derzeit an
insgesamt 1.152 Schulen bereits
855 Stellen in der Jugendsozialar-
beit. „Voraussichtlich bis zum
Ende des Jahres 2018 werden wir
die Jugendsozialarbeit an Schulen
auf 1.000 Stellen aufgestockt ha-
ben“, kündigte Herrmann an.
„Hierfür nehmen wir im Doppel-
haushalt 2017/18 insgesamt rund
35,7 Millionen Euro in die
Hand.“

Auch bei der Versorgung unbe-
gleiteter minderjähriger Auslän-
der leisten die Bezirke nach Herr-
manns Worten Großes. So hätten
diese im vergangenen Jahr die
örtlichen Träger dabei unterstützt,
die Betreuung von fast 5.000 neu
eingereisten unbegleiteten min-
derjährigen Ausländern sicherzu-
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Starke Bezirke ...

Naaß ist neue Zweite
Vizepräsidentin

Die stellvertretende Be-
zirkstagspräsidentin von Mit-
telfranken, Christa Naaß, wur-
de in Würzburg zur neuen
Zweiten Vizepräsidentin und
Schatzmeisterin des Bayeri-
schen Bezirketags bestimmt.
Die SPD-Politikerin erhielt 91
Prozent der Delegiertenstim-
men. Die Wahl von Christa
Naaß war notwendig gewor-
den, weil der bisherige Zweite
Vizepräsident und Schatzmei-
ster Norbert Hartl (Bezirk
Oberpfalz) seine Ämter zum
1. Februar dieses Jahres nie-
dergelegt hatte. DK

rechnen sei. Mederer zufolge dür-
fen Kommunen auf diesen Ko-
sten nicht sitzen blieben, sei In-
klusion doch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. So müsse
sich auch der Bund an den Mehr-
ausgaben für die Eingliederungs-
hilfe beteiligen. Dafür werde er
weiterhin kämpfen. 

Fakt sei, dass die vom Bund
jährlich in Aussicht gestellten
fünf Milliarden Euro zur Entla-
stung der Kommunen von den
Kosten der Eingliederungshilfe
nicht bei den Bezirken ankom-
men, gingen doch davon vier
Milliarden Euro an die anderen
kommunalen Ebenen, hob der
Präsident hervor. Wie die fünfte
Milliarde verteilt werde, sei der-
zeit noch offen. Zumindest dieser
Teil der Bundesmittel müsse di-
rekt bei der dritten kommunalen
Ebene ankommen.

Mit Blick auf das Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetz erklärte
der Präsident, dass dieses wohl
erst im Januar 2019 in Kraft tre-
ten werde. Deshalb werde der Be-
zirketag nicht müde, auf einer
Kostenregelung zur Finanzierung
eines bayernweit flächendecken-
den psychiatrischen Krisennetz-
werks zu beharren. Der Freistaat
habe zugesichert, sich finanziell
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PFLICHTTERMIN FÜR
KOMMUNALE IT-PROFIS

• „Best Practice“ für IT-Sicherheit und Datenschutz:
Wie umsetzen?

• eGovernment: aktuelle Themen und Trends

• IT-Talk: Entscheider und Experten im Austausch
auf Augenhöhe

•NEU im Messeprogramm: die Wahl zum
„Kommunalen IT-Profi“

KOMMUNALER BEDARF
AUF DEN PUNKT GEBRACHT.

MESSEZENTRUM NÜRNBERG
18. – 19.10.2017

KOMMUNAL DE/ITKOMMUN . E/IT

10. BUNDESWEITE FACHMESSE UND KONGRESS

Folgen Sie uns auf Twitter!
twitter.com/kommunale

Zum 10. Jubiläum rückt IT bei
KOMMUNALE in den Fokus

Neu: Preisverleihung „Kommunaler IT-Profi“
Begleitender Kongress thematisiert kommunale Herausforderungen

Bürgermeister, Behördenchefs und Abteilungsleiter sollten sich
den 18. und 19. Oktober 2017 rot im Kalender anstreichen.
Dann öffnet im Nürnberger Messezentrum die 10. KOMMU-
NALE, Deutschlands größte Fachmesse für Kommunalbedarf,
ihre Tore. Die Messevorbereitungen sind bereits in vollem
Gange. Wichtige Themen 2017: Kommunale IT, eGovernment,
Energiewende, Kommunaltechnik, öffentliche Verwaltung und
Stadtplanung. Premiere feiert die Verleihung des Preises
„Kommunaler IT-Profi“. Der parallel zur Fachmesse stattfin-
dende Kongress des Bayerischen Gemeindetags sowie die Aus-
stellerfachforen bieten überdies die Möglichkeit, die Diskussi-
on zu speziellen Zukunftsthemen für Städte und Gemeinden zu
vertiefen. Über 300 Aussteller und gut 5.000 Besucher aus dem
gesamten Bundesgebiet werden erwartet. 

Bereits seit 1999 findet die
KOMMUNALE zweijährig am
Messestandort Nürnberg statt und
hat sich über die Jahre zur wich-
tigsten Informations- und Aus-
tauschplattform für alle diejeni-
gen entwickelt, die in ihrer Ge-
meinde Verantwortung tragen.
Über 300 Aussteller aus Berei-
chen wie Bürobedarf, EDV und
Kommunikation, Energie oder
Öffentlicher Raum werden er-
wartet. „Damit ist die KOMMU-
NALE groß genug, um alle wich-
tigen Segmente des Kommunal-
bedarfs abzubilden. Gleichzeitig
ist sie verteilt auf zwei Messehal-
len, und damit kompakt und über-
sichtlich. Ein wichtiger Aspekt,
wenn eine Veranstaltung neben
der gezielten Information vom
Austausch zu aktuellen Kommu-
nalthemen lebt“, erklärt Christian
Arnold, Abteilungsleiter Partner-
und Publikumsveranstaltungen
bei der NürnbergMesse.

Kommunalkongress 
des Gemeindetags

Den Dialog fördert seit der ers-
ten KOMMUNALE auch der be-
gleitende Kongress, dessen Ver-
anstalter der Bayerische Gemein-
detag (BayGT) ist. Er thematisiert
Kommunalthemen hauptsächlich
aus bayerischer Sicht, jedoch ha-
ben zahlreiche Beiträge bundes-
weite Relevanz – etwa die Asyl-

thematik. Eines ist sicher: Im
Kongress wird auch 2017 wieder
Klartext gesprochen, denn die
Teilnehmer wissen um die kom-
munalen Herausforderungen der
heutigen Zeit. Sie dürfen sich auf
Dutzende Vorträge, Workshops
und prominent besetzte Podiums-
diskussionen freuen. Natürlich
kommt auch das gemütliche
Netzwerken nicht zu kurz.

Auch auf der Fachmesse tut
sich etwas: „Kommunale IT ist
ein wichtiges Thema, das kom-

munale Entscheider zukünftig
immer mehr beschäftigen wird.
Die Kommunen investieren zu-
dem verstärkt in IT“, weiß Wer-
ner Richthammer, Produktmana-
ger KOMMUNALE bei der
NürnbergMesse. 

Neu: Ehrung 
„Kommunaler IT-Profi“

Deshalb gibt es auf der Veran-
staltung 2017 erstmals die Eh-
rung „Kommunaler IT-Profi“. Sie
soll, so Richthammer, die „heim-
lichen Helden“ der öffentlichen
Verwaltungsarbeit in den Fokus
stellen: E-Government, Cybersi-
cherheit, IT-Standardisierung/In-
teroperabilität, Zusammenarbeit
Bund/Länder/ Kommunen, aber
auch neue IT-Leistungen wie das
digitalisierte Asylverfahren oder
Servicekonten für Bürger und
Unternehmen seien Dauerthe-
men. Sich für den Preis bewerben
können kommunal Beschäftigte
aus Städten und Gemeinden aller
Größenordnungen. 

Starke Bezirke ...
(Fortsetzung von Seite 4)
stellen. Laut Herrmann lässt der
Freistaat seine Bezirke mit dieser
Aufgabe nicht allein: „Wir erstat-
ten den Bezirken seit Dezember
letzten Jahres die Kosten für diese
Versorgungsleistungen – und
zwar unabhängig vom Aufent-
haltsstatus der Minderjährigen.
Insgesamt haben wir hierfür im
Staatshaushalt 2017 mehr als 364
Millionen Euro veranschlagt.“

Der Innenminister erinnerte
daran, dass selbst ein starkes
Land wie Deutschland nicht un-
begrenzt aufnahmefähig ist und
nahm nach Deutschland Geflüch-
tete in die Pflicht: „Wer hier blei-
ben will und darf, muss bei seiner
Integration aktiv mitmachen und
insbesondere die deutsche Spra-
che lernen.“ Wie Herrmann erläu-
terte, ist das Prinzip des „För-
derns und Forderns“ im Bayeri-
schen Integrationsgesetz, das am
1. Januar 2017 in Kraft getreten
ist, fest verankert. 

Ein zentraler Punkt des Geset-
zes ist für Herrmann die dort ver-
ankerte Leitkultur: „Das Zusam-
menleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft braucht
Grundregeln, die alle kennen und
die von allen anerkannt werden.
Damit Integration gelingt, müs-
sen wir unsere eigene Identität
hochhalten und sie mit großer
Überzeugung selbstbewusst und
kraftvoll vertreten.“ Für den Mi-
nister speist sich diese Leitkultur
aus den Grundregeln, die für das
Zusammenleben in Deutschland
besonders wichtig sind. „Dazu
gehören unsere Werte wie zum
Beispiel Demokratie und Gleich-
berechtigung.“ DK

Bereits zum dritten Mal erfah-
ren IT-Verantwortliche im IT-Talk
alles rund um mobile Anwendun-
gen, cloudbasierte Bürgerportale
oder Datenschutz und Informati-
onssicherheit im kommunalen
Bereich. Generell soll auf der
Fachmesse kommunale IT pra-
xisnah gezeigt werden – mit dem
Ziel, einen „State of the Art“ zu
definieren und Fragen wie „Was
muss kommunale IT leisten?“,
„Was sind sinnvolle bzw. notwen-
dige Add-ons?“ und „Welche
Lernfelder im Bereich kommuna-
le IT sind noch nicht ausgereift?“
zu beantworten. Informationen
unter:www.kommunale.de/it

Pflichtveranstaltung für alle
deutschen Gemeinden

Christian Arnold und Werner
Richthammer sind überzeugt,
dass die KOMMUNALE durch
ihre Vielfalt auf Aussteller- und
Besucherseite einen echten
Mehrwert zu allen kommunalen
Fragestellungen bietet. Sie ergän-
zen: „Die Synergieeffekte, die
durch den Verbund der Messe mit
ihren Fachforen und dem allge-
meinen Kongress entstehen, ma-
chen die KOMMUNALE zur
Pflichtveranstaltung für alle, die
in ihrer Gemeinde Verantwortung
tragen. Die Dienstreisefähigkeit
ist somit gewährleistet.“ 

Bayerischer Museumspreis 2017:

Freude in Spalt und Vilsbiburg 
Im Rahmen des Bayerischen Museumstages in Schwabach
wurde der von der Versicherungskammer Kulturstiftung aus-
gelobte Bayerische Museumspreis 2017 verliehen. In der Kate-
gorie haupt- oder nebenamtlich geführtes Museum wurde das
HopfenBierGut - Museum im Kornhaus Spalt ausgezeichnet, in
der Kategorie ehrenamtlich geführtes Museum das Heimatmu-
seum Vilsbiburg. 

Wie Laudator Dr. Harald Ben-
zing, Mitglied des Vorstands der
Versicherungskammer Bayern
betonte, seien die bayerischen
Museen unverzichtbar für den Er-
halt und die Pflege des kulturellen
Erbes. Diese Kulturarbeit zu wür-
digen und zu fördern, sei das Ziel
der alle zwei Jahre speziell an die
nichtstaatlichen Museen vergebe-
nen Auszeichnung. 

Das HopfenBierGut - Museum
im Kornhaus in Spalt/Mittelfran-
ken, ausgezeichnet mit einem
Preisgeld von 20.000 Euro, konn-
te laut Benzing nach mehrjähri-
gen aufwändigen Planungs- und
Sanierungsarbeiten im Frühjahr
2015 auf einer Fläche von 1.200
qm eröffnet werden. 

Themenstationen

Im 2. Obergeschoss informiert
zunächst ein dreidimensionaler
Plan über die Stadt und ihre Se-
henswürdigkeiten. Locker im
Raum verteilte Themenstationen
führen ein in die Geschichte des
Hopfenanbaus und erläutern die
dazu nötigen Arbeitsschritte. Mit-
machstationen laden ein, selbst
tätig zu werden und etwa den
nötigen Krafteinsatz bei be-
stimmten Arbeitsschritten zu er-
fahren. Ein Panoramakino er-
möglicht den Besuchern, im Zeit-
raffer ein Hopfenjahr bis hin zu
den Festen nach der Ernte mitzu-
erleben. 

Die letzte kommunale
Brauerei Deutschlands

Die besondere Beziehung der
Spalter zum Bier rührt aber nicht
nur vom traditionsreichen Hop-
fenanbau, sondern auch von einer
weiteren Eigenheit her: Spalt be-
sitzt die letzte kommunale Braue-
rei Deutschlands, das heißt, alle
5.000 Bürger sind Miteigentümer
und bei der Bürgermeisterwahl
wird automatisch auch der Ge-
schäftsführer der Brauerei mit be-
stimmt. Vor diesem Hintergrund
ist es auch folgerichtig, das wich-
tigste Produkt aus Spalter Hopfen
entsprechend in diesem Museum
zu würdigen. Im 1. Obergeschoss
kann man mit allen Sinnen die In-
haltstoffe des „flüssigen Brotes“

unter die Lupe nehmen und einen
begehbaren Braukessel erkunden.
Auch ist es beispielsweise an ei-
nem Medientisch möglich, auf
unterhaltsame Art und also kei-
neswegs „bierernst“ Biersorten
aus aller Welt kennenzulernen, in
denen Spalter Hopfen den richti-
gen Geschmack erzeugt. 

Geschichte der Stadt, des
Lebens und des Arbeitens

Das Heimatmuseum Vilsbi-
burg – Kröninger Hafnermuseum
am historischen Stadtplatz im nie-
derbayerischen Vilsbiburg, aus-
gezeichnet mit einem Preisgeld
von 10.000 Euro, stellt auf einer
Fläche von rund 1.000 qm Facet-
ten der Stadtgeschichte und des
Lebens und Arbeitens in früheren
Zeiten vor – von der Vor- und
Frühgeschichte über Volksfröm-
migkeit, das Kunstschaffen am
Beispiel von Eduard Schleich
dem Älteren bis hin zu Handwerk
und Gewerbe, darunter die örtli-
che Ziegelproduktion. Dieses
Thema leitet über zu dem wich-
tigsten Bestandteil von Samm-
lung und Ausstellung, der Krö-
ninger Hafnerei. 

Der Kröning ist ein Höhen-
rücken nahe der Stadt, der für sei-
ne hervorragende Tonqualität be-
kannt ist. Seit dem 14. Jahrhun-
dert wurden hier Tonwaren er-
zeugt, in erster Linie Gebrauchs-
geschirr, das bis nach Nordbay-
ern, Oberösterreich und Südtirol
gehandelt wurde. Über Jahrzehn-
te wurden in ehrenamtlicher Ar-
beit sowohl eine umfangreiche
Sammlung dieser Hafnereier-
zeugnisse zusammengetragen als
auch die Produktionsstätten, die
Hersteller und die Vertriebswege
erforscht. „Die höchst qualitätvol-
le wissenschaftliche Arbeit, die
dabei geleistet und in Publikatio-
nen dokumentiert wurde, geht bei
Weitem über das Maß hinaus, das
selbst von sehr engagierter ehren-
amtlicher Museumsarbeit zu er-
warten ist“, stellte VKB-Vor-
standsmitglied Benzing fest. 

Der Heimatverein wird beim
Betrieb des Museums von der
Stadt unterstützt, doch gehört es
auch zu den Pflichten seines Vor-
sitzenden Peter Barteit, immer

wieder Spenden und Mittel ein-
zuwerben, um die Museumsar-
beit auf diesem Niveau fortführen
zu können und weitere Projekte
zu ermöglichen. „Ich hoffe, dass
der Bayerische Museumspreis
bzw. die damit verbundene finan-
zielle Zuwendung diese Ihre Ar-
beit erleichtert“, bemerkte Ben-
zing. 

„Museen sind zentrale Kultur-
und Bildungseinrichtungen. Sie
bewahren Spuren unserer Vergan-
genheit und unserer Geschichte
und machen uns auf sie aufmerk-
sam“, hatte Wissenschaftsstaats-
sekretär Bernd Sibler bei der
Eröffnung des Bayerischen Mu-
seumstags 2017 betont. „Museen
sind nicht nur für das Gestern be-
deutsam: Als Orte der Selbstver-
gewisserung stiften sie im Hier
und Heute Identität. Auch können
sie die Entwicklung von Städten
und Regionen positiv beeinflus-
sen. Denn Museen besitzen eine
große Anziehungskraft auf Men-
schen unterschiedlicher kulturel-
ler oder sozialer Herkunft“, er-
klärte der Staatssekretär.

Vielfältige Museums-
landschaft erhalten

Dem Freistaat sei es ein zentra-
les Anliegen, die vielfältige Mu-
seumslandschaft in Bayern zu er-
halten, so der Staatssekretär wei-
ter. Mit Blick auf das große Enga-
gement nichtstaatlicher Träger
hob er hervor: „Mit der Landes-
stelle für nichtstaatliche Museen
haben wir einen wichtigen Part-
ner und eine zentrale Anlaufstelle
für unsere nichtstaatlichen Mu-
seen.“ Sie stehe fachlich mit wert-
vollem Rat und finanziellen Zu-
wendungen zur Seite, etwa bei
der Neukonzeption von Dauer-
ausstellungen, und unterbreite
vielfältige Fortbildungsangebote.
Mit dem Kulturfonds verfüge der
Freistaat über ein weiteres wirk-
sames Instrument, um die nicht-
staatlichen Museen bei Projekten
finanziell zu unterstützen. 

„Museen sehen sich großen
Herausforderungen gegenüber:
Um für ihre Besucherinnen und
Besucher attraktiv zu bleiben,
müssen sie sich stets weiterent-
wickeln“, merkte der Staatsse-
kretär an und fügte hinzu: „Das
Stadtmuseum in Schwabach, ein
Leuchtturm in der bayerischen
Museumslandschaft, steht hierfür
mit seinem modernen museums-
pädagogischen Konzept beispiel-
haft.“ DK
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Bayerischer Sparkassentag 2017 in Erlangen:

Modernes Banking. 
Erfolgreiches Geschäftsmodell
Das Ringen um eine angemessene Bankenregulierung stand im
Mittelpunkt des Bayerischen Sparkassentags 2017 in Erlan-
gen. Wie Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands
Bayern, darlegte, „unterscheidet die Flut an neuen Regulie-
rungsmaßnahmen nur unzureichend zwischen den großen, sy-
stemrelevanten und international aktiven Banken auf der ei-
nen Seite und kleinen, mittleren und regional verankerten Kre-
ditinstituten auf der anderen Seite. Sie werden deutlich stärker
belastet als Großbanken. Das ist wettbewerbsverzerrend!“

Um „Proportionalität in der
Regulierung“ zu gewährleisten,
schlagen die Sparkassen ein ei-
genständiges Regelwerk für Re-
gionalbanken vor, das sich vor al-
lem hinsichtlich aufwändiger
Melde- und Offenlegungspflich-
ten von der Regulierung für sy-
stemrelevante Banken unter-
scheidet. Für welche Kreditinsti-
tute diese ‚Small and Simple
Banking Box‘ Anwendung fin-
det, sollte aus Netzers Sicht
primär vom Geschäftsmodell ab-
hängen. Alle Sparkassen hätten
das gleiche risikoarme Geschäfts-
modell, ganz unabhängig davon,
wie groß sie sind. „Es sollten sich
also alle – mit Ausnahme der we-
nigen größenbedingt systemrele-
vanten – in der Box wiederfinden
und Entlastungen erfahren“, so
der SVB-Präsident.

Kundenorientierung

Mit Blick auf das Tagungsmot-
to meinte Netzer: „Modernes
Banking heißt für uns Sparkas-
sen, unseren Kunden Orientie-
rung zu geben. Orientierung
durch spürbare Präsenz vor Ort
genauso wie auf digitalen Ka-
nälen und durch kompetente Be-
ratung, wie Ersparnisse auch in
zinslosen Zeiten aufgebaut wer-
den können.“

Die bayerischen Sparkassen
zeigten dabei auch selbstbewusst
auf ihr Geschäftsmodell, so der
Präsident und betonte: „Wir blei-
ben Sparkasse, nah an den Men-
schen. Wir sind berechenbar,
langfristig ausgerichtet und als Fi-
nanzierungspartner Nr. 1 des Mit-
telstands mit dem regionalen Ge-
schäftsgebiet ‚verheiratet‘.“ Frei-
lich, so Netzer, „brauchen die
Sparkassen dafür eine angemes-
sene, verhältnismäßige Regulie-
rung, d. h. keinen Knebel im
Mund, sondern den Atem, um Fi-
nanzpartner gerade auch an den
schwächeren Standorten Bayerns
sein zu können. Gerade dort wird
unser dezentrales Geschäftsmo-
dell gebraucht.“

Sehr gutes Kreditgeschäft

Nach Netzers Angaben ver-
zeichnen die bayerischen Spar-
kassen für die ersten fünf Monate
2017 ein sehr gutes Kreditge-
schäft: Das Kreditvolumen stieg
um 1,7 Milliarden Euro (+1,3
Prozent) auf nunmehr 128 Milli-
arden Euro. Dieser Anstieg wird
besonders durch das sehr dynami-
sche Unternehmenskreditgeschäft
getragen (+2,1 Prozent). Die star-
ke Entwicklung der Firmenkredite
spiegelt sich auch in den Zusagen
für künftige Darlehen wieder: Bis-
her wurden 2017 11,5 Prozent
mehr Kredite an Unternehmen
und Selbstständige als im gleichen
Zeitraum 2016 zugesagt. 

Die Einlagen bei den bayeri-
schen Sparkassen nehmen derzeit
ab. Seit Jahresbeginn ist der Ein-
lagenbestand um 0,7 Prozent auf
knapp 156 Milliarden Euro ge-
sunken. Dies resultiert aus Ab-
flüssen bei Unternehmenskunden
und öffentlichen Haushalten.
Während etwa die Sichteinlagen
unserer Privatkunden auch wei-
terhin zunehmen (+2,7 Prozent),
werden sie überkompensiert vom
Mittelabzug vieler Firmen und
Kommunen. Hier scheinen erst-
malig Verschiebungseffekte infol-
ge der bei einigen Sparkassen neu

eingeführten Verwahrentgelte
auf. Normale Sparer sind von
Verwahrentgelten nicht betroffen
und parken, sofern sie freie Mittel
haben, diese weiterhin bevorzugt
in täglich fälligen Anlagen. Für
die Sparkassen bedeutet der Ein-
lagenrückgang laut Netzer „einer-
seits Entlastung von Verwahrent-
gelten, die sie sonst ihrerseits ent-
richten müssten. Allerdings sieht
es kein Kreditinstitut gerne, wenn
ihre Kunden sich nach fremden
Anlagemöglichkeiten umsehen.“

Bittere Wahrheit

Doch die Rentabilitätsrechnung
präsentiere derzeit eine bittere
Wahrheit „und zwingt uns auch zu
unpopulären Maßnahmen“, so der
SVB-Präsident. Das Betriebser-
gebnis bilde infolge der Niedrig-
bis Negativzinsen den Markter-
folg der Sparkassen immer weni-
ger ab. Der Zinsüberschuss der
bayerischen Sparkassen als eine
der Hauptertragsquellen sinke bei
den derzeitigen Niedrigzinsen
weiter deutlich. Auch ein gestei-
gerter Provisionsüberschuss fange
diese Einbußen nicht auf, zumal
auch der Verwaltungsaufwand
leicht steige. Das Betriebsergebnis
vor Bewertung 2017 werde des-
halb deutlich unter dem des Vor-
jahres liegen. „Wir rechnen der-
zeit damit, dass es um knapp 
9 Prozent sinken wird. Unterstellt
man, dass Europa auf dem niedri-
gen Zinsniveau bleibt, wird sich
dieses Verhältnis im Lauf der Zeit
weiter verschlechtern“, prognosti-
zierte Netzer.

Marktführerschaft ausbauen

Die Sparkassen stünden damit
vor großen Aufgaben, wenn sie
die Kollateralschäden aus der
Niedrigzinsphase und der Ban-
kenregulierung anständig verar-
beiten wollen. Sie wüssten aber
gleichzeitig, dass sich die Zukunft
im Wettbewerb entscheidet.
„Deshalb arbeiten die bayeri-
schen Sparkassen weiterhin mit
voller Kraft daran, der Finanzie-
rungs- und Vertrauenspartner
Nr. 1 der Kunden in Bayern zu
bleiben und ihre Marktführer-
schaft konsequent auszubauen.“

Aus Sicht der Bankenaufsicht
beleuchtete Dr. Andreas Dom-
bret, Vorstandsmitglied der Deut-
schen Bundesbank das Motto des
diesjährigen Sparkassentages.
Er machte deutlich, dass Erleich-
terungen in der Aufsicht kleinerer
Banken und Sparkassen sinnvoll
seien. Das vielfältige Banken-
system in Deutschland sei „der
beste Garant für Stabilität“ und
müsse erhalten werden.

Small Banking Box

Um mehr Verhältnismäßigkeit
herzustellen, biete sich die „an-
fangs als höchst unrealistisch ein-
geschätzte Small Banking Box“
an, betonte Dombret. Seiner Auf-
fassung nach sollten sich Institute
jenseits einer „Bilanzsumme im
niedrigen einstelligen Milliarden-
bereich“ vereinfachten Regeln
unterwerfen. Zudem sollte ein In-
stitut nicht größer sein als ein be-
stimmter Teil des Bruttoinlands-
produkts oder des Bankenmarkts
des betreffenden Mitgliedstaates.

Darüber hinaus plädierte der
Bundesbankvorstand dafür, eine
Reihe „harter Nebenbedingun-

gen“ zu erfüllen: Nur solche Insti-
tute dürften Teil der Box werden,
die im Abwicklungsfall einem In-
solvenzverfahren unterliegen, sie
dürften nicht nennenswert auf
dem Kapitalmarkt oder grenzü-
berschreitend aktiv sein, sie soll-
ten allenfalls kleine Handels- und
Derivatebücher aufweisen und
sie sollten schließlich keine inter-
nen Modelle verwenden, sondern
nur den Standardansatz nutzen. 

Systemische Risiken

Dombret zufolge führt dieser
Vorgabenkatalog dazu, dass Insti-
tute mit riskanteren Geschäfts-
modellen von vornherein ausge-
schlossen werden. Darüber hin-
aus dürfe man auch systemische
Risiken, die sich aus der Vernet-
zung vieler kleiner Institute erge-
ben können, nicht vergessen –
Stichwort „too many to fail“. Und
schließlich sollte die letzte Ent-
scheidung immer der Aufsicht
vorbehalten bleiben. „Sollte diese
schwerwiegende Einwände ha-
ben, kann sie davon absehen, ein
Institut unter vereinfachten Re-
geln zu beaufsichtigen“, erklärte
Dombret. Seine Positionen wur-
den im Anschluss mit SVB-Präsi-
dent Ulrich Netzer, Landesob-
mann Walter Strohmaier und
Frank Walthes, Vorstandsvorsit-
zender der Versicherungskammer
Bayern, angeregt diskutiert.

Zum Abschluss des Bayeri-
schen Sparkassentags würdigte
Ministerpräsident Seehofer die
Sparkassen als zukunftsstarkes
Erfolgsmodell: „Die Sparkassen
in Bayern sind Erfolgsmodell und
Zukunftsmacher. Feste Veranke-
rung in den Kommunen, verläss-
licher Finanzpartner des Mittel-
stands, Schutzschild der Sparer –

das sind die Grundpfeiler soliden
Wirtschaftens. Die Bayerischen
Sparkassen halten Kurs mit ihrem
soliden Geschäftsmodell und ihrer
langfristigen Kundenbindung.“ 

„Die Staatsregierung steht fest
an ihrer Seite“, fuhr Seehofer fort.
„Wir bekennen uns ganz klar zum
Drei-Säulen-Modell der deut-
schen Bankwirtschaft und wir
werden uns in Brüssel weiterhin
mit aller Macht dafür einsetzen.
Gefragt ist eine Bankenregulie-
rung mit Vernunft und Augen-
maß, die die Besonderheiten auch
unserer Sparkassen ausreichend
berücksichtigt. Denn unsere Mit-
telständler und Existenzgründer
brauchen weiterhin eine vernünf-
tige Finanzierung!“

Der Ministerpräsident unter-
strich besonders das Engagement
der Bayerischen Sparkassen bei
der Initiative „Bayern barriere-
frei“: „Unser Ziel ist es, Bayern bis
2023 barrierefrei zu machen.
Dafür investiert der Freistaat fast
430 Millionen Euro. Gesellschaft-
liches Engagement als Stifter und
Spender unmittelbar in der Region
und vor Ort hat bei den Sparkassen
lange Tradition. Ich freue mich,
dass wir die Sparkassen jetzt auch
als Partner von „Bayern barriere-
frei“ gewinnen konnten.“ 

„Bayern barrierefrei“

Die Sparkassen in Bayern stel-
len mit derzeit über 2.400 Ge-
schäftsstellen die geld- und kre-
ditwirtschaftliche Versorgung der
Bevölkerung und der Wirtschaft
in ihrem Geschäftsgebiet sicher.
Wie Seehofer betonte, „leisten die
Sparkassen in Bayern beim Ab-
bau von Barrieren auch im Onli-
nebanking Beachtliches“. In An-
erkennung der Leistungen für die
Inklusion in Arbeitsleben und Ge-
sellschaft überreichte der Mini-
sterpräsident dem Sparkassenver-
band in Erlangen das Signet
„Bayern barrierefrei – Wir sind
dabei“.
Eine ausführliche Dokumenta-
tion des Bayerischen Sparkas-
sentags erscheint in Ausgabe 17
der GZ. DK

Ministerpräsident Horst Seehofer (links) überreichte gemeinsam
mit Staatssekretär Johannes Hintersberger (rechts) dem Präsiden-
ten des Sparkassenverbands Bayern Dr. Ulrich Netzer (Mitte) 
in Erlangen das Signet „Bayern barrierefrei – Wir sind dabei“.

Bild: Anja Prestel / StMAS

Sparkassen stehen für
finanzielle Stabilität
Kommunale Verankerung weiterhin notwendig

Die bayerischen Sparkassen sind ein wesentlicher Eckpfeiler
des Finanzwesens in Bayern und erfüllen den wichtigen Auf-
trag, die Geld- und Kreditversorgung insbesondere von Mit-
telständlern und Menschen aus sämtlichen Bevölkerungskrei-
sen sicherzustellen. Dies erklärte Innenminister Joachim Herr-
mann im Vorfeld des Bayerischen Sparkassentags.

Der Innenminister hob erneut
die besondere Bedeutung der
Sparkassen hervor, die durch ih-
re Tätigkeit auch einen heraus-
ragenden Beitrag zu gleichwer-
tigen Lebensverhältnissen in al-
len Regionen des Freistaats lei-
steten. Um den besonderen öf-
fentlichen Auftrag sicherzustel-
len, müssten die Sparkassen in
den jeweiligen Kommunen fest
verankert bleiben. Dazu seien
auch weiterhin kommunale Ver-
treter in den Verwaltungsräten
der Sparkassen nötig.

Regulierung der
Finanzmärkte

Einen existenziell wichtigen
Punkt sieht Herrmann in der
Wahrung der Besonderheiten des
öffentlich-rechtlichen Sparkas-
senwesens. Dies gelte vor allem
für die künftige Regulierung der
Finanzmärkte durch die EU. Er
habe kein Verständnis dafür, dass
die seit vielen Jahren bewährte
kommunale Verankerung der
Sparkassen derzeit durch Leitli-
nienvorschläge der Europäi-
schen Zentralbank und der Eu-
ropäischen Bankenaufsicht in
Frage gestellt werde. Die Bun-
desregierung müsse sich in der

EU dafür einsetzen, dass bei der
Regulierung der Finanzmärkte
die Besonderheiten des deut-
schen Sparkassenwesens weiter
Bestand haben.

Beitrag zur Stabilität

Der Minister sieht in der Ar-
beit der bayerischen Sparkassen
einen wichtigen Beitrag zur fi-
nanziellen Stabilität. Dies bele-
ge insbesondere das gute Ergeb-
nis im vergangenen Jahr, auch
wenn die negativen Auswirkun-
gen der Niedrig- und Negativ-
zinsphase sowie die steigenden
regulatorischen Anforderungen
der EU nicht völlig ausgegli-
chen werden konnten. Außer-
dem zeige sich landesweit, dass
die von den Sparkassen eingelei-
teten Maßnahmen zur Kosten-
senkung und Ertragsstabilisie-
rung greifen. In diesem Zusam-
menhang begrüßte Herrmann die
Fusion von Stadt- und Kreisspar-
kassen. Ein Zusammenschluss
stärke die Wettbewerbsfähigkeit
und stelle ein starkes Signal für
deren Zukunft dar. Als Beispiel
nannte er die jüngst erfolgte Fusi-
on der Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen mit der Kreissparkasse
Höchstadt a.d. Aisch. rm

BayernLB seit 40 Jahren
in London aktiv

Vor 40 Jahren hat die Bayerische Landesbank ihre Niederlas-
sung in London gegründet. Trotz veränderter wirtschaftlicher
und politischer Rahmenbedingungen sieht sich die BayernLB
auch heute als wichtiges Bindeglied für die deutsche Wirtschaft
am Finanzplatz London. 

Die exportorientierten deut-
schen und bayerischen Unter-
nehmen haben Großbritannien
weiterhin als weltweit fünft-
stärkste Wirtschaftsnation und
attraktiven Absatzmarkt im
Blick. Internationale Investo-
ren suchen oft aus London her-
aus in Deutschland nach lang-
fristigen Investments vor allem
im Immobilienbereich. Genau
für diese Kundengruppen sieht
sich die BayernLB als Bank-
partner am Standort London
gut gerüstet.

Verlässlicher Partner

„Wir haben uns in London in
den vergangenen Jahren aus-
schließlich an den Bedürfnissen
unserer Kunden orientiert und
schlank aufgestellt. Mit unserer
langjährigen Erfahrung und Ex-
pertise stehen wir unseren Im-
mobilien- und Firmenkunden
von London aus als verlässli-

cher Partner für ihr UK-Ge-
schäft zur Verfügung“, betonte
Johannes-Jörg Riegler, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
LB, anlässlich einer Kunden-
veranstaltung zum 40-jährigen
Bestehen der Niederlassung
London.

Finanzierung von
Energieprojekten

Eine besondere Expertise
weist die BayernLB in Großbri-
tannien bei der Finanzierung
nachhaltiger Energieprojekte
auf. Hier hat die Bank in den
vergangenen Jahren Photovol-
taikparks mit einer Gesamt-
leistung von 1,2 Gigawatt finan-
ziert. Im Immobiliensektor sind
die Spezialisten der BayernLB in
London Beratungs- und Finanzie-
rungspartner für internationale In-
vestoren, die über London Zu-
gang in den deutschen Immobili-
enmarkt suchen. 

Kulturprojekte 
für jedermann

Anlässlich des Bayerischen Sparkassentages 2017 unter-
stützten die bayerischen Sparkassen mit 20.000 Euro aus
dem Reinertrag ihrer Gewinnsparlotterie Sparkassen-PS-
Sparen und Gewinnen den Start zweier Angebote zu Kunst
und Kultur: die Lesereihe „ERHörbar“ des Landkreises
Erlangen-Höchstadt sowie Projekte der Stadt rund um den
Bildhauer Heinrich Kirchner und seinen Skulpturenpark.
Die Spenden überreichte der Präsident des Sparkassenver-
bandes Bayern, Dr. Ulrich Netzer, an Landrat Alexander
Tritthart und Oberbürgermeister Dr. Florian Janik vor
Sparkassenvorständen und Vertretern der Träger der
bayerischen Regionalinstitute.

Mit „ERHörbar“ startet eine Reihe von Lesungen, bei denen je-
weils ein prominenter Künstler literarische Texte zu einem aktuel-
len und schwierigen Thema wie Demenz, Familienprobleme oder
Klimawandel vorträgt. Neben dem literarischen Genuss sollen die
Bürgerinnen und Bürger einen im Vergleich zu einem Fachvortrag
niederschwelligen Zugang zu den Problemen sowie möglichen
Lösungen finden. Die Starthilfe von 10.000 Euro ist für die ersten
drei Veranstaltungen in den nächsten zwölf Monaten zum The-
menkreis „Familie und Senioren“ gedacht.

Die Stadt Erlangen veranstaltet am 10. September 2017 ein
„Picknick mit Kirchner“ zum 35-jährigen Jubiläum des Skulp-
turenparks im Burgberggarten, mit dem die Stadt ihren 1902 in
Erlangen geborenen Bildhauer geehrt hat. Die Angebote an
diesem Tag reichen von der Schnitzeljagd für Kinder, über
Führungen durch den Garten sowie musikalische und poetische
Einlagen bis hin zum Expertengespräch und einem Mitmach-
angebot der Jugendkunstschule. Außerdem wird bei dieser Ge-
legenheit auch das nachhaltige kunstpädagogische Konzept
rund um Heinrich Kirchner und seine Kunst vorgestellt. 

Das Kulturamt entwickelt es zum Einsatz als Schulprojekt,
aber auch zum Einsatz im Sinne der Inklusion für Menschen
mit unterschiedlichen Wissensständen und Zugangsmöglich-
keiten zum Thema Kunst und insbesondere zu Heinrich Kirch-
ner und seinem Werk. Die geschilderten Maßnahmen erhalten
ebenfalls eine Unterstützung in Höhe von 10.000 Euro.

2017 stellten die bayerischen Sparkassen mit Spenden, dem
Reinertrag des Sparkassen-PS-Sparens, Sponsoringmaßnahmen
sowie den Ausschüttungen ihrer Stiftungen insgesamt fast 46 Mil-
lionen Euro für gemeinnützige Vorhaben zur Verfügung. Förder-
schwerpunkte bildeten dabei Projekte in Kultur und Sport sowie
soziale Maßnahmen wie Bildung und die Unterstützung von Men-
schen, die besondere Herausforderungen zu meistern haben. 
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S 15. UnternehmerKonferenz 2017

Volkswirtschaftlicher Impuls
Investieren in die digitale Zukunft, trotz (politischer) Unsicherheit?

Dr. Jürgen Michels, BayernLB

Digitale Disruption
Warum jede Branche von der Digitalisierung erfasst wird.

Christoph Keese, Axel Springer SE

Blick ins Gehirn
Was Kunden heute und morgen wirklich wollen.

Dr. Hans-Georg Häusel, Dipl.-Psychologe

29 Fachvorträge für Unternehmer, Führungskräfte, Landwirte und Kommunen

Jetzt informieren:
unternehmerkonferenz.bayern

Die 11 schwäbischen Sparkassen zogen Bilanz:

Enorme Herausforderungen –
zufrieden mit Ergebnis

Die 11 schwäbischen Sparkassen haben trotz enormer Herausfor-
derungen mit ihrem nachhaltigen, auf die Region ausgerichteten
Geschäftsmodell ihre Marktposition gestärkt und gefestigt. Bei der
diesjährigen Mitgliederversammlung des Sparkassen-Bezirksver-
bandes Schwaben präsentierte derVorsitzende Leo Schrell (Land-
rat Dillingen) zusammen mit Bezirksobmann Walter Pache (Vor-
standsvorsitzender der Sparkasse Günzburg-Krumbach) die vor-
läufigen Bilanzzahlen für das Geschäftsjahr 2016. 

Die Sparkassen haben sich gut
geschlagen. Sie haben 2016 er-
neut ein Ergebnis erreicht, das vor
dem Hintergrund der mittlerweile
seit ca. acht Jahren anhaltenden
Niedrigzinsphase sowie den her-
ausfordernden Rahmenbedingun-
gen gut ausgefallen ist, wenn
auch das operative Ergebnis im
Hinblick auf die EZB-Niedrig-
zinspolitik einige Wünsche offen
ließ. Einlagen und Kredite der
schwäbischen Sparkassen sind
weiter gewachsen. „Dieser Mark-
terfolg gibt unserem Geschäfts-
modell Recht“, so Walter Pache.

Das ist das Ergebnis umsichti-
ger und professioneller Arbeit
von rund 5.446 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern.Die Sparkassen
profitierten im Berichtsjahr aber
auch von einer positiven Grund-
stimmung in der lokalen Wirt-
schaft und dem guten Konjunk-
turverlauf in der Region. 

In ihrer Geschäftspolitik sind
sie auf Geschäftsfelder ausgerich-
tet, die einen örtlichen Bezug ha-
ben, insbesondere auf den Mittel-
stand, das Handwerk, die Land-
wirtschaft, die Kommunen und
das breite Privatkundengeschäft. 

Die anhaltende Niedrigzins-

bzw. Nullzinsphase ist deutlich in
der Gewinn- und Verlustrech-
nung der Sparkassen angekom-
men. Vor diesem Hintergrund ha-
ben sie sich auf die bestehende
Lage eingestellt, schöpfen beste-
hende Ertragsmöglichkeiten aus
und senken konsequent die Ko-
sten. „Die Zinssituation wird uns
aber auch in den nächsten Jahren
massiv fordern“, so Walter Pache.

Analog und digital vernetzen

Die wachsenden Anforderun-
gen durch Regulierungs- und
Aufsichtsbehörden sowie verän-
derte Kundenbedürfnisse durch
die fortschreitende Digitalisie-
rung stellen gerade regional aus-
gerichtete, einlagenstarke Kredit-
institute wie die Sparkassen vor
besondere Herausforderungen. 

Das grundlegende Selbstver-
ständnis wird sich aber auch in
der digitalen Welt nicht verän-
dern: Wir sind für den Kunden
dort da, wo er uns braucht – sei es
online, telefonisch oder persön-
lich“, bekräftigt Pache. Ziel sei es,
die analogen und digitalen Mög-
lichkeiten in Zukunft noch mehr
miteinander zu verzahnen, um

Banking für die Kunden so ein-
fach wie möglich zu gestalten.

Die Sparkassen-Apps haben im
letzten Jahr eine Reihe von nütz-
lichen Funktionen erhalten, so
zum Beispiel die Zahlungsfunkti-
on „Kwitt“, mit der App-Nutzer
schnell und bequem von Handy
zu Handy Geld senden und anfor-
dern können, oder die neue Mög-
lichkeit zur „Fotoüberweisung“.
Dabei können Rechnungen mit
der Kamera des Smartphones ab-
fotografiert werden, die App er-
kennt dann alle nötigen Informa-
tionen und füllt das Überwei-
sungsformular automatisch aus.

Das im Jahr 2016 eingeführte
Online-Bezahlverfahren Paydi-
rekt nimmt immer mehr Fahrt
auf. Paydirekt ist das von allen
deutschen Banken und Sparkas-
sen entwickelte und betriebene
neue Online-Bezahlverfahren, so-
zusagen die deutsche Antwort auf
„PayPal“. Inzwischen kann in
knapp 870 Online-Shops mit
Paydirekt bezahlt werden, darun-
ter große Händlerketten wie Aldi,
dm oder Saturn. Für Paydirekt
können sich die Kunden online
registrieren.

Geschäftszahlen

Die 11 Sparkassen im Regie-
rungsbezirk Schwaben konnten
ihre Bilanzsumme erneut stei-
gern. Mit nunmehr 27 Mrd. Euro
liegt die Bilanzsumme um 466
Mio. Euro (+1,8 %) über dem
Vorjahreswert.

Trotz des historisch niedrigen
Zinsniveaus sind die Kundenein-
lagen nochmals kräftig auf  20,7
Mrd. Euro angestiegen, das ist ei-
ne Steigerung von 2,8 % gegenü-
ber dem Vorjahr. Gerade in dieser
Zahl kommt zum Ausdruck, dass
in unsicheren Zeiten die Kunden
den Qualitätsanbieter Sparkasse
als „sicheren Hafen“ für die Anla-
ge ihrer Ersparnisse wählen. Da-
bei geht der Trend – bedingt
durch die Zinssituation – ganz
klar hin zu kurz-fristigen Einla-
gen, das sind mittlerweile 66 %
der Gesamteinlagen.

Die klassische Spareinlage er-
reichte ein Volumen von rund 6,2
Mrd. Euro, das sind 2,9 % weni-
ger als im Vorjahr. Einen erneuten
sehr starken Zuwachs verzeich-
neten täglich fällige Anlagemög-
lichkeiten. Bei den jederzeit ver-
fügbaren Einlagen konnte mit
rund 13,8 % Mrd. Euro ein Plus
von 8,4 % erreicht werden. Dage-
gen verlieren die Termineinlagen
immer mehr an Bedeutung. Hier
wurden nur noch 168 Mio. Euro
(- 45,2 %) angelegt. 

Die Pro-Kopf-Quote stieg bei
den Einlagen im vergangenen
Jahr um 1,4 % auf durchschnitt-
lich 11.000 Euro je Einwohner in
Schwaben. 

Kreditgeschäft

Das Kreditgeschäft erreichte
im abgelaufenen Jahr mit 328
Mio. Euro ein Plus von 1,9 % und
damit ein Kreditvolumen von
17,9 Mrd. Euro.Die insgesamt
gute Konjunkturlage und das an-
haltend niedrige Zinsniveau be-
günstigten und unterstützten auch
2016 die Investitionstätigkeit der
Unternehmen in der Region. Die
Sparkassen haben diese Vorhaben
ihrer Kunden auch im Berichts-
jahr partnerschaftlich begleitet
und hierfür insgesamt Finanzie-
rungsmittel in Form von neuen
Investitionsdarlehen von 2 Mrd.
Euro (Vorjahr 1,9 Mrd. Euro) zu-
gesagt. Das entspricht einer Stei-
gerung von 3,1 %. 

Damit zeigten die schwäbi-
schen Sparkassen in besonde-
rer Weise Verantwortung  für
die Kreditversorgung der mit-
telständischen Wirtschaft und

der Menschen in der Region.
Das Neugeschäft im Privatkun-

denbereich war dagegen etwas
rückläufig. Hier wurden knapp
1,5 Mrd. Euro neue Finanzie-
rungsmittel ausgereicht. Die Ein-
führung der Wohnimmobilien-
kreditrichtlinie (WIKR) sorgte im
letzten Jahr bundesweit immer
wieder für Diskussionen. Seit
dem Frühjahr 2016 müssen die
Banken bei der Vergabe von Im-
mobilienkrediten neue Vorschrif-
ten beachten.

Das Kreditvolumen pro Ein-
wohner in Schwaben entspricht
2016 mit 9.527 Euro einem Plus
von 0,5 % gegenüber dem des
Vorjahres. 

Verbund- und 
Dienstleistungsgeschäft

Im Verbund der Sparkassen-
Finanzgruppe Bayern deckt die
Versicherungskammer Bayern
den gesamten Bedarf der Kunden
an Versicherungen ab.

Insgesamt wurde im Bereich
Lebensversicherung eine Bei-
tragssumme von 259 Mio. Euro
vermittelt. Das entspricht einem
sehr erfreulichen Anstieg im Neu-
geschäft um 35,2 %. 

Mit der Bayerischen Landes-
bausparkasse LBS verfügen die
Sparkassen in Schwaben über ei-
nen erfahrenen und kompetenten
Partner bei der Immobilienfinan-
zierung. „Bausparen macht nach
wie vor Sinn“, so Walter Pache.
Bei den regelmäßigen Sparleistun-
gen gilt es als feste Größe, bietet
vergleichsweise gute Zinsen in der
Ansparphase und ist bei der Inan-
spruchnahme des Bauspardarle-
hens eine Zinsgarantie über die ge-
samte Laufzeit.

Die Summe der neu vermittel-
ten Bausparverträge beträgt in
Schwaben 837 Mio. Euro (Vorjahr
1.062 Mio. Euro). Dahinter stehen
17.518 neue Verträge. 

V.l.: Rolf Settelmeier (Vorstandsvorsitzender Stadtsparkasse
Augsburg), Hubert Hafner (Landrat Günzburg), Walter Pache
(Bezirksobmann, Vorstandsvorsitzender Sparkasse Günzburg-
Krumbach), Leo Schrell (Vorsitzender des Sparkassen-Be-
zirksverbandes, Landrat Dillingen), Richard Fank (Vorstands-
vorsitzender Kreissparkasse Augsburg), Thomas Munding
(Vorstandsvorsitzender Sparkasse Memmingen-Lindau-Min-
delheim). 

15. UnternehmerKonferenz in Nürnberg:

Megatrend Digitalisierung
Am 14. September 2017 findet in Nürnberg die 15. Unter-
nehmerKonferenz statt. Das Forum für Unternehmer und
Entscheider aus der Wirtschaft, den Kommunen sowie
dem AgriBusiness bietet mit über 30 Keynotes, Fachvor-
trägen, individuellen Expertengesprächen und Info-Stän-
den ein breites Spektrum an Wissen, Information, Bera-
tung und ein ausgezeichnetes Networking-Umfeld.

Der Megatrend Digitalisierung hat inzwischen alle Lebens-
und Arbeitsbereiche erfasst. Was früher ein Gespräch unter
vier Augen gebracht hat, wird heute oftmals per Smartphone
erledigt. Für den Mittelstand, die kommunale Verwaltung und
die Landwirtschaft bietet der Einzug digitaler Prozesse und
Vernetzungen Herausforderungen, aber auch große Chancen
zur Effizienzsteigerung und Zukunftsfähigkeit – ganz nach
dem diesjährigen Motto: „Erkennen.Handeln.Zukunftsfähig“
bleiben.

Die bayerischen Sparkassen haben seit 2003 mit der Unter-
nehmerKonferenz eine breit aufgestellte Plattform etabliert
und reagieren damit auf aktuelle Themen und Entwicklungen,
um Unternehmer und Entscheider bei ihrer strategischen Aus-
richtung zu begleiten und zu unterstützen. Auch in diesem Jahr
werden die Bereich Regionalentwicklung und AgriBusiness
mit eigenen Themenblöcken angesprochen.

Impuls- und Keynote-Vorträge 

Den Rahmen der UnternehmerKonferenz bilden Impuls-
und Keynote-Vorträge mit dem Chef-Volkswirt der BayernLB,
Dr. Jürgen Michels, von Christoph Keese(Axel Springer) so-
wie dem Diplom Psychologen Dr. Hans-Georg Häusel. Ein
Unternehmertalk zwischen einem digital-erfolgreichen Unter-
nehmer und dem Vizepräsidenten des Sparkassenverbandes
Bayern, Roland Schmautz, runden das Programm ab. Daneben
können sich die Teilnehmer aus einem breiten Themen-Spek-
trum an Fachvorträgen einen lohnenden Tagesablauf zusam-
menstellen.

Fachvorträge

Die Fachvorträge decken die klassischen Bereiche rund um
Finanzierung, Fördermittel und Leasing, Management und
Versicherungen ab. Neben weiteren Themen zu internationa-
lem Geschäft, Steuerlichen Aspekten, Schutz- und Arbeitsrecht
gehen die Beiträge zur Digitalisierung fokussiert auf Vertrieb,
Marketing, Führung und Daten-Handling ein.

Die UnternehmerKonferenz ist eine der wichtigsten Infor-
mations- und branchenübergreifenden Netzwerk-Plattformen
für den Mittelstand und die Kommunen. Mehr 1.000 Teilneh-
mer wurden in den letzten Jahren gezählt. Am Abend wird auf
einer feierlichen Gala-Veranstaltung traditionell der Bayeri-
sche Gründerpreis verliehen – eine Auszeichnung von Unter-
nehmern und Firmenkonzepten als Würdigung für den Mut zur
Selbständigkeit und als Signal für das wirtschaftliche Engage-
ment in Bayern.
Info und Anmeldung: www.unternehmerkonferenz.de 

Hebammen-Haftpflicht 
bis 2021 gesichert

Für freiberufliche Hebammen
ist der Haftpflichtversicherungs-
schutz bis zum 30. Juni 2021 ge-
währleistet. Ein Versicherungs-
konsortium hat dem Deutschen
Hebammenverband ein entspre-
chendes Fortführungsangebot un-
terbreitet. An dem aus sechs Versi-
cherern bestehenden Konsortium
hält die Versicherungskammer
Bayern 55 Prozent. 

„Wir gewährleisten so langfri-
stig die flächendeckende Versor-
gung einer Geburtshilfe sowie der
Vor- und Nachsorge auch außer-
halb der Ballungszentren bezie-
hungsweise größeren Städten und
werden unserer gesellschaftlichen
Verantwortung gerecht“, sagt Bar-
bara Schick, verantwortliches Vor-
standsmitglied der VKB.

Die Gruppenhaftpflicht steht
den 19.000 Mitgliedern des Deut-
schen Hebammenverbandes zur
Verfügung und wird über den he-
vianna Versicherungsdienst ange-
boten. Da die Gesamtkosten bei
schweren Geburtsschäden seit
Jahren massiv steigen, wird die
Deckungssumme für Personen-
schäden ab Juli 2017 von 6,0 auf
7,5 Mio. Euro sowie ab Mitte
2018 von 7,5 auf 10,0 Mio. Euro
erhöht. 

Das Versicherungskonsortium
bietet den Hebammen je nach
Tätigkeitsprofil eine passgenaue
Haftpflichtversicherung an und
stellt so einen differenzierten,
an den Bedürfnissen der Heb-
ammen ausgerichteten Schutz
sicher. 
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Bund der Steuerzahler: 

Schuldenuhr zeigt Wirkung –
Die Staatsschulden sinken!

Schuldentilgungsplan für Deutschland gefordert
Jetzt steht wieder eine „1“ am Anfang der Schuldenuhr Deutsch-
lands: Seit dem Jahr 2009 liegen die Staatsschulden von Bund,
Ländern und Kommunen damit erstmals wieder unter der Mar-
ke von 2 Billionen Euro. Deutschlands Schuldenberg wird also et-
was kleiner: Ende März dieses Jahres summierten sich die öffent-
lichen Schulden auf insgesamt 1.986,4 Milliarden Euro, wie das
Statistische Bundesamt mitteilte. 

Für den Bund der Steuerzahler
(BdSt), der die Schuldenuhr im
Jahr 1995 als Markenzeichen eta-
bliert hat, ist diese rückläufige
Entwicklung eine gute Nachricht.
„Die Schuldenuhr Deutschlands
zeigt Wirkung – mit ihren roten
Ziffern stellt sie eine Mahnung
für die Politik dar, um die Schul-
denspirale der vergangenen Jahr-
zehnte endlich hinter sich zu las-
sen. Es ist richtig und wichtig,
dass die gute Lage der öffentli-
chen Haushalte auch für einen
deutlichen Abbau von Altschul-
den genutzt wird!“, stellt BdSt-
Präsident Reiner Holznagel klar.

Darum läuft die Schuldenuhr
nicht rückwärts: Die Länder-
Haushalte sind realitätsfern!

Allerdings kritisiert der Ver-
band, dass nur die wenigsten Län-

der eine systematische Schulden-
tilgung praktizieren und einen
entsprechenden Abbau von Alt-
krediten in ihren Haushaltsplänen
vorsehen. Länder wie Nordrhein-
Westfalen, Bremen, Hessen und
Rheinland-Pfalz haben trotz der
guten Haushaltslage in Summe
immer noch milliardenschwere
Kreditermächtigungen in ihren
Haushalten fixiert – wohl wis-
send, dass diese Kredite im ge-
planten Umfang überhaupt nicht
gebraucht werden.

Öffentliche Kassen nutzen

Insgesamt planen der Bund und
zehn weitere Bundesländer mit
der Schwarzen Null oder Netto-
kreditaufnahmen für dieses Jahr.
Aufgrund der Rekordsteuerein-

nahmen und weiter fallenden
Zinsausgaben zeichnen die Haus-
haltspläne mit Blick auf die Neu-
verschuldung aber ein völlig
falsches Bild der Realität. Auf
dieses elementare Problem kon-
zentriert sich die Kritik des Ver-
bands. „Deutschland braucht ei-

EU-Umfrage bestätigt: 

Überwältigende
Mehrheit für Bargeld

Mit dem Thema Bargeld bzw. Bargeldverbot gehen die EU-Mit-
gliedsländer recht unterschiedlich um. Deshalb hat die EU-Kom-
mission im Zeitraum vom 28. Februar bis 31. Mai dieses Jahres
eine öffentliche Konsultation durchgeführt, die sich an die EU-
Bürger, die nationalen Behörden, Experten und maßgebliche
Wirtschaftsakteure richtete. Die Kommission wollte mit Blick auf
ein mögliches Bargeldverbot als eine Maßnahme zur Bekämp-
fung von Terrorismusfinanzierung, Wirtschaftskriminalität und
Steuerflucht die Einstellung der Betroffenen dazu testen.

Der Umgang mit dem gesetzli-
chen Zahlungsmittel Bargeld ist
in Deutschland klar geregelt. Auch
andere Europäer sehen das Bar-
geld in keiner Weise als überholt
an, denn die überwältigende
Mehrheit der mehr als 30.000 Um-
frageteilnehmer sprach sich gegen
eine Beschränkung oder Limitie-
rung von Bargeldgeschäften aus.

Die Umfrage zielte insbesonde-
re ab auf die Argumente Pro und
Kontra EU-weiter Beschränkun-
gen zu Bargeldzahlungen, den
Meinungen zu einem limitieren-
den Rahmen und möglichen Ober-
grenzen sowie den möglichen
Auswirkungen einer Beschrän-
kung auf den Geschäftserfolg,
auch im Wettbewerb mit nichteu-
ropäischen Ländern.

In ihren Statements gaben über
73 Prozent der Auskunftswilli-
gen an, dass eine Beschränkung
des Bargeldverkehrs als Mittel
zur Bekämpfung krimineller Ak-
tivitäten aus ihrer Sicht unwirk-
sam sei.

Beschränkung der
persönlichen Freiheit

Im Umfrageergebnis positio-
nierten sich rund 95 Prozent der
Umfrageteilnehmer eindeutig ge-
gen eine Einführung von Be-
schränkungen von Bargeldzahlun-
gen auf EU-Ebene. Barzahlung sei
bequem und rund 53 Prozent der
Teilnehmer befürchten, dass sich
Beschränkungen sogar hinderlich

auf die Geschäftsaktivtäten aus-
wirken könnten. Außerdem seien
keine Alternativen zur Barzahlung
verfügbar oder zu teuer, begründe-
ten rund 32 Prozent ihr Votum.Die
Umfrage über die gesamte Band-
breite der Wirtschaftsakteure stell-
te darüber hinaus klar, dass über
87 Prozent der Auskunftsgeber
Bargeldtransaktionen gar als we-
sentliches Merkmal ihrer persönli-
chen Freiheit betrachten.

Sollten dennoch EU-weite Be-
schränkungen im Bargeldverkehr
eingeführt werden, sehen es 29
Prozent der Antwortgeber als
wichtig an, dass die Beschränkun-
gen gleichermaßen für alle EU-
Mitglieder gelten müssten, wäh-
rend rund 36 Prozent dafür plä-
dierten, dass in den Beschränkun-
gen die Besonderheiten der einzel-
nen Mitgliedsländer berücksich-
tigt werden müssten. Sollten EU-
weite Beschränkungen in den
Obergrenzen für Bargeldtransak-
tionen zur Diskussion stehen, be-
fürworten rund 50 Prozent der an
der Konsultation Mitwirkenden ei-
nen in allen EU-Ländern auf min-
destens 9.500 Euro umgerechne-
ten Betrag. 

Insgesamt bewerteten weniger
als 1 Prozent der Teilnehmer eine
Einführung von Restriktionen im
Bargeldgeschäft für ihr Unterneh-
men oder Organisation als vorteil-
haft und nur 0,1 % gaben an, ihre
Aktivität dahingehend zu verstär-
ken, alternative, bargeldlose Zah-
lungsmittel anzubieten. 

nen systematischen Schuldentil-
gungsplan – dazu muss die Poli-
tik auch die vollen öffentlichen
Kassen nutzen. Der Stabilitätsrat
von Bund und Ländern über-
wacht die Einhaltung der Schul-
denbremse – zudem sollte er für
einen koordinierten Schuldenab-
bau in Deutschland sorgen“, for-
dert BdSt-Präsident Holznagel.
„Schuldentilgung ist eine Inve-
stition in die Zukunft, da künfti-
ge Haushalte von hohen Zinsla-
sten befreit werden. Deshalb ist
es zwingend notwendig, dass
vor allem die Länder realistische
Haushaltspläne aufstellen. Die
Zeit für Neuverschuldungspläne
ist vorbei!“ 

Beruf, Familie und 
Privatleben vereinbaren

Stadtsparkasse Augsburg erhält zum dritten Mal 
Zertifikat für familien- und lebensphasenbewusste

Personalpolitik 
Eine Personalpolitik zu schaffen, die Familien und die individuel-
len Lebensphasen der Beschäftigten in den Mittelpunkt stellt, die-
ser Aufgabe hatte sich in den vergangenen zwölf Monaten die
Stadtsparkasse Augsburg zum dritten Mal mit dem erfolgreichen
Abschluss des Auditierungsverfahrens der berufundfamilie Servi-
ce GmbH gestellt. Dafür wurde die Sparkasse mit dem Zertifikat
zum audit berufundfamilie ausgezeichnet. 

Das audit unterstützt Arbeitge-
ber darin, maßgeschneiderte und
gewinnbringende Lösungen zur
Vereinbarkeit von Beruf, Familie
und Privatleben umzusetzen und
die Verein-barkeit in der Unter-
nehmenskultur zu verankern. 

Die Stadtsparkasse Augsburg
setzt als attraktiver Arbeitgeber 
in der Region bewusst einen
Schwerpunkt auf die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie ihrer
Mitarbeiter. Seit 2010 stellt sie
sich erfolgreich einer Auditierung
durch die Hertie Stiftung um dies
auch unter Beweis zu stellen. 

Vorstandsvorsitzender Rolf Set-
telmeier: „Wir gehen mit dem
Thema Vereinbarkeit von Familie
und Beruf im betrieblichen Alltag
sehr verantwortlich um. Dies
gehört zu unserem Selbstver-

ständnis als attraktiver und enga-
gierter Arbeitgeber. Bei der Stadt-
sparkasse Augsburg profitieren
über 1.100 Kolleginnen und Kol-
legen von den familienbewussten
Maßnahmen. Das Angebot um-
fasst neben einem eigenen Be-
triebskindergarten in der Innen-
stadt auch die aktive Betreuung
durch Personalreferenten wäh-
rend einer Familienphase oder
Traineeprogramme zum Wieder-
einstieg. Wir arbeiten weiter dar-
an, dass unser Haus familien-
freundlich bleibt, so z. B. durch die
Flexibilisierung des Arbeitsortes,
um die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie zu erleichtern. Eine
umfassende betriebliche Gesund-
heitsförderung und ein eigener Be-
triebssportverein runden das An-
gebot ab.“ 

Vorstoß zum Abbau von faulen Krediten in Europa:

Pläne der EU-Finanzminister
sind unverhältnismäßig

Mit Unverständnis reagieren die bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken sowie die bayerischen Sparkassen auf Pläne der
EU-Finanzminister, die Kreditvergabe von Regionalbanken
durch neue Meldepflichten zu belasten. So liegen Vorschläge auf
dem Tisch, nach denen in Zukunft auch kleinere Kreditinstitute
regelmäßig umfangreiche Berichte über ihre Kreditportfolios an
die Aufsichtsbehörden schicken müssen. 

Bislang sind dazu in Europa
nur systemrelevante Großbanken
verpflichtet. Für die kleineren
Banken wäre das ein erheblicher
Zusatzaufwand – zumal sie be-
reits jetzt mit unverhältnismäßi-
gen bürokratischen Belastungen
konfrontiert sind, wie zahlreiche
Vertreter aus Politik und Aufsicht
festgestellt haben.

„Es ist zweifellos richtig, den
Berg an faulen Krediten in Euro-
pa abzubauen“, kommentiert Jür-
gen Gros, Präsident des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern
(GVB). Dies sei erforderlich, um
das Wachstum in den betroffenen
Ländern Südeuropas wieder in
Gang zu bekommen. Es sei je-
doch keine Lösung, pauschal die
Berichtspflichten für kleinere
Banken in allen Ländern zu ver-
schärfen. So liegt der Anteil leis-
tungsgestörter Darlehen in
Deutschland bei rund zwei Pro-
zent, während es in einigen Län-
dern Südeuropas mehr als 40 Pro-
zent sind. Gros: „Die nationale
Aufsicht in Deutschland ist schon
heute ausreichend mit Daten zum
Kreditportfolio der Banken ver-
sorgt. Nicht zuletzt die geringen
Ausfallquoten zeigen, dass es hier
keinen Handlungsbedarf gibt, die
Berichtspflichten auszuweiten.“

PurerAktionismus

Der Vorstoß der EU-Finanzmi-
nister konterkariert nach Ansicht
des GVB die aktuell laufenden
Bemühungen auf europäischer
Ebene, kleinere Banken von
unnötiger Bürokratie zu befreien.
„Seit Monaten wird intensiv dar-

über diskutiert, wie Offenle-
gungs- und Meldepflichten für
kleinere Banken reduziert werden
können“, so Gros. „Nun starten
die EU-Finanzminister eine Dis-
kussion darüber, den Instituten
neue Meldepflichten für faule
Kredite aufzuladen. Dieser aktio-
nistische Vorstoß bringt noch
mehr unverhältnismäßige Vor-
schriften. Das trifft die Falschen
und wird das eigentliche Problem
nicht lösen.“

Sinnloser Mehraufwand

„Das Ziel ist richtig, die Wir-
kung auf die bayerischen Spar-
kassen ist abzulehnen. Sie haben
ihre Kredite im Griff. Seit Jahren
ist der Abschreibungsbedarf aus
dem Kreditgeschäft sehr gering“,
so Dr. Ulrich Netzer, Präsident
des Sparkassenverbandes Bay-
ern. „Jetzt wieder vermehrt tau-
sende Einzelkreditdaten an die
Aufsicht zu schicken, wäre sinn-
loser Mehraufwand. In Zeiten, in
denen wir Sparkassen schon jetzt
von Überregulierung geplagt
sind, lehne ich diesen Vorschlag
entschieden ab. Denn ein Akti-
onsplan mit weiteren Meldever-
pflichtungen würde ganz klar un-
ser Ziel einer Verhältnismäßigkeit
in der Bankenregulierung zur
Entlastung wenig risikoaffiner In-
stitute konterkarieren.“ 

Laut Netzer müssten den natio-
nalen Aufsichten überdies schon
ausreichend Daten zur Sicherung
der Finanzmarktstabilität vorlie-
gen. „Wir zweifeln wiederholt
Aufwand und Nutzen solcher Da-
tenmeldungen an.“ 

Kapitalmarktunion muss
dem Mittelstand nutzen

„Der Bericht zur Umsetzung der Kapitalmarktunion zeigt, dass
noch einige Weichenstellungen vorzunehmen sind, bevor die Re-
geln der Wirtschaft wirklich nützen können,“ erklärte Dr. Ulrich
Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern. 

Den Unternehmen breitere Fi-
nanzierungsmöglichkeiten über
den EU-Kapitalmarkt anzubieten
und damit mehr Wirtschafts-
wachstum zu ermöglichen, sei ein
guter Gedanke. „Doch jeder Vor-
schlag, das Finanzierungssystem
in Europa zu ändern, muss an den
tatsächlichen Bedürfnissen der
Unternehmen gemessen werden.
Aufgrund der mittelständischen
Struktur unserer Wirtschaft zielen
diese aber in der Regel auf einen
Bankkredit, da eine Kapitalmarkt-
finanzierung zu teuer käme.“

Netzer betont: „Wir unterstüt-
zen die Pläne der EU-Kommissi-
on zur Schaffung einer Kapital-
marktunion, denn auch wir wol-
len, dass die Finanzierungsbedin-
gungen der Wirtschaft gestärkt
werden. Die Finanzierung von
mittelständischen Unternehmen
und Projekten kann aber nur mit
einem System aus starken Ban-
ken und Sparkassen gelingen, das

ein leistungsfähiger Kapitalmarkt
ergänzt.“ Maßnahmen im Rah-
men der Kapitalmarktunion dürf-
ten die Kreditfinanzierung durch
Banken und Sparkassen daher
keinesfalls beinträchtigen. Viel-
mehr müsse die Bankfinanzie-
rung für den Mittelstand kurzfri-
stig gestärkt werden.

Laut Netzer bieten die Beratun-
gen zur Kapitalmarktunion des-
halb eine weitere gute Gelegen-
heit, um spezifische mitglied-
staatliche Finanzmarktstrukturen
zu stärken und regional ausge-
richtete Kreditinstitute auch euro-
paweit zu verankern. „Die Wett-
bewerbsfähigkeit von mittel-
standsnahen Regionalbanken
sollte gestärkt werden, indem sie
von überzogenen Reporting- und
Aufsichtsanforderungen entlastet
werden. Damit wird automatisch
auch die Mittelstandsfinanzie-
rung gestärkt und das Wirt-
schaftswachstum verstärkt.“ 

LfA-Repräsentanz
Nürnberg zieht um

Neuer Standort seit 1. Juli am Tullnaupark 
Die Repräsentanz der LfA Förderbank Bayern in Nürn-
berg ist umgezogen und hat seit 1. Juli ihren Sitz am Tull-
naupark 8. Dort ist die Repräsentanz – wie bisher – mit der
Bayern Innovativ GmbH und dem Projektträger Bayern
unter einem Dach. Ebenfalls in das Gebäude wird unter an-
derem BayStartUP einziehen.

„Seit 16 Jahren ist die LfA in Nürnberg mit ihrer Repräsen-
tanz fest verortet. Und das mit großem Erfolg: Unsere Finan-
zierungsexperten haben seit 2001 über 19.200 Gründer und
Unternehmen kostenfrei zu bayerischen Finanzhilfen beraten.
Die Experten standen zudem 3.310 Unternehmen in Krisensi-
tuationen zur Seite. Unseren Förderauftrag für die Metropolre-
gion und den Wirtschaftsstandort Nürnberg erfüllen wir künf-
tig vom Tullnaupark aus. Und das weiterhin als verlässlicher
Finanzierungspartner“, so LfA-Vorstandsmitglied Hans Peter
Göttler.

Dr. Alfred Neumann, Leiter der Repräsentanz Nürnberg, er-
gänzt: „In engem Schulterschluss mit den regionalen Wirt-
schaftsförderern begleiten wir individuell, passgenau und ko-
stenfrei den Mittelstand zu Finanzierungsmöglichkeiten in al-
len Unternehmenslagen. Mein Team und ich freuen uns auf die
räumliche Nähe zu den verschiedenen Partnern am Tullnau-
park. Das kommt den Gründern und den mittelständischen Be-
trieben in der ganzen Region zu Gute.“ 

4.300 Beratungsstellen:

Konzern VKB nutzt Chancen
der betrieblichen Altersvorsorge

Der Konzern VKB begrüßt das
neue Betriebsrentenstärkungsge-
setz und wird mit neuen Produkt-
lösungen und Vorsorgekonzepten
pünktlich zum Inkrafttreten des
Gesetzes Anfang Januar 2018 an
den Start gehen. Aufgrund des
dichten Beratungsnetzes und tradi-
tioneller Geschäftsbeziehungen zu
Kleingewerbe, Handwerk und
Mittelstand wird dort künftig ein
Schwerpunkt der bAV-Beratung
liegen.

„Das Betriebsrentenstärkungs-
gesetz macht die betriebliche Al-
tersvorsorge künftig noch attrakti-
ver und stärkt die Vorsorgebereit-
schaft in den Unternehmen“, so
VKB-Leben-Vorstand Dr. Ralph
Seitz. Demnach werden künftig
besonders die Arbeitnehmer klei-
ner und mittlerer Unternehmen
sowie Geringverdiener im Fokus
stehen, die künftig auch verbes-

serte Förderungen erhalten. „Der
Konzern VKB nimmt seine ge-
sellschaftliche Verantwortung sehr
ernst, die betriebliche Altersvorsor-
ge gerade bei den erwähnten Ziel-
gruppen stärker zu verbreiten“,
kündigte Seitz an: Entsprechende
Lösungen würden daher aktuell
sowohl für den nicht-tarifgebunde-
nen Bereich als auch für die Ent-
wicklung eines Sozialpartnermo-
dells, etwa innerhalb des Sparkas-
sen-Verbunds, vorangetrieben.

Mit rund 3.000 Sparkassen und
Bankfilialen und fast 500 Agentu-
ren verfügt die Versicherungs-
kammer Bayern in ihrem Ge-
schäftsgebiet Bayern-Pfalz über
das dichteste Experten-Netz in Sa-
chen bAV-Beratung. Für ihre
bAV-Kompetenz erhielt die VKB
erst 2016 wieder vom Institut für
Vorsorge- und Finanzplanung die
Auszeichnung exzellent. 

Bargeldgeschäfte sind unverändert attraktiv. 
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Verantwortungsvoll, gemeinnützig, engagiert vor Ort: Das gesellschaftliche
Engagement für unsere Mitglieder, für unsere Kunden und für die Menschen
in der Region unterscheidet uns von anderen Banken. bayern.vr.de

GVB-Erhebung für das Geschäftsjahr 2016:

Genossenschaften in Bayern
zahlen 460 Mio. Euro Steuern

Die langfristig orientierten Geschäftsmodelle der bayeri-
schen Genossenschaften sichern dem Freistaat anhaltend
hohe Steuereinnahmen. Darauf wies der Genossenschafts-
verband Bayern (GVB) anlässlich des Internationalen Tags
der Genossenschaften hin. So werden die 1.278 Mitglieds-
genossenschaften des GVB allein für das Geschäftsjahr
2016 rund 460 Millionen Euro an Betriebs- und Ertrag-
steuern an den Fiskus abführen, wie der Verband erhoben
hat. Für das vorangegangene Geschäftsjahr 2015 waren es
rund 430 Millionen Euro.

„Vom nachhaltigen Wirtschaften der Genossenschaften pro-
fitieren alle Bürger im Freistaat“, kommentiert GVB-Präsident
Jürgen Gros die Zahlen. Denn mit ihrer am Mitgliedernutzen
ausgerichteten Geschäftspolitik erzielten die Unternehmen
trotz widriger Umstände in einigen Branchen ordentliche
Überschüsse, für die sie Steuerzahlungen an den Fiskus leisten.
Ein erheblicher Teil davon kommt den Gemeinden in Form der
Gewerbesteuer zugute. „Damit tragen Bayerns Genossen-
schaften maßgeblich dazu bei, den Gestaltungsspielraum der
öffentlichen Hand in ihrer Region zu sichern“, so Gros.

260 Volksbanken und Raiffeisenbanken

Zum genossenschaftlichen Steueraufkommen tragen insbe-
sondere die 260 Volksbanken und Raiffeisenbanken im Frei-
staat bei. Sie haben für die vergangenen fünf Geschäftsjahre je-
weils mehr als 400 Millionen Euro an Betriebs- und Ertrag-
steuern abgeführt. In der Summe sind das mehr als zwei Milli-
arden Euro. Allein für 2016 wird sich das Steueraufkommen
der Kreditgenossenschaften bayernweit auf 423 Millionen Eu-
ro belaufen. 

Berlins Vorschläge für
Verhältnismäßigkeit gehen

in die richtige Richtung
Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken begrüßen
die Pläne der Bundesregierung zur Entlastung kleinerer Kre-
ditinstitute von unverhältnismäßiger Bürokratie. Diese sehen
unter anderem vor, Offenlegungs- und Meldepflichten in Zu-
kunft von der Höhe der Bilanzsumme und der Komplexität des
Geschäftsmodells der Banken abhängig zu machen, wie aus ei-
nem Arbeitspapier des Bundesfinanzministeriums hervorgeht.
Damit würde sichergestellt, dass regional tätige Kreditgenos-
senschaften wie die Volksbanken und Raiffeisenbanken nicht
weiterhin den gleichen Regulierungsanforderungen nachkom-
men müssen wie international tätige Großbanken.

„Die bürokratischen Anforde-
rungen an Regionalbanken haben
die Grenze der Angemessenheit
lange überschritten“, sagt Jürgen

wenn sie den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit in der europäi-
schen Bankenregulierung stärker
verankern möchte. Gros: „Die
Vielzahl an kleinen Banken in
Deutschland trägt schließlich we-
sentlich zur Stabilität des Ban-
kenmarkts bei. Das hebt uns posi-
tiv von anderen europäischen
Ländern ab.“

Das System muss atmen

Um diesen Standortvorteil zu
sichern, spricht sich der GVB
für praxisgerechte Kriterien und
Schwellenwerte aus, bis zu de-
nen die vorgesehenen Entla-
stungen für kleinere Banken
gelten. Diese sollten sich nicht
allein auf einen fixen Bilanz-
summen-Wert beschränken,
sondern der zukünftigen Expan-
sion der Wirtschaft und dem da-
mit verbundenen Kreditwachs-
tum der Institute Rechnung tra-
gen. Andernfalls bestehe die
Gefahr, dass die Kreditvergabe
kleinerer Banken gehemmt
wird, weil diese ein Überschrei-
ten der Grenzwerte vermeiden
möchten. „Wir brauchen ein at-

mendes System, das Wachstum
nicht bremst“, fordert Gros.

Appell an Schäuble

Der GVB appelliert an Bun-
desfinanzminister Wolfgang
Schäuble, die Vorschläge aus sei-
nem Haus mit Nachdruck auf eu-
ropäischer Ebene einzubringen.
Dazu gehöre es auch, beim EU-

Finanzministertreffen in Brüssel
Forderungen entgegenzutreten,
die auf neue Berichtspflichten für
kleinere Banken abzielen. „Mi-
nister Wolfgang Schäuble muss
sich dafür einsetzen, dass die 
EU den sinnvollen deutschen
Vorstoß für mehr Verhältnis-
mäßigkeit nicht durch zusätzliche
Regulierungslasten konterka-
riert“, so der GVB-Präsident. 

GVB-Präsident Jürgen Gros.

Gros, Präsident des Genossen-
schaftsverbands Bayern (GVB).
Dies gefährde die bewährte
Struktur des deutschen Banken-
markts, da die steigenden Büro-
kratiekosten viele kleinere Institu-
te zunehmend vor eine Bela-
stungsprobe stellten. Die Bundes-
regierung handle daher richtig,

GVB-Verbandsrat:

Wolfgang Altmüller als 
Vorsitzender bestätigt

Der Verbandsrat des Genossen-
schaftsverbands Bayern (GVB)
hat Wolfgang Altmüller bei seiner
Sitzung in München einstimmig
als Vorsitzenden wiedergewählt.
Die turnusgemäße Wahl bildet
den Abschluss der verbandsinter-
nen Gremienwahlen für die Amts-
periode 2017 bis 2021.

Altmüller ist Vorstandsvorsit-
zender der VR meine Raiffeisen-
bank mit Sitz in Altötting. Der 

50-Jährige gehört dem Verbands-
rat des GVB seit 2009 an. Seit
1. Januar 2016 ist er Vorsitzender
des Gremiums. 

Als stellvertretende Vorsitzende
des GVB-Verbandsrats wurden
Rainer Schaidnagel und Gregor
Scheller bestätigt. Schaidnagel
ist Vorstandssprecher der Raiffei-
senbank Kempten-Oberallgäu,
Scheller Vorstandsvorsitzender
der Volksbank Forchheim. 

GVB zur Kapitalmarktunion:

Für mittelstandsfreundliche
Ausrichtung

Die EU-Kommission geht beim Aufbau der Kapitalmarktunion
nicht ausreichend auf die Finanzierungsbedürfnisse des Mittel-
stands ein. So lautet das Fazit des Genossenschaftsverbands Bay-
ern (GVB) zum in Brüssel präsentierten Bericht („mid-term re-
view“) über den Umsetzungsstand des Großprojekts. DerVerband
hält Korrekturen für erforderlich, um die traditionell auf Bank-
krediten basierende Fremdfinanzierung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen nicht zu beeinträchtigen.

„Die EU-Kommission muss bei
der Kapitalmarktunion die Belan-
ge der mittelständischen Wirt-
schaft stärker berücksichtigen“,
betont GVB-Präsident Jürgen
Gros. Er begrüßt das grundsätzli-
che Ziel der Brüsseler Behörde,
durch verbesserte Rahmenbedin-
gungen für die Unternehmensfi-
nanzierung mehr Wachstum und
Beschäftigung zu schaffen. Doch
der Kapitalmarkt sei speziell für
kleinere Unternehmen auch in
Zukunft keine Option. 

Die Kapitalmarktunion müsse
deshalb mittelstandsfreundlicher
ausgestaltet werden. Gros: „Dazu
zählt insbesondere, den Kredit als

Pfeiler der Mittelstandsfinanzie-
rung zu stärken und ihn eben
nicht politisch durch Kapital-
marktinstrumente ersetzen zu
wollen.“

Nach Ansicht des GVB sollte
sich die EU-Kommission intensi-
ver dafür einsetzen, unnötige Hin-
dernisse bei der Kreditvergabe zu
beseitigen. Dazu zählt auch der
Abbau von unverhältnismäßigen
Regulierungsvorschriften, die Re-
gionalbanken wie die Volksban-
ken und Raiffeisenbanken in der
Summe erheblich belasten. Erste
Vorschläge im Rahmen des EU-
Bankenpakets gingen noch nicht
weit genug. 
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9. Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg:

Konzepte zur Reinhaltung
der Luft

Wichtige Neuerungen in der Umweltgesetzgebung und im techni-
schen Regelwerk bildeten den Schwerpunkt der 9. Bayerischen
Immissionsschutztage im Bayerischen Landesamt für Umwelt in
Augsburg, veranstaltet vom KUMAS – Kompetenzzentrum Um-
welt. Die Verbesserung der Umweltqualität und die Harmonisie-
rung der europäischen Binnenmärkte sind dabei die wesentlichen
Treiber. 

Mit dem sog. Sevilla-Prozess
sollen in allen Mitgliedsländern
einheitliche Anforderungen an
den Einsatz bestverfügbarer
Technik im Anlagenbetrieb ge-
schaffen werden. Auf welchem
technischen Stand Deutschland
ist und wie weit die Novelle der
hierfür einschlägigen Techni-
schen Anleitung (TA) Luft gedie-
hen ist, darüber berichteten hoch-
karätige Referenten aus dem Um-
weltbundesamt, dem Bayerischen
Landesamt für Umwelt sowie der
Industrie. 

Podiumsdiskussion
zu Mobilitätskonzepten

Die Podiumsdiskussion „Kon-
sequenzen aus der Rechtspre-
chung zur Luftreinhaltung – lösen
intelligente Mobilitätskonzepte
die Probleme?“ nahm Bezug auf
die Klage der Deutschen Um-
welthilfe gegen verschiedene
deutsche Städte. 

Mögliche Fahrverbote können
letztlich keine Dauerlösung sein
und für eine rigorose und kurzfri-
stige Umstellung auf Elektromo-
bilität steht weder die Infrastruk-
tur zur Verfügung, noch ist der
dazu notwendige Strukturwandel
in der Zulieferindustrie in kur-
zen Zeiträumen sozialverträglich
leistbar. Städte und Gemeinden
können im Verbund mit den Län-
dern die Probleme sicher nicht al-
leine lösen, vielmehr müssen
wohl konsequent bundesweit ein-
heitliche Regelungen getroffen
werden. Die Expertenrunde be-
schäftigte sich mit diesen und
weiteren Fragen. 

TA Luft

Rechtliche Aspekte der TALuft
wie der Umgang mit Grenzwer-
ten, neue Anforderungen an Um-
weltmanagementsysteme sowie
innovative Emissionsminderung-
stechniken zur Reduzierung von
Stickstoffoxiden und Quecksilber
standen ebenso auf dem Pro-
gramm. Fachbeiträge zum Lärm-
schutz bei heranrückender Wohn-
bebauung und ein Überblicksvor-
trag zu aktuellen Änderungen im
Lärmschutz rundeten das um-
fangreiche Programm ab. 

Lärm stellt – wie zahlreiche
Studien belegen – eine der am
stärksten empfundenen Umwelt-
beeinträchtigungen überhaupt
dar. Die Auswirkungen von
Lärmbelästigungen auf die Le-
bensqualität und das Wohlbefin-
den kann von jedermann subjek-
tiv wahrgenommen werden. Da-
neben beeinträchtigt der Lärm
aber auch die öffentliche Gesund-
heit in erheblichem Maße, wie
Stefan Bauer vom Bayerischen
Landesamt für Umwelt, Augs-
burg, erläuterte. 

Höhere Lärmbelastung

Die dominante Lärmquelle
stelle mit großem Abstand der
Straßenverkehrslärm dar, gefolgt
von Schienen-, Flug- und Indu-
strielärm. Im Gegensatz zu vielen
anderen Umweltbeeinträchtigun-
gen habe die Lärmbelastung in
den vergangenen Jahrzehnten
ständig zugenommen. Der Bedarf
sowie auch der Wunsch nach
Mobilität und stetig steigender
Güterverkehr führten zu einer Zu-
nahme des Verkehrs und damit
des Verkehrslärms - trotz zahlrei-
cher Maßnahmen zu seiner
Bekämpfung. 

Die Umgebungslärmrichtlinie
hat Bauer zufolge das Thema
Lärm stärker ins öffentliche und
politische Bewusstsein gerückt.
Sie ist ein wichtiges Instrument,
um europaweit eine gezielte
Lärmbekämpfung zu ermögli-
chen. Indem sie für die Prob-
lematik sensibilisiert, trägt sie
durch die Bereitstellung der Da-
ten über die Lärmexposition auf
EU-Ebene dazu bei, dass politi-
sche Entscheidungen in der EU
zum Lärmschutz auf einer fun-
dierten Grundlage getroffen
werden können.

Umfrage bei Gemeinden

Die letzte LfU-Abfrage bei den
betroffenen Gemeinden im De-
zember 2016 zur Aktualisierung
der Meldung für die 2. Stufe an
die KOM ergab laut Bauer fol-
gende Ergebnisse: In 134 Fällen
hat die Prüfung durch die Kom-
munen bzw. Regierungen ge-
zeigt, dass die Aufstellung eines
Lärmaktionsplans zurückgestellt
wird oder nicht erforderlich ist.
107 Kommunen mit einem
Lärmbrennpunkt haben bis jetzt
nicht auf eine Abfrage des LfU
geantwortet. In 53 Fällen haben
die Kommunen bzw. Regierun-
gen mitgeteilt, dass die Prüfung
noch läuft. In 24 Fällen stellen
Kommune oder Regierung einen
Lärmaktionsplan auf. In 15 Fällen
ist die Lärmaktionsplanung durch
die Kommune oder die Regie-
rung abgeschlossen.

Die relativ geringe Bereit-
schaft zur Aufstellung eines Lär-
maktionsplans liegt nach Bauers
Worten in einer lärmfachlichen
Bewertung der Erfordernisse,
die zu einer negativen Ermes-
sensentscheidung der Kommune
führen können. Oftmals würden
aber auch der enorme Verwal-
tungsaufwand einer Lärmakti-
onsplanung, fehlende finanzielle
und personelle Mittel, begrenzte
Einflussmöglichkeiten auf Maß-
nahmen, die in Verantwortung
der Straßenbaulastträger liegen
sowie derzeit anders gesetzte
kommunalpolitische Prioritäten
als Grund genannt.

Daueraufgaben

Die Lärmkartierung nach EU-
Umgebungslärmrichtlinie sowie
die anschließende Lärmaktions-
planung seien Daueraufgaben für
alle Beteiligten. Da wichtige Ein-
gangsdaten für die Berechnungen
nicht flächendeckend digital vor-
liegen, die erforderte Genauigkeit
fehlt und die Daten einer stetigen
Veränderung unterworfen sind,
stellten Erhebung, Bereitstellung
und Aufbereitung der Dateninfra-
struktur für die Lärmberechnun-
gen eine aufwändige, aber zentra-
le Aufgabe des LfU dar.

Auch das Thema Luftreinhal-
tung wird laut Dr. Joachim Lucas
(MVV Enamic IGS Gersthofen
GmbH) zunehmend durch eu-
ropäische Regelungen und Anfor-
derungen geprägt. Der im deut-
schen Umweltrecht verwendete
Begriff „Stand der Technik“ wer-
de hierbei weiterentwickelt zur
europäischen BVT – beste ver-
fügbare Technik (engl. BAT –
best available technique). 

Die Technische Anleitung zur
Reinhaltung der Luft (aktueller
Stand: 30. Juli 2002) setze als
Verwaltungsvorschrift für ca.
50.000 genehmigungsbedürftige
Anlagen in Deutschland die Vor-

gaben für die immissionsschutz-
rechtlichen Zulassungen. Mit der
anstehenden Novelle werde nach
2002 der nächste Schritt getan,
den Stand der Technik im Bereich
Luftreinhaltung fortzuschreiben,
erklärte Lucas. 

Regelmäßiges Monitoring

Fortschrittliche und verantwor-
tungsbewusste Unternehmen be-
kennen sich nach seinen Aus-
führungen zu einer nachhaltigen

und an den Stand der Technik an-
gepassten Gesetzgebung (u. a.
auch im Bereich der Luftreinhal-
tung). Hier sei auch die chemi-
sche Industrie, in der ein nicht zu
unterschätzendes Risikopotenzial
vorhanden ist, durchaus ein Vor-
reiter. Das regelmäßige Monito-
ring der Umweltaspekte in der
Branche verdeutliche den Erfolg
dieses Ansatzes. Der Europa
übergreifende Ansatz solle hier-
bei für eine Angleichung der
Standards, aber auch für eine Ver-
hinderung von Wettbewerbsver-
zerrung sorgen. 

Managementsysteme

Die Nutzung von Manage-
mentsystemen als Elemente einer
modernen Unternehmens- und
Betriebsorganisation ist aus Lu-
cas‘ Sicht ohne Zweifel ein Fort-

schritt für die Unternehmen wie
auch für die zuständigen Behör-
den. Aus den Anfängen der Qua-
litätssicherung mit der ISO 9001
und vielen dazugehörigen bran-
chenspezifischen Spezial-Nor-
men habe sich über die letzten
Jahrzehnte ein ganzer Blumen-
strauß an Managementsystemen
entwickelt. 

Wettbewerbsverzerrungen

Bei allem Nutzen von Manage-
mentsystemen für eine nachhalti-
ge Betriebsorganisation bleibe
festzustellen, dass die im aktuel-
len TALuft-Entwurf formulierten
Anforderungen zur Betriebsorga-
nisation über die Umsetzungs-
pflichten in deutsches Recht hin-
ausgehen, betonte Lucas. Gerade
für kleine und mittlere Unterneh-
men, die keine umfangreichen
Dokumentations- und Manage-
mentsysteme pflegen, ergäben
sich damit deutliche Wettbe-
werbsverzerrungen. Im Bundes-
Immissionsschutzgesetz seien be-
reits Anforderungen an die Be-
triebsorganisation festgelegt, zu-
sätzliche Regelungen in der TA
Luft seien somit entbehrlich. 

Für viele Industrien bedeutet
die Umsetzung der „best availa-
ble technologies“ eine neue Her-
ausforderung hinsichtlich der ein-
zuhaltenden Grenzwerte. Hervor-
zuheben sind hier besonders
Stickoxide und Staub, wie Mat-
thias Hagen, LTB GmbH/Teil der
DÜRR Gruppe, Goldkronach, er-
läuterte. 

Für sich alleine betrachtet
sind die beiden Schadstoffe
und die entsprechenden Ab-
scheideverfahren bekannt und
es können auch niedrigere
Grenzwerte erreicht werden.
Wenn jedoch beide Schadstoffe
in einem Abgasstrom gemein-
sam enthalten sind, gelte es, die
Auswirkungen auf das jeweils

andere Abscheideverfahren zu
beachten. 

Staubminderung

Staubminderung ist Hage zu-
folge ein bekanntes Thema und
so gebe es hier eine Vielzahl von
Lösungen. Bei großen Abluftvo-
lumina werden häufig Elektrofil-
ter oder Schlauchfilter eingesetzt.
Erstere erreichten die bisheri-
gen Grenzwerte von 20 mg/m³, 
müssten aber zur Einhaltung
zukünftig niedrigerer Grenz-
werte entsprechend optimiert
werden, was aufgrund der hohen
Zusatzinvestitionen häufig un-
wirtschaftlich ist. Klassische
Schlauchfilter erzielten bei kor-
rekter Auslegung problemlos
Werte von unter 10 mg/m³,
könnten aber aufgrund der tex-
tilen Filtermedien nur bis zu
Temperaturen von 250 °C ein-
gesetzt werden. 

LTB und DÜRR seien seit vie-
len Jahren im Bereich der Abgas-
reinigung aktiv. So wurden zur
Behandlung von NO und Staub
bisher immer zwei aufeinanderfol-
gende Behandlungsstufen einge-
setzt. Um den SCR Katalysator
entsprechend zu schützen, schalte-
te man Filter vor.

Bewährte Technik

Die kombinierte Abscheidung
von Stäuben und Stickoxiden
mit dem katalytischen Filter
Ecopure® CCF hat sich Hagen
zufolge mittlerweile in vielen
Anwendungen bewährt und
stellt die beste verfügbare Tech-
nik dar. Neben der Unterschrei-
tung der momentan geltenden
Grenzwerte empfehle sich die
Technik insbesondere aufgrund
der hervorragenden Abschei-
dung feiner Stäube. Entspre-
chende Untersuchungen sind
noch im Gange. DK

Wie werden Produkte umweltfreundlicher?

Umweltingenieure
kennen die Antwort!

Die Anzahl an gebrauchten Smartphones und Computern
steigt, Plastikmüll und andere Abfälle in den Weltmeeren ist
ein großes Problem. Und wie sieht es mit der Entsorgung von
Solarmodulen und Windrädern aus, die in nächster Zeit in
größeren Mengen das Ende ihrer Lebensdauer erreichen?

Natürlich sollten die Dinge
nach Möglichkeit so lange es
geht genutzt werden, aber
letztendlich wird jedes Produkt
einmal zum Recycling anste-
hen.

Recyclinggerechte 
Produktgestaltung

Schrott ist noch lange nicht
unbrauchbares Zeug: Besonders
komplexe technische Produkte
wie elektrische und elektroni-
sche Geräte (Telefone, Compu-
ter, Haushaltsgeräte, Solarmo-
dule, etc.) bestehen aus einer
Vielzahl von wiederverwendba-
ren Komponenten und verwert-
baren Materialien. Aber das
Recycling wird oft durch die
Anordnung und Verbindung
dieser verwertbaren Bestandtei-
le und die problematische Iden-
tifikation der Werkstoffe er-
schwert. 

Grundsätze

Zur Lösung dieser Problema-
tik gibt es eine Reihe von
Grundsätzen, die bei der Ent-
wicklung derartiger Produkte
berücksichtigt werden können.
Stichwort recyclinggerechte
Produktgestaltung. So sollten
die Produkte modular aufgebaut
werden, um zum Beispiel Netz-
teile oder Chips aus elektroni-
schen Geräten wieder verwenden
zu können. Diese wertvollen
Komponenten sollten dann auch
leicht demontierbar angeordnet
werden. Weniger Materialvielfalt,
deren klare Kennzeichnung und
möglichst wenige gefährliche Be-
standteile sind dem Recycling
ebenfalls zuträglich.

Ein weiterer wichtiger An-
satzpunkt sind die Verbindun-
gen zwischen den Teilen des
Produkts. Wenn sie leicht lösbar
und gut erreichbar sind, kommt

man besser an die wertvollen
Bestandteile heran. 

Know-how für die
Entwicklung nachhaltiger
Technologien 

Natürlich entwickelt sich
auch die Recyclingtechnik
ständig weiter, so dass gestern
noch nicht recycelbare Pro-
dukte dies morgen vielleicht
sind. Kenntnisse für dieses an-
spruchsvolle Zusammenspiel
zwischen Produktgestaltung
und Recyclingtechnik erwer-
ben Studierende der Umwelt-
technik an der OTH Amberg-
Weiden in Amberg. 

So führen sie beispielsweise
im Rahmen ihrer Lehrveran-
staltungen Demontageuntersu-
chungen an ausgewählten Pro-
dukten wie Bügeleisen oder
Toastern durch und bewerten
deren Recyclingfreundlichkeit
mit Hilfe einer leistungsfähigen
Experten-Software. 

Gut ausgebildete
Ingenieure gesucht

Umwelttechnik studieren be-
deutet, Know-how für die Ent-
wicklung neuer, umweltfreund-
licher und nachhaltiger Techno-
logien erlangen. In der Wirt-
schaft gibt es in diesem Bereich
noch zahlreiche Potenziale, für
deren Nutzung die genannten
Kenntnisse unabdingbar sind.
Da auch EU-Vorschriften, z.B.
die Richtlinien über Elektro-
und Elektronik-Altgeräte und
Altfahrzeuge zunehmende An-
forderungen in diesen Berei-
chen stellen, werden gut ausge-
bildete Ingenieurinnen und In-
genieure in diesem Bereich in
Zukunft immer wichtiger und
können einen großen Beitrag
zur besseren Ressourceneffi-
zienz leisten. 

Materialzusammensetzung eines handelsüblichen Bügeleisens.
Bild: OTH Amberg-Weiden

Luftreinhaltung in Bayerns Innenstädten:

Staatsregierung setzt auf
breites Maßnahmenpaket

Um die Luftreinheit in Bayerns Großstädten zu verbessern,
setzt die Staatsregierung auf ein umfassendes Maßnahmenpa-
ket und erteilt pauschalen Fahrverboten für Diesel-Fahrzeuge
eine Absage.

Umweltministerin Ulrike
Scharf betonte: „Zentrales Anlie-
gen ist es, dass die Stickstoffdio-
xid-Belastung schnell, wirksam
und nachhaltig landesweit ge-
senkt wird. Ziel ist es, den Belan-
gen des Gesundheitsschutzes
Rechnung zu tragen und auch die
Mobilitätsinteressen der Bevölke-
rung und der Wirtschaft im Blick
zu behalten. Dazu sind erhebliche
Anstrengungen aller Ebenen und
aller Beteiligten notwendig. Wir
brauchen ein breites gesellschaft-
liches Bündnis für bessere Luft.
Nur so können pauschale Fahr-
verbote vermieden werden.“ 

Stärkung des ÖPNV
und Förderung 
der Elektromobilität

Das geplante Maßnahmenpa-
ket soll nach den Worten der Mi-
nisterin auf mehreren Säulen ru-
hen: Verbesserung der Flotten-
werte bei Diesel-PKW, Stärkung
des Öffentlichen Personennah-
verkehrs, Maßnahmen zur intelli-
genten Verkehrssteuerung, Förde-
rung der Elektromobilität in In-
nenstädten sowie Ausbau des
Radverkehrs.

Scharf stellte fest: „Wir müssen
alle Anstrengungen unternehmen,
um in den belasteten Innenstädten
unserer Großstädte den Schutz
der Gesundheit zu gewährleisten.
Um Luftreinheit einerseits und
Verkehr und Mobilität anderer-
seits nachhaltig zu verbessern,
setzen wir aber nicht auf schwer
durchsetzbare Zwangsmaßnah-
men, sondern handeln zielorien-
tiert und gemeinsam mit Auto-
mobilwirtschaft, Wirtschaft und
Kommunen. Alle Beteiligten sind

jetzt gefordert, ihren Beitrag zu
leisten.“

Wichtiger Kernpunkt für ein
wirksames Maßnahmenpaket ist
die Nachrüstung von Diesel-
PKW durch die Automobilwirt-
schaft. Hierfür strebt Bayern eine
freiwillige Vereinbarung zwi-
schen den bayerischen Autoher-
stellern und dem Freistaat zur
Nachrüstung von Diesel-PKW
an - auch als Vorbild für eine 
bundesweite oder europaweite
Selbstverpflichtung. 

Gespräch mit Vertretern
derAutomobilindustrie

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer und Ministerin Scharf haben
hierzu bereits ein Gespräch mit
Spitzenvertretern der bayerischen
Automobilindustrie geführt, um
eine solche gemeinsame Vereinba-
rung auf den Weg zu bringen. Um
Stickstoffoxid- Emissionen so
schnell wie möglich bereits an der
Quelle zu reduzieren, sollen bei-
spielsweise Diesel-Fahrzeuge wie
Busse und Taxis, die sich ständig
in der Stadt bewegen, technisch
nachgerüstet oder ersetzt werden.

In weiteren Gesprächen mit
Vertretern von Kommunen und
Wirtschaft wird die Staatsregie-
rung bis Mitte Juli klären, welche
weiteren Maßnahmen von den
Kommunen jeweils für sinnvoll
und notwendig erachtet werden
und ob bzw. welche rechtlichen
Änderungen hierfür gegebenen-
falls erforderlich sind. Die Ergeb-
nisse dieser Gespräche werden in
das Maßnahmenpaket einfließen,
über das der Ministerrat noch im
Juli 2017 abschließend beraten
und entscheiden wird. 
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Unsere Ergoldsbacher Dachziegel sprechen für sich
Die ERLUS AG hat eine traditionsreiche Geschichte. Rund 175 Jahre ist es
her, als im niederbayerischen Ergoldsbach die ersten Dachziegel vom Band
liefen. Von dort kommen heute unsere innovativen Schornsteinsysteme
und das neue Lüftungsnetzwerk ERLUS Via Vento S. Hochwertige Dach-
keramik produzieren wir in Neufahrn in Niederbayern und Teistungen in
Thüringen.

Ergoldsbacher Dachziegel sind aus den natürlichen Rohstoffen Lehm und
Ton – wie vor gut 2.500 Jahren. Dank Hightech-Fertigungsmethoden und
demWissen unserer Mitarbeiter entsteht das qualitätsvolle Bauprodukt,
das jede Immobilie aufwertet.

www.erlus.com

„Ich bin das
Werk von rund

500 Mitarbeitern”

Positionspapier der bayerischen Baubranche:

Entsorgungskrise bei 
Bauschutt und Bodenaushub

Die Verbände der bayerischen Bau-, Baustoff- sowie Garten- und
Landschaftsbauwirtschaft haben auf einer Pressekonferenz in
München die gestörte Balance zwischen Bauen und Umweltschutz,
die Bedeutung einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft für die
Baubranche und die aktuell massiven Kostensteigerungen bei der
Entsorgung von Bauabfällen und Bodenaushub thematisiert und
ein gemeinsames Positionspapier „Kreislaufwirtschaft am Bau
stärken - teure Entsorgung vermeiden!“ vorgestellt. Darin fordert
die Branche ein politisches Bekenntnis zurVerwertung von Bauab-
fällen unter Marktbedingungen, die einen wirtschaftlichen Betrieb
von Recyclinganlagen, Bodenreinigungsanlagen und Verfüllungen
sowie den Wiedereinbau in technische Bauwerke erlauben und
schlägt hierfür im Positionspapier konkrete Lösungen vor.

„Der vom Gesetzgeber erzwun-
gene Umgang mit Bauabfällen
und Bodenaushub ist zu einem
Baukostentreiber ersten Ranges
geworden und ökologisch unsin-
nig. Die Verwertung und der Wie-
dereinbau werden immer schwie-
riger und teurer. Außerdem hat der
bürokratische Aufwand ein Aus-
maß erreicht, das für die Bauwirt-
schaft nicht mehr akzeptabel ist.
Es besteht dringender Handlungs-
bedarf.“ so Wolfgang Schubert-
Raab, Präsident der Bayerischen
Baugewerbeverbände.

Die Verbände forderten ein Um-
steuern in der Umweltpolitik. Die-
se muss die Praxis der Baubranche
stärker in den Blick nehmen. Die
Aufbereitung und Wiederverwer-
tung von Bauabfällen in Recyc-
linganlagen und Bodenaushub vor
Ort muss erleichtert und gefördert
werden, es muss bei allen gesetz-
geberischen Maßnahmen eine
Orientierung am Umweltschutz
und am Markt erfolgen, die Bau-
kosten müssen im Blick behalten
werden, Entsorgungssicherheit für
Bauabfälle muss viel stärker als

bisher in den Focus rücken, eben-
so wie die Erhaltung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen.
Immer stärkere bürokratische Re-
gulierung ist der falsche Weg.

Spürbare Deponieengpässe

Thomas Schmid, Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen
Bauindustrieverbandes, wies auf
die ernste Deponiesituation hin:
„In Bayern gibt es regional bereits
spürbare Deponieengpässe. In
Oberbayern beispielsweise gibt es
mit Ausnahme einer Deponie in
Traunstein keine aktiven Bau-
schuttdeponien mehr. Dadurch
sind in manchen Gegenden die
Unternehmen schon gezwungen,
Bauabfälle und Bodenaushub
zum Teil über Hunderte von Kilo-
metern zu noch aufnahmefähigen
Deponien in Sachsen oder Thürin-
gen zu transportieren. Die Bun-
des-, Landes- und Kommunalpo-
litik muss die Notwendigkeit neu-
er Deponien für mineralische Ab-
fälle anerkennen, politisch unter-
stützen und hierfür die rechtlichen

Rahmenbedingungen verbessern.
In Bayern muss flächendeckend
neuer Deponieraum geschaffen
werden. Wenn nichts geschieht,
werden der Mülltourismus weiter
zunehmen und die Entsorgungs-
kosten dramatisch steigen“.

Rohstoffsicherheit 
gewährleisten

„In Bayern fallen jedes Jahr 
32 Mio. t Bodenaushub und ca. 
10 Mio. t Bauschutt bei Baumaß-
nahmen an. 60 % davon, ca. 28
Mio. t, werden zur Rekultivierung
von über 1.200 Gruben und
Brüchen verfüllt. Die Verfüllungs-
möglichkeiten für Böden und
Bauschutt in Gruben und
Brüchen müssen aufrechterhal-
ten, wenn möglich sogar erweitert
werden. Nur so ist die Rohstoffsi-
cherheit für die Baubranche ge-
währleistet und eine ortsnahe und
damit sinnvolle und umweltge-
rechte Verwertung von ausgeho-
benen Böden und nicht anderwei-
tig verwertbarem Bauschutt mög-
lich. Deponie-raum kann dadurch
geschont und lange Transporte
vermieden werden.“ Dies stellte
Markus Wahl, Mitglied des Vor-
standes des Bayerischen Indu-
strieverbands Baustoffe, Steine
und Erden, klar. 

Laut Wolfgang Endlich, Präsi-
diumsmitglied des Verbands Gar-
ten-, Landschafts- und Sportplatz-
bau Bayern, machen bei kleineren
Baumaßnahmen im Garten- und
Landschaftsbau die Kosten für
Aushub, Beprobung, Zwischenla-

gerung und Entsorgung von Bö-
den inzwischen bis zu 20 Prozent
der Baukosten aus. „Es ist drin-
gend erforderlich, praxisgerechte
Kleinmengenregelungen überall
einzuführen und die Untersu-
chungs- bzw. Beprobungspflich-
ten zu vereinfachen.“

Mantelverordnung

Mit Blick auf den vom Bundes-
kabinett im Mai verabschiedeten
Entwurf einer sog. Mantelverord-
nung, welche die Herstellung und
den Einbau mineralischer Ersatz-
baustoffe sowie die Verwertung
von Materialien in Verfüllungen
bundeseinheitlich und nachhaltig
regeln und die Bedingungen für
die Kreislaufwirtschaft am Bau
grundlegend verändern soll, be-
tonten die Verbände, dass die Wirt-
schaft bundesweit rechtssichere
und bundeseinheitliche Regeln
zum Umgang mit mineralischen
Ersatzbaustoffen, Böden und Ab-
fällen brauchen. Der aktuelle Re-
gierungsentwurf sei jedoch für die
Baupraxis nicht geeignet.

Notwendige Korrekturen

Ohne erhebliche Korrekturen
der Mantelverordnung werde es
zu ähnlich dramatischen Folgen
für die Kreislaufwirtschaft Bau
kommen, wie sie im Herbst 2016
bei HBCD-haltigen Polystyrolab-
fällen zu verzeichnen waren. Ins-
besondere dürften die Regelungen
der Mantelverordnung nicht zu ei-
ner Stoffstromverschiebung von
mineralischen Ersatzbaustoffen als
mineralischer Abfall und Böden in
Richtung Deponie führen. Die
Mantelverordnung müsse grund-
legend nachgebessert werden, um
Boden- und Grundwasserschutz
sowie Abfallvermeidung und Res-
sourcenschonung gleichermaßen
gerecht zu werden. 

Grüner Punkt:

Überzeugende
Umweltbilanz für 2016 

Bereits bis 2050 will Deutschland weitgehend treibhausgasneutral
wirtschaften – ein überaus ambitioniertes Ziel. Die Kreislaufwirt-
schaft kann dazu einen wichtigen Beitrag leisten: Wie aus der
Umweltbilanz 2016 hervorgeht, hat allein der Grüne Punkt im
vergangenen Jahr 1,1 Millionen Tonnen Kohlendioxidäquivalente
durch Recycling und Verwertung von gebrauchten Verkaufsver-
packungen vermieden. Die eingesparte Menge an Treibhausgasen
entspricht dem, was durch 110.000 Hektar Wald jährlich aus der
Atmosphäre gefiltert würde – diese Fläche entspricht der 1,2-fa-
chen Fläche des Landes Berlin. 

Die Unternehmen des Grünen
Punkts haben im Jahr 2016 insge-
samt 1,7 Millionen Tonnen Abfäl-
le eingesammelt, verwertet und
recycelt und die daraus herge-
stellten Sekundärrohstoffe in den
Wirtschaftskreislauf zurückge-
führt. Durch die Verwertung von
1,7 Millionen Tonnen gebrauch-
ter Verkaufsverpackungen hat der
Grüne Punkt im vergangenen
Jahr knapp 41 Milliarden Mega-
joule an Primärenergie eingespart
und den Ausstoß von 1,1 Millio-
nen Tonnen Kohlendioxid-Äqui-
valenten vermieden.

Übertroffene Vorgaben

Die Anforderungen der Ver-
packungsverordnung für die Ver-
wertung gebrauchter Verkaufs-
verpackungen reichen von 60 bis
zu 75 Prozent. Der Grüne Punkt
übertrifft diese Vorgaben regel-
mäßig. Liegt die erreichte Quote
über 100 Prozent, so hat der Grü-
ne Punkt mehr Verpackungen aus
dieser Materialgruppe verwertet,
als bei ihr beteiligt waren.

Das Recycling sparte 350 Mio.
Kilogramm Rohöl-Äquivalente
ein. Damit könnten 218.750 Kom-
paktwagen mit einem Durch-

schnittsverbrauch von 6,4 Litern
und einer durchschnittlichen jähr-
lichen Leistung von 15.000 km
ein Jahr lang fahren.

Die Verwertungsaktivitäten des
Grünen Punkts trugen 2016
außerdem dazu bei, dass Gewäs-
ser um 559.000 Kilogramm
Phosphat-Äquivalente weniger
belastet wurden. Durch die Ver-
wertungsleistung des Grünen
Punkts wurden 2016 41 Mrd.
Megajoule Primärenergie einge-
spart. Das entspricht der jährlich
erzeugten Energie von 1.017
Windkrafträdern.

Durch die Verwertungsleistung
des Grünen Punkts gelangten
2016 3.900.000 Kilogramm
Schwefeldioxid-Äquivalente we-
niger in die Atmosphäre. Dies
trug dazu bei, die Versauerung
von Luft, Gewässern und Böden
entsprechend zu verringern.

Mithilfe der Umweltbilanz
2016 überprüft der Grüne Punkt
seit 2001 jährlich die Auswir-
kungen von Mülltrennung und
Verpackungsrecycling auf die
Umwelt. Seit 2007 erhalten
Kunden ein Zertifikat über ihren
individuellen Beitrag zum Um-
weltschutz über den Grünen
Punkt. DK
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bvse-Symposium zur Gewerbeabfallverordnung:

Enges Gerüst an Vorschriften
Die novellierte Gewerbeabfallverordnung bestimmt als gesetzli-
cher Rahmen essenziell den Recyclingerfolg kleiner und mittel-
ständischer Unternehmen und damit auch den Fortschritt für die
dringend benötigte Rohstoffwende in Deutschland. Trotz einer
insgesamt guten Grundlage zeigte sich der Hauptgeschäftsführer
des Bundesverbandes Sekundärrohstoffe und Entsorgung, Eric
Rehbock, auf einer hochkarätig besetzten bvse-Tagung in Bonn
enttäuscht darüber, dass sich der Gesetzgeber nicht dazu habe
durchringen können, einige wichtige Punkte wie den der Ent-
bürokratisierung in das neue Regelwerk aufzunehmen.

Laut Rehbock rauben „zusätz-
liche Nachweispflichten, immer
höher geschraubte technische
Spezifikationen und starre Min-
destanforderungen an die Vorbe-
handlungstechnik“ kleinen und
mittelständischen Unternehmen
immer mehr Zeit und Flexibilität
und minimieren gleichzeitig de-
ren reelle Chance, sich im Wett-
bewerb erfolgreich zu behaupten.
Ein enges Gerüst vorgeschriebe-
ner Technik behindere zudem  In-
novationen in eine neue Behand-
lungstechnik und schränke die
abfallwirtschaftlich tätigen Unter-
nehmen unangemessen ein. Er-
leichtert zeigte sich der Hauptge-
schäftsführer darüber, dass nicht
wie ursprünglich im Referenten-
entwurf vorgesehen, die komplet-
te Behandlung innerhalb eines
Betriebes erfolgen müsse.

Energetische Verwertung

Mehr Mut vom Gesetzgeber
hätte sich Rehbock im Hinblick
darauf gewünscht, den vom bv-
se schon lange propagierten
Vorschlag aufzugreifen, inner-
halb der energetischen Verwer-
tung zu unterscheiden. Aus sei-
ner Sicht macht es einen großen
Unterschied, wie die Materia-
lien aus den Gewerbeabfällen
verbrannt werden und in wel-
cher Form die darin gebundene
Energie genutzt wird.

Wie bvse-Experte Dipl.-Ing.
Andreas Habel erläuterte, „geht
es darum, die Kreislaufwirt-
schaft weiter zu entwickeln. Da-
zu gehört nach unserer Ansicht

auch, dass die Hochwertigkeit
der thermischen Verwertungs-
verfahren eine größere Rolle
spielen muss“. 

Stoffliche Verwertung 
steigern

Habel betonte, dass die Ziel-
hierarchie der Abfallrahmen-
richtlinie und des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes in der Praxis ab-
gebildet werden müsse. Deshalb
habe die Steigerung der stoffli-
chen Verwertung oberste Prio-
rität. Klar sei aber auch, dass die
Abfallwirtschaft ohne die Mög-
lichkeit der energetischen Ver-
wertung nicht auskomme. Bereits
seit 2015 sei die Auslastung der
energetischen Verwertungsanla-
gen sehr hoch. Mit dem Auslau-
fen der landwirtschaftlichen Klär-
schlammnutzung sowie dem Im-
port von Abfällen aus anderen
EU-Staaten drängten weitere
Materialmengen in Müllverbren-
nungsanlagen oder EBS-Kraft-
werke nach Deutschland.

Bei der energetischen Ver-
wertung der nicht zu recyceln-
den Materialien sollte nach Auf-
fassung des bvse unbedingt 
innerhalb der Verfahren in Be-
zug auf die Energieeffizienz un-
terschieden werden. Denn es
macht Habel zufolge einen Un-
terschied, wie die Materialien
verbrannt werden und in wel-
cher Form die darin gebundene
Energie genutzt wird. Eine Ant-
wort auf die tatsächliche Ener-
gieeffizienz einer Anlage gebe
die in die Abfallrahmenrichtli-

nie eingebettete „Energieeffizien-
zzahl R1“ jedenfalls nicht, sei sie
doch in ihrem Aufbau kein Wir-
kungsgrad, wie er in technischen
Merkblättern definiert ist. Aussa-
gekräftiger sei vielmehr der Net-
towirkungsgrad eines Prozesses,
der sich auf die Leistung beziehe,
die tatsächlich für externe Prozes-
se zur Verfügung steht.

Vor diesem Hintergrund hat
sich der bvse zu einem Kon-
zeptvergleich entschlossen und
das CUTEC Institut mit der Er-
arbeitung der Studie zur „Diffe-
renzierung der energetischen
Verwertung am Kriterium der
Energieeffizienz“ beauftragt.
Dabei handelt es sich um einen
Vergleich, der die Mitverbren-
nung vorbehandelter Abfälle
besonders in Zementwerken,
die Monoverbrennung in Er-
satzbrennstoff (EBS)-Kraftwer-
ken und die Verbrennung über-
wiegend nicht vorbehandelter
Abfälle in Müllverbrennungs-
anlagen mit unterschiedlichen
energetischen Wirkungsgraden
gegenüberstellt. Ausgewertet
wurde, wie sich die unterschied-
lichen Systeme hinsichtlich
Netto-Wirkungsgrad, Primär-
energie- und Primärrohstoff- so-
wie CO2-Einsparung verhalten.

Alleinstellungsmerkmal

Bilanzierend lässt sich fest-
stellen, dass Zementwerke die
thermische Verwertung hoch-
wertig aufbereiteter Ersatz-
brennstoffe mit hohem Wir-
kungsgrad sicherstellen. Durch
den unmittelbaren Einsatz im
Zementklinkerbrennprozess lie-
gen die Nettowirkungsgrade bei
über 70 % und sind damit ge-
nauso hoch wie beim Einsatz
substituierter Primärbrennstoffe
wie Braun- oder Steinkohle. Ein
Alleinstellungsmerkmal stellt
die stoffliche Nutzung des
Ascheanteils dar, der als anfal-

lender Sekundärrohstoff in den
Zementklinker, also in das Pro-
dukt, eingebunden wird. Natür-
liche Primärrohstoffe in der
Größenordnung von 200.000
bis 250.000 t/a werden dadurch
in Deutschland ersetzt. Diese
Art der stofflichen Nutzung
können MVA oder EBS-Kraft-
werke nicht erbringen.

Auch kam die Studie zu dem
Ergebnis, dass EBS-Kraftwerke
zur energieeffizienten Versor-

gung von Industriestandorten
dienen. Ihr Standort ist in der
Regel an einen Industrieprozess
gebunden. Ihnen genügen ein-
fach aufbereitete Ersatzbrenn-
stoffe. Die Nettowirkungsgrade
von EBS-Kraftwerken hängen
stark davon ab, welche Nutzen-
ergien produziert werden. So
liegt der Nettowirkungsgrad bei
Anlagen mit Vollverstromung
bei lediglich ca. 20 %, bei rei-
ner Prozessdampfabgabe aber

schon bei ca. 80 % und bei
Kraft-Wärme-Kopplung zwi-
schen 30 und über 70 %.

MVA-Konzepte

Laut Untersuchung entwickelte
sich die klassische MVA in den
vergangenen Jahren an vielen
Standorten zum Energielieferan-
ten. Auch hier hängt der Brenn-
stoffausnutzungsgrad davon ab,
welche Nutzenergie produziert
wird. Durch ihren primären
Zweck der Abfallentsorgung bzw.
-beseitigung seien Müllverbren-
nungsanlagen allerdings räumlich
oft von ihren Energieabnehmern
getrennt. Erst die Möglichkeit zur
Abgabe von Prozessdampf oder
Fernwärme über kurze Wege er-
mögliche aufgrund von Kraft-
Wärme-Kopplung echte Wir-
kungsgradsteigerungen, und dies
über das Niveau der reinen
Stromproduktion hinaus.

Dies sei umso besser möglich,
je näher die MVA zum Abnehmer
liegt. So fällt das Ergebnis für die
verschiedenen MVA-Konzepte
auch sehr unterschiedlich aus. Als
reiner Entsorger mit Vollverstro-
mung werden Nettowirkungsgra-
de von 12 % (Altanlagen) bis über
20 % (neuere Anlagen) erreicht.
Bei reiner Dampfabgabe, z. B. di-
rekt an ein Kraftwerk, liegt der
Wirkungsgrad bei knapp 80 %, bei
KWK-Nutzung je nach Wärmeab-
gabe zwischen ca. 20 und 70 %.

Kaskadennutzung sinnvoll

Zusammenfassend zeigt die
Studie laut bvse, dass auch bei
der energetischen Verwertung
die Anwendung einer Kaska-
dennutzung innerhalb der mög-
lichen Verfahren sinnvoll er-
scheint. Ressourcenpolitisch be-
trachtet sollten von den nicht
recycelbaren Abfällen vorran-
gig die heizwertreichen Fraktio-
nen abgeschieden und als Pri-
märenergiesubstitut einer hoch-
wertigen energetischen Verwer-
tung zugeführt werden. Dabei
stellte sich im Ergebnis der 
Studie die Mitverbrennung im
Zementherstellungsprozess mit
gleichzeitiger rohstofflicher Nut-
zung des Ascheanteils als beson-
ders vorteilhaft dar. 

Die dafür nicht geeigneten mit-
tel- und niederkalorischen Abfälle
sollten ihren Einsatz zur energeti-
schen Verwertung in Kraftwerken
mit möglichst hohen Nettowir-
kungsgraden finden. Somit wer-
den in den einzelnen Anlagen
möglichst hohe Einsatzraten 
mit einer maximalen CO2-Ein-
sparung realisiert. DK

Landkreis Rosenheim:

Rekordverwertungsquote 
im Abfallwirtschaftsbericht
Knapp 400 Tonnen mehr als im Jahr davor, nämlich gut 47.400
Tonnen Restmüll, fielen im vergangenen Jahr im Landkreis
Rosenheim an. Der Anstieg erklärt sich durch die erneut ge-
stiegene Bevölkerungszahl. Ein Blick auf die angefallene Rest-
müllmenge pro Einwohner zeigt, dass das Abfallaufkommen
erneut sank. Der Abfallwirtschaftsbericht belegt außerdem,
dass die Gesamtmenge der erfassten Wertstoffe um gut 8.600
Tonnen gesteigert werden konnte. Diese erfreuliche Entwick-
lung sorgt für eine Rekordverwertungsquote von 75,1 Prozent,
eine Steigerung um drei Prozentpunkte.

2016 wurden im Landkreis
knapp 23.000 Tonnen Altpapier
eingesammelt. Davon brachten
die Bürger 13.300 Tonnen zu den
Altpapiercontainern in den 43
Wertstoffhöfen und knapp 1.300
Wertstoffinseln. Gut 9.500 Ton-
nen kamen über die „Blauen Ton-
nen“ zusammen sowie fast 70
Tonnen über gemeinnützige Alt-
papiersammlungen. 

In die Altglascontainer an 301
Standorten wurden gut 6.300
Tonnen eingeworfen, fast 100
Tonnen mehr als 2015. Nahezu
unverändert blieb dagegen die
Menge der erfassten Leichtver-
packungen, die sich auf knapp
2.300 Tonnen summierten. 

Stichwort Grünabfälle: In den
drei Kompostieranlagen in No-
derwiechs in der Gemeinde
Bruckmühl, in Perfall bei Eisel-
fing und in Weiher in Aschau
wurden im vergangenen Jahr
mehr als 113.000 Kubikmeter
Häckselgut, Laub und Gras an-
geliefert. Aus dieser neuen Re-
kordmenge wurden knapp
22.700 Kubikmeter Kompost er-
zeugt, der im Landschafts- und
Gartenbau, im Sportanlagenbau
und in Privatgärten eingesetzt
wird. 

Die im Kreislaufwirtschaftsge-
setz geforderte getrennte Erfas-
sung von Bioabfall wurde im
Landkreis Rosenheim ab Mai
2016 auf zehn Wertstoffhöfen ge-
testet. Aufgrund der positiven Er-
fahrungen beschloss der Umwelt-

ausschuss, die Sammlung auf den
gesamten Landkreis auszuweiten.
In der Testphase 2016 wurden
insgesamt 35 Tonnen Bioabfall
erfasst. Aktuell liegt die monat-
lich erfasste Menge bei bis zu 19
Tonnen. Die eingesammelten
Bioabfälle werden zur Vergärung
und anschließenden Kompostie-
rung zum Kommunalunterneh-
men „vivo“ des Landkreises
Miesbach gebracht. 

Zudem wurden mehr als 8.300
Tonnen Altholz, knapp 2.900
Tonnen Altmetall und 87 Tonnen
Autobatterien gesammelt und
verwertet. Weiter lieferten die
Bürgerinnen und Bürger fast 500
Tonnen Altreifen, knapp 13.000
Kubikmeter Elektroschrott und 3
Tonnen CDs ab.

Den Haus-, Geschäfts- und
Sperrmüll zusammengerechnet
fielen 2016 pro Einwohner 185
Kilogramm Restmüll an. Bei den
Wertstoffen summiert sich der
Jahresdurchschnitt auf fast 390
Kilogramm pro Einwohner, eine
deutliche Steigerung um knapp
30 Kilogramm im Vergleich zum
Jahr 2015. Damit einher geht die
Verbesserung der Verwertungs-
quote auf 75,1 Prozent. 

Ein Vergleich zwischen 1990
und 2016 zeigt, dass die Haus-
haltsabfälle pro Einwohner um
deutlich mehr als die Hälfte redu-
ziert werden konnten und die
Menge getrennt gesammelter
Wertstoffe pro Einwohner mehr
als verdreifacht wurde. DK

bvse sieht mittelständische 
Branchenstruktur bedroht

Zur Jahresmitte sieht der bvse-Bundesverband Sekundärroh-
stoffe und Entsorgung den Mittelstand in einer schwierigen
Konkurrenzsituation. Die Sorgen des Verbandes werden nicht
weniger. Im Gegenteil, immer neue Nachrichten über Zusam-
menschlüsse und Unternehmensaufkäufe belegen, so der bvse,
dass der Markt enger werde. 

Immer mehr Kommunen be-
tätigen sich beispielsweise mit ei-
genen Unternehmen im Entsor-
gungsmarkt. Gleichzeitig erlebt
die Branche aber auch eine regel-
rechte Übernahmewelle. „Wir se-
hen in den letzten Monaten, wie
große Unternehmen einen Mittel-
ständler nach dem anderen auf-
kaufen“, macht bvse-Präsident
Bernhard Reiling deutlich. Eine
Situation, die auch das Bundes-
kartellamt inzwischen mit Argu-
saugen betrachtet und öffentlich
davon spricht, dass in der Entsor-
gungsbranche fast ähnliche Ver-
hältnisse wie im Einzelhandel
herrschen.

Wettbewerbsfähig bleiben

Die Politik sei daher aufgeru-
fen, die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen so zu gestalten,
dass auch kleine und mittelstän-
dische Unternehmen der Kreis-
laufwirtschaft eine reelle Chan-

ce haben, sich im Wettbewerb
zu behaupten, heißt es beim bv-
se. So sollte beispielsweise dar-
über nachgedacht werden, die
Eingriffsschwelle für das Bun-
deskartellamt zu senken.

Warnsignal

Aber nicht nur Aufkäufe von
mittelständischen Unternehmen
durch Konzerne bedrohen die
mittelständische Marktstruktur.
Die jüngsten Medienspekulatio-
nen über eine mögliche Über-
nahme der DSD System Hol-
ding durch Remondis sind ein
weiteres Warnsignal. 

Dementsprechend deutlich
reagiert Eric Rehbock, Haupt-
geschäftsführer des bvse-Bun-
desverband Sekundärrohstoffe
und Entsorgung: „Der Mittel-
stand hat das Recycling in
Deutschland etabliert und erfolg-
reich gemacht hat. Insbesondere
die mittelständische Struk-

tur des Kunststoffrecyclings ist
gleichzeitig auch Erfolgsgarant
für die Zukunft. Ich sage das 
in aller Klarheit: Setzen wir
diese Erfolgsstory nicht aufs
Spiel. Eine Hochzeit der Gi-
ganten halten wir für den fal-
schen Weg.“

Keine Hochzeit 
der Giganten!

Remondis hält schon jetzt, di-
rekt oder über Tochterunterneh-
men, eine überragende Stellung
als Auftragnehmer bei den zu
vergebenen Sammelaufträgen
für Leichtverpackungen. Im 
Bereich Kunststoffrecycling,
der eine stark mittelständisch
strukturierte Unternehmens-
landschaft aufweist, würde Re-
mondis auch in diesem Markt
zu einem der stärksten Unter-
nehmen werden.

Der bvse hat daher „große
Sorge“, dass die mittelständi-
schen Unternehmen in große
existenzbedrohende Bedrängnis
geraten, wenn es wirklich zu ei-
ner Übernahme der DSD Sy-
stem Holding durch Remondis
käme. 
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Schwaben.Digital

Bayerische Verwaltungsschule (BVS):

Mensch 2.0 kontra Arbeit 4.0
Das Thema Digitalisierung ist längst in den bayerischen Kom-
munen angekommen. Insofern überrascht es nicht, dass dieses
Schlagwort auch beim diesjährigen Sommerempfang der
Bayerischen Verwaltungsschule (BVS) heiß diskutiert wurde.
Das Hauptproblem: Zwischen der Wichtigkeit, die man der Di-
gitalisierung zuspricht, und der dafür nötigen technischen
Kompetenz der Kommunen, besteht nach wie vor eine große
Diskrepanz. „Derzeit heißt es Mensch 2.0 kontra Arbeit 4.0.
Und solange die Schulen und Weiterbildungsinstitutionen an
der klassischen Wissensvermittlung festhalten, wird der
Mensch weiterhin dem Fortschritt hinterher hinken“, betonte
Festredner und Kompetenzforscher Prof. Dr. John Erpenbeck. 

Der Sommerempfang ist das
Highlight des Jahres – nicht nur
für die Mitarbeiter, sondern

auch für die zahlreichen Dozen-
ten und Partner der BVS. „Hier
kommt immer eine nette, kom-

munale Familie zusammen. Ei-
ne glänzende Gelegenheit für
viele anregende Gespräche“, so
Vorstand Michael Werner. Ein
Gesprächsthema schwebte die-
ses Mal über allen anderen: die
Digitalisierung der Kommunen.
„Keiner weiß so recht, wo hier
die Reise hingeht. Welche Rolle
spielt der Mensch in diesem
Prozess? Und was kann die
BVS den Azubis hierzu mit auf
den Weg geben? Diese jungen
Menschen haben ja schon bei
den Grundkenntnissen wie Le-
sen, Schreiben oder Rechnen ih-
re Probleme. Und die sollen wir
in die Digitalisierung führen?
Ehrlich gesagt, melde ich da
Zweifel an“, warf Werner kri-
tisch in die Runde. 

Wandel in der Verwaltung

Dr. Franz Dirnberger, Vorsit-
zendes Mitglied des Verwal-
tungsrats der BVS und Ge-
schäftsführer des Bayerischen
Gemeindetags, prognostizierte
in seiner Ansprache eine extre-
me Veränderung der Verwal-
tung. Im Zuge der Digitalisie-
rung würde sich das „gesamte

Arbeitsumfeld revolutionieren“.
Die Diskrepanz, die derzeit
noch zwischen Digitalisierung
und dem tatsächlichen Arbeits-
ablauf in den Kommunen herr-
sche, ließe zwar noch zu wün-
schen übrig. Aber der Verwal-
tungsratsvorsitzende gab sich

BVS-Dozent nimmt aus seinen
Lehrveranstaltungen positiven
Input mit – neue Anregungen
oder Netzwerke. Dieser Win-
win-Effekt spricht deutlich für
eine Freistellung Ihrer Mitarbei-
ter“, so Dirnbergers Appell. 

Plädoyer für
Kompetenzentwicklung

Festredner Prof. Dr. John Er-
penbeck legte in Sachen Digita-
lisierung noch mal nach: „Da
rollt eine dicke Kompetenzkata-
strophe auf uns zu. Wissen in
die Köpfe schaufeln bringt
überhaupt nichts. Wie viele
hochqualifizierte inkompetente
Leute kennen Sie in Ihrem Be-
kanntenkreis? Qualifikation ist
noch lange keine Kompetenz.
Die Kommunen, die berufliche
Bildung und die Schulen müs-
sen also dringend auf Kompe-
tenzentwicklung bauen. Wir al-
le müssen uns der neuen digita-
len Welt stellen, ohne aus den
Augen zu verlieren, dass wir
stets menschengerecht handeln
sollen“, so Erpenbeck. 

Haupttriebfeder bei der Kom-
petenzentwicklung sei dabei die
Emotion. „Unser Gehirn ist eine
komplexe Einrichtung. Es ist
nicht für große Datenmengen
geschaffen. Vielmehr ist es ein
Organ, das zur Problemlösung
dient. Es enthält einen emotio-

nal gesteuerten Filter. Diese
emotionale Konditionierung
wirkt sich auf alle anderen Pro-
zesse aus.“ Soll heißen: Auch
BVS-Dozenten sollten motivie-
rend und emotional auf die Teil-
nehmer wirken. Ohne Gefühl
für die Thematik und den beruf-
lichen Alltag geht gar nichts.
Das gilt für die Digitalisierung
als auch für alle anderen The-
menbereiche. 

Rahmenprogramm

Das Rahmenprogramm des
Sommerempfangs lief unter
dem Motto „digital versus ana-
log“. Mächtig viel Kraft und
Zielgenauigkeit waren beim Bo-
genschießen gefragt, während-
dessen ein Ausflug in die virtu-
elle Realität ein sinnlich intensi-
ves und nachhaltiges Erlebnis
bot. Denn auch im Bereich Bil-
dung bietet die virtuelle Realität
innovative und maßgeschnei-
derte Ansätze zur Vermittlung
komplexer Sachverhalte. Was
dem Nutzer wiederum ein ver-
einfachtes und schnelleres Ler-
nen ermöglicht. 

Das einzige, das beim Som-
merempfang nicht mal im Ansatz
etwas mit Digitalisierung zu tun
hatte, war das festliche Buffet,
das die Gäste wie jedes Jahr wie-
der mit einer Fülle exzellenter
Gaumenfreuden begeisterte. 

Dr. Franz Dirnberger, Vorsit-
zendes Mitglied des Verwal-
tungsrats der BVS. 

zuversichtlich: „Wir schaffen
das!“ Akuten Handlungsbedarf
sieht Dirnberger hingegen bei der
Gewinnung neuer nebenamtli-
cher Dozenten. Mit Blick auf die
Entscheidungsträger meinte er:
„Sehen Sie die Vorteile. Jeder

Stadt und Landkreis Regensburg:

Gemeinsames Siegel 
„Bildungsregion in Bayern“
„Gemeinsame Wege gestalten - Bildungsregion Stadt und Land-
kreis Regensburg“ - so lautet der Titel des Bewerbungskonzepts,
das Stadt und Landkreis Regensburg zusammen mit Bildungsak-
teuren aus der Region im vergangenen Jahr ausgearbeitet haben.
Vor kurzem hat Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle im Kurfür-
stenzimmer der Stadt Regensburg das Siegel „Bildungsregion in
Bayern“ an Bürgermeisterin Gertrud Maltz-Schwarzfischer und
Landrätin Tanja Schweiger überreicht. 

Mit der Siegelübergabe wird ein
wichtiges Projektziel zur gemein-
samen Bildungsregion erreicht.
Zur Sicherung der Zukunftsfähig-
keit in der Region müssen Bürge-
rinnen und Bürger über alle Alters-
stufen hinweg gut ausgebildet
werden und zwar über die kom-
munalpolitischen Grenzen hinaus.

„Die Gesellschaft ändert sich
stetig mit einer hohen Dynamik.
Die damit verbundenen Heraus-
forderungen müssen wir rechtzei-
tig erkennen und entsprechend
darauf reagieren. Das Bildungsan-
gebot in der Region Regensburg
weist bereits eine sehr gute Infra-
struktur auf, dennoch sollten wir
die Dynamik aus dem Prozess der
Bildungsregion weiter nutzen und
zukunftsorientiert neue Hand-
lungsfelder bearbeiten“, so Land-
rätin Tanja Schweiger. 

„Es ist ein wichtiges Signal
nach außen, dass Stadt und Land-
kreis Regensburg die Initiative
„Bildungsregionen in Bayern“ ge-
meinsam durchgeführt haben und
auch ein gemeinsames Siegel er-
halten“, unterstreicht Bürgermei-
sterin Maltz-Schwarzfischer.

Bildungsminister Dr. Ludwig
Spaenle betont: „Die Stadt und
der Landkreis Regensburg setzen
bei der nachhaltigen Förderung
und Unterstützung junger Men-
schen bemerkenswerte Impulse...
Mit dieser Zusammenarbeit über
kommunale Grenzen hinweg
können die Beteiligten vorhande-
ne Potentiale noch besser nutzen
und neue Netze knüpfen. Mit
ihrem Engagement investieren sie
in die Zukunft.“

Schon im Oktober 2016 wurde
im Rahmen des zweiten Dialogfo-
rums der 122-seitige Ergebnisbe-
richt dem Bayerischen Kultusmi-
nisterium zur Prüfung übergeben.
Der Bericht durchlief außerdem
weitere Instanzen und wurde von
mehreren Fachstellen - darunter
auch das Bayerische Landesju-

gendamt und die Konferenz der
Schulaufsicht - kritisch geprüft.
Die Ergebnisse des breit angeleg-
ten Beteiligungsprozesses mit
rund 120 Akteuren in 14 Veran-
staltungen wurden von den Exper-
ten positiv bewertet. 

Besonders herausgestellt wurde
die Tatsache, dass sich Stadt und
Landkreis Regensburg über das
Pflichtprogramm hinaus engagiert
hatten. Die zu behandelnden The-
men der Initiative „Bildungsregio-
nen in Bayern“  wurden vom Kul-
tusministerium in fünf Handlungs-
felder, den sogenannten „Säulen“,
aufgeteilt. Stadt und Landkreis Re-
gensburg hatten sich im Rahmen
des gemeinsamen Bewerbungs-
konzeptes dazu entschlossen, ein
weiteres Handlungsfeld mit dem
Thema „Fachkräfte von morgen“
zu bearbeiten, das sich hauptsäch-
lich mit der beruflichen Aus- und
Weiterbildung von Erwachsenen
beschäftigt. 

In drei Workshop-Runden wur-
den rund 30 Projekte erarbeitet.
„Positiv beeinflusst wurde der
kreative Prozess durch die hetero-
gene Zusammenstellung der Ar-
beitsgruppen und dem damit ver-
bundenen Ideenreichtum der Teil-
nehmer“, so Johanna Bräu, Regio-
nalmanagerin im Landkreis Re-
gensburg. Vertreter aus Politik,
Verwaltung, Wirtschaft und kirch-
lichen Trägern, aber vor allem
auch der Jugendhilfe, verschiede-
ner Beratungsstellen, der Volks-
hochschulen und Elternbeiräte
nahmen an den Veranstaltungen
teil. Nun gilt es, die Projekte Schritt
für Schritt umzusetzen. Die ersten
wurden bereits in Angriff genom-
men. So wird derzeit etwa an einer
gemeinsamen IT-Systembetreu-
ung der Grund- und Mittelschulen
im Landkreis gearbeitet oder auch
ein Erfahrungsaustausch zum The-
ma Methoden-Curriculum für
Lehrer von Grund- und weiter-
führenden Schulen initiiert. 

Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle hat das Siegel „Bildungsregion
in Bayern“ an Bürgermeisterin Gertrud Maltz-Schwarzfischer (r.)
und Landrätin Tanja Schweiger (l.) überreicht.

Bild: Peter Ferstl/Stadt Regensburg
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Abensbergs Erster Bürgermeister Dr. Uwe Brandl und der
Wolnzacher Verleger Eduard Kastner haben einen Betrag von
5.500 Euro an die Stadt Abensberg übergeben. Dieser steht für
soziale und kulturelle Zwecke und Projekte zur Verfügung.
Der hohe Betrag ist eine Spende von Verleger und Autor:
Eduard Kastner verlegt Brandls aktuelle Bücher. Deren Rein-
erlöse fließen der Stadt für Fördermaßnahmen in den Berei-
chen Sport, Kunst und Soziales zu. Autor Uwe Brandl verzich-
tet damit neuerlich auf seine Honorare. 

Deutscher Gründerpreis für
Münchner Unternehmen

Bei der Verleihung des Deutschen Gründerpreises in Berlin wur-
de das junge Münchner Unternehmen Grillido als „StartUp des
Jahres“ geehrt. Grillido stellt Grillwürstchen und Fitness-Land-
jäger mit wenig Fett, dafür gutem Fleisch, einzigartigen Ge-
schmacksrichtungen und ohne Zusatzstoffe her. 

Die hochkarätig besetzte Aus-
wahljury des Deutschen Gründer-
preises war begeistert von der ra-
santen Erfolgsstory der beiden
Verkaufstalente Michael Ziegler
und Manuel Stöffler, die mit zeit-
gemäßen Produktneuheiten und
kreativen Vertriebsmethoden eine
traditionelle Branche neu belebt
haben. Mittlerweile gehören so-
gar erste Supermarktketten zu
ihren Kunden. 

Wie die Bundesministerin für
Wirtschaft und Energie, Brigitte
Zypries, bei der Preisverleihung
hervorhob, mache der Deutsche
Gründerpreis Mut und inspiriere,

selbst anzupacken und eigene
Ideen erfolgreich umzusetzen.
„Unsere Gründerszene ist leben-
dig und innovativ. Das ist gut,
denn wir wollen den wirtschaftli-
chen und sozialen Wohlstand in
Deutschland halten.“

Grillido soll jetzt europaweit
bekannt werden, außerdem sind
neue Produkte geplant. „Wir
hatten das richtige Produkt zur
richtigen Zeit“, erklären die bei-
den Unternehmensgründer den
Erfolg. „Die Menschen achten
mehr auf ihre Ernährung und
wollen genau wissen, was sie
essen.“ DK

Metropolkonferenz 2017: 

Digitalisierung im Fokus 
Vor kurzem fand die diesjährige Metropolkonferenz des Europäi-
sche Metropolregion München (EMM) e.V. im Landkreis Für-
stenfeldbruck auf dem ehemaligen Klosterareal statt. Das Thema
der Veranstaltung: „Digitalisierung und Vernetzung der Welt –
Herausforderungen und Strategien für die Zusammenarbeit von
Wirtschaft und Regionen.“ 

Der EMM e.V. veranstaltet ein-
mal jährlich, immer an einem an-
deren Veranstaltungsort in der Re-
gion, eine Metropolkonferenz. Da-
bei steht jedes Jahr ein – für die ge-
samte Region zukunftsrelevantes
– Thema im Fokus. In diesem
Jahr war der Landkreis Fürsten-
feldbruck Gastgeber der Konfe-
renz, die sich mit dem Thema Di-
gitalisierung und damit einher-
gehenden Chancen und Heraus-
forderungen, insbesondere für Un-
ternehmen und Regionen, be-
schäftigte. 

Rund 270 Vertreter aus Politik,
Verwaltung, Planung und Wirt-
schaft kamen im Churfürstensaal,
der heutzutage zu den Räumlich-
keiten der Polizeischule gehört,
zusammen. Begrüßt wurden sie
von den beiden Gastgebern Tho-
mas Karmasin, Landrat des
Landkreises Fürstenfeldbruck,
und vom stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden des EMM
e.V. Landrat Christoph Göbel. 

Gleich zu Beginn der Konfe-
renz machte Keynote Speaker,
Herr Dr. Andreas Brill, Ge-
schäftsführer, b4b GmbH, bei sei-
nem Vortrag deutlich, dass die Di-
gitalisierung immer weiter voran-
schreiten wird und ermahnte, dass
Unternehmen, genau wie Regio-
nen, nicht an alten Strukturen
festhalten dürfen: „Digitalisie-
rung bedeutet, Lösungen für eine
unvorstellbare Zukunft zu ent-
wickeln. Dieser Herausforderung
müssen sich – eher früher als spä-

ter – alle Unternehmen stellen.
Städte, Regionen und Länder
übrigens auch...“. 

Solche Herausforderungen zu
meistern, ist nur als starke Region
möglich. Wie der Landkreis Für-
stenfeldbruck die Region stärkt,
stellte Bürgermeister Dr. Michael
Schanderl, Kreisvorsitzender des
Bayerischen Gemeindetags, bei
seinem Vortrag über die im Jahr
2016 entwickelte Räumliche Ent-
wicklungsstrategie (RES) für den
Landkreis vor und ermunterte da-
mit andere Landkreise diesem
Beispiel zu folgen. 

Wie ein roter Faden zog sich
auch der Ansatz der Zusammenar-
beit durch die Konferenz. Zwar sei
das Denken – gerade im Hinblick
auf das Thema Digitalisierung –
über Grenzen hinweg wichtig,
aber, wie der stellvertretende Vor-
standsvorsitzende des EMM e.V.
Christoph Göbel, Landrat des
Landkreises München, bei seinem
Fazit sagte, müsse man stets im
Blick behalten sich „Gemeinsam
für die Region“ einzusetzen. Dafür
plädierte auch Referentin Prof. Dr.
Ilse Helbrecht, Direktorin, Geo-
graphisches Institut der Humboldt-
Universität zu Berlin: „Wer erfolg-
reich sein will, muss zusammenar-
beiten. Um die Früchte und Lasten
der Metropolregion München ge-
recht zu verteilen, braucht es in der
Region eine starke Kultur der Ge-
meinsamkeit und funktionierende
Strukturen der Abstimmung zwi-
schen den Gemeinden“. 

Bürgermeisterwahlen 
im Freistaat

Überzeugend hat in Abens-
berg (Landkreis Kelheim) Dr.
Uwe Brandl (CSU) sein Bür-
germeisteramt verteidigt. Für
den amtierenden Präsidenten
des Bayerischen Gemeindetags
und baldigen Chef des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bunds votierten 60,7 Prozent
der Wähler. Seine Herausforde-
rer Thomas Schug (SPD) und
Oliver Stöckl (FW) erzielten
33 Prozent bzw. 6,3 Prozent
der Stimmen. Der 57-jährige
Brandl ist bereits seit 24 Jahren
Rathauschef der niederbayeri-
schen Stadt. Die Wahlbeteili-
gung lag bei 58,3 Prozent.

Fürstenfeldbruck

Erich Raff, bisheriger Stell-
vertreter des inzwischen aus 
gesundheitlichen Gründen ent-
lassenen Oberbürgermeisters
Klaus Pleil, ist zum neuen Rat-
hauschef von Fürstenfeldbruck
gewählt worden. Der 64-jährige
CSU-Politiker setzte sich in der
Stichwahl mit 52 Prozent der
Stimmen gegen den ehemaligen
Landtags-Fraktionschef der
Grünen, Martin Runge, durch,
der sich als gemeinsamer Kan-
didat für die Brucker Bürger
Vereinigung (BBV) und die
Grünen beworben hatte. Die
Wahlbeteiligung betrug 41,2
Prozent.

Gundelfingen

Die ehemalige bayerische
FDP-Generalsekretärin Miriam
Gruß ist neue Bürgermeisterin
von Gundelfingen (Landkreis
Dillingen). Die 41-Jährige be-
hielt bei der Stichwahl mit 57,8
Prozent gegen ihren SPD-Her-
ausforderer Jürgen Hartshauser
die Oberhand. Die Wahlbeteili-
gung lag bei 61,2 Prozent.

Auch im Markt Falkenstein
(Landkreis Cham) regiert ab so-
fort eine Frau: Bei der Bürger-
meisterwahl siegte Heike Fries
von der Wählergemeinschaft
Falkenstein/Völling mit 62,1
Prozent der Stimmen gegen den
bisherigen Bürgermeister Tho-
mas Dengler/ WG Au-Gfäll, der
das Amt zwölf Jahre innehatte.
Die Wahlbeteiligung betrug 73
Prozent.

Alzenau

Alexander Legler (CSU)
bleibt dagegen Stadtoberhaupt
von Alzenau (Landkreis Aschaf-
fenburg). Mit 75,3 Prozent der
Stimmen gewann er gegen Kat-
harina Pritzl, die  24,7 Prozent
auf sich vereinen konnte. Die
20-Jährige war für die Wähler-
initiative „Jugend für soziale
Gerechtigkeit“ angetreten. Die
Wahlbeteiligung lag bei 52,7
Prozent.

Eine Überraschung gab es im
wenige Kilometer entfernten
Karlstein: Nachdem der lang-
jährige CSU-Bürgermeister
Winfried Bruder bei der Bürger-
meisterwahl nicht mehr ange-
treten war, konnte sich erstmals
in der Geschichte Karlsteins
kein CSU-Bewerber durchset-
zen. Peter Kreß von der FDP
ging mit 53,2 Prozent als Sieger
gegen den CSU-Kandidaten
Jens Kimmel hervor. Die Wahl-
beteiligung betrug 60,6 Prozent.

Kahl

Der Sozialdemokrat Jürgen
Seitz bleibt Bürgermeister von
Kahl (Landkreis Aschaffen-
burg). Der 58-Jährige konnte
sich mit 63,8 Prozent der Stim-
men gegen seine beiden Kontra-
henten Udo Hammer (CSU,
20,8 Prozent) und Sylvia Hein
(Grüne, 15,4 Prozent) durchset-
zen. Seitz ist seit 1999 Rathau-
schef von Kahl. Die Wahlbetei-

ligung lag bei 52,6 Prozent.
Die Amtsgeschäfte hat sie be-

reits vor einigen Wochen nach
dem krankheitsbedingten Aus-
scheiden ihres Vorgängers Al-
fons Obermaier übernommen.
Jetzt ist Maria Maier (JWG) als
Bürgermeisterin von Jettenbach
(Landkreis Mühldorf am Inn)
mit dem notwendigen Wähler-
votum ausgestattet. Mit 90,2
Prozent der Stimmen wurde die
einzige Kandidatin erwartungs-
gemäß in das Amt gewählt. Die
Wahlbeteiligung betrug 50,6
Prozent.

Güntersleben

Klara Schömig (parteilos) ist
neue Bürgermeisterin von Gün-
tersleben (Landkreis Würzburg).
Mit 54,3 Prozent behielt sie die
Oberhand über den zweiten Bür-
germeister Michael Freudenber-
ger (CSU). Die Wahlbeteiligung
betrug 68 Prozent.

Zum dritten Mal hat Joachim
Lang (FW) die Bürgermeister-
wahl in Leinburg (Nürnberger
Land) gewonnen. Er erreichte
51,7 Prozent der Stimmen. 2005
hatte Lang erstmals den Rat-
haussessel erobert. Thomas
Kraußer (CSU, 24,8 Prozent)
und der stellvertretende Bürger-
meister Manfred Räbel (SPD,
23,5 Prozent) hatten das Nach-
sehen. DK

Beirat Fachkräftesicherung 
diskutiert über Sprachangebote

„Fachkräftesicherung als gemeinsame Aufgabe verstehen“,
wünschte sich Landrat Stefan Rößle, als er den Beirat Fachkräftesi-
cherung im Kreis Donau-Ries initiierte. Seitdem treffen sich auf Ein-
ladung von Günther Zwerger, Leiter der Stabsstelle Kreisentwick-
lung, Vertreter der Arbeitsagentur, Kammern, Kreishandwerker-
schaft, Schulen, AOK, Verwaltung und des Technologie Centrums
Westbayern, diskutieren aktuelle Themen und initiieren Projekte.

Regionalmanager Klemens Heininger referierte über das Thema
Willkommenskultur, das in den letzten Monaten Handlungsfeld
für seine neuen Projekte war. Neben einem Willkommenspaket für
Neubürger und einer Postkartenaktion für Schulabsolventen unter
dem Motto „Hoch die Hände! Schule Ende“ wurde zuletzt mit
dem Newsletter Heimatpost Donau-Ries eine weitere Lücke ge-
schlossen, um auch Rückkehrer anzusprechen. 

Aktuelle Brisanz wird bei Sprachangeboten für Zuwanderer aus
der EU gesehen. Die im Landkreis angebotenen Integrationskurse
um Deutsch zu lernen, finden überwiegend vormittags statt. Das ist
für Arbeitnehmer nicht geeignet. Eine Projektegruppe unter der Bil-
dungskoordinatorin Dr. Gabriele Theiler wird den Bedarf ermitteln
und will in Zusammenarbeit mit Unternehmen aus dem Landkreis
branchenspezifische Deutschkurse für diese Zielgruppe entwickeln.

Seit 2013 gibt es den Beirat Fachkräftesicherung. Projekte
des Beirats sind beispielsweise die 2014 durchgeführte Unter-
nehmensbefragungen oder die Informationskampagne im
Nachgang. 

Stadt und Landkreis Würzburg:

Erster regionaler
Gesundheitsbericht 

„Gesundheit ist das höchste Gut“. Dieser Leitsatz stand auch bei
der Erstellung des ersten regionalen Gesundheitsberichtes für die
Stadt und den Landkreis Würzburg stets im Fokus der Arbeit.
Ziel der Berichterstattung ist es, die gesundheitliche Lage und
Versorgung der Bevölkerung in der Region zu beschreiben und
dabei nach Möglichkeit den vordringlichen Handlungsbedarf im
Bereich der Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheits-
versorgung aufzuzeigen. Den Gesundheitsbericht erstellte die Ge-
schäftsstelle der Gesundheitsregion plus Stadt und Landkreis
Würzburg. Nun wurden die ersten Exemplare an Oberbürger-
meister Christian Schuchardt, Landrat Eberhard Nuß und Ge-
sundheitsamtsleiter Dr. Joachim Löw übergeben. 

Der Gesundheitsbericht 2016
für die Stadt und den Landkreis
Würzburg besteht aus zwei gro-
ßen Abschnitten. Im ersten Teil
werden wesentliche Gesundheits-
merkmale (Indikatoren) der Be-
völkerung, wie z.B. die Lebenser-
wartung, die Pflegebedürftigkeit
oder die Anzahl der Einwohner
pro Arzt, aufgezeigt. 

Für die künftige Gesundheits-
entwicklung ist die Förderung
und Erhaltung der Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen
ein zentraler Aspekt. Daher wur-
de der Schwerpunkt im zweiten
Teil des Berichtes auf die Kinder-
gesundheit gelegt und liefert in
der Folge u. a. einen Überblick
über den Body-Mass-Index bei
Schulanfängern, über die  Impf-
quote für die 2. Masernimpfung
und informiert über die Anzahl an
Kinderärzten in Stadt und Land-
kreis Würzburg. 

Insgesamt lässt sich zusam-
menfassen, dass sich die Gesund-
heitssituation und -versorgung in
Stadt und Landkreis Würzburg
als gut erweist, jedoch macht bei-
spielsweise bereits die Alters-
struktur der Ärztinnen und Ärzte
deutlich, dass sich die Versor-
gungssituation in den kommen-
den Jahren – insbesondere in den
Landkreisgemeinden – verändern
wird. Der Bericht dient somit als
Diskussionsgrundlage für einen
konstruktiven Dialog aller Fach-
leute und Akteure, denen die Ge-

sundheit in Stadt und Landkreis
Würzburg ein Anliegen ist, auch
um in der Folge aufgezeigte Ge-
sundheitsprobleme bewältigen zu
können. 

Fortlaufende 
Berichterstattung im Blick

Im Rahmen ihrer Praktikums-
beschäftigung in der Geschäfts-
stelle der Gesundheitsregionplus
Stadt und Landkreis Würzburg
war Franziska Kreß maßgeblich
für die Erstellung des Berichtes
verantwortlich. Die Gesundheits-
regionplus Stadt und Landkreis
Würzburg strebt eine fortlaufen-
de Gesundheitsberichterstattung
an. Im zeitlichen Verlauf kön-
nen so die Veränderungen der
Indikatoren beobachtet und in
der Folge durch frühzeitige In-
terventionen eine Sicherung der
Gesundheitsversorgung ange-
strebt werden. 

Nach der Übergabe des Ge-
sundheitsberichtes erfolgt nun der
Versand der gedruckten Exem-
plare an die Akteure aus dem Ge-
sundheitswesen in Stadt und
Landkreis Würzburg. Zudem
werden die wichtigsten Aspekte
im Sozialausschuss der Stadt so-
wie im Kreistag des Landkreises
Würzburg vorgestellt. 

Der Bericht ist auch unter
www.gesundheitsregionplus-
wuerzburg.de/gesundheitsbericht
online abrufbar. 

V.l.: Fachbereichsleiter Gesundheitsamt Dr. Joachim Löw, Ge-
schäftsstellenleiter Christian Kretzschmann, Oberbürgermei-
ster Christian Schuchardt, Praktikantin Franziska Kreß und
Landrat Eberhard Nuß. Bild: Georg Wagenbrenner
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„Wir sind die Champions,
my friend. Erstmals haben wir
mehr Ein- als Auspendler in
der Stadt. Das zeigt, wie bären-
stark und attraktiv der Gewer-
bestandort ist.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, hatte gerade die
neuesten statistischen Zahlen in
die Hand bekommen. 

In der Tat waren wir lange
eher eine verschlafene Stadt,
deren Bewohner mehr oder
weniger für sich gelebt und
produziert haben. Dann wurden wir nach und
nach wegen der guten Anbindung an Eisenbahn
und Autobahn zur Schlafstadt für die nächste
Großstadt, aus der die Leute scharenweise in
das vermeintlich unberührte und heile Klein-
stadtidyll zogen. Neue Siedlungen entstanden
ebenso wie massive Verkehrsprobleme. Unser
Chef wollte nicht nur Herbergsvater und Hotel-
portier für die umliegenden Gewerbestandorte
sein, sondern machte mit einer aktiven Ansiede-

lungspolitik die Stadt für Unternehmen attrak-
tiv. Gewerbegebiete entstanden, Gründerzen-
tren und auch die Dienstleistungen wurden
nicht vernachlässigt. Jetzt haben wir eine ganze
Menge Arbeitsplätze mehr in der Stadt. Was ge-
blieben ist, sind die Verkehrsströme, nur dass
sie nicht mehr allein einseitig hinaus, sondern
gegenläufig auch hineinfließen. Deutschland,
einig Pendlerland.

Ich muss gestehen, ich wohne so nahe am Rat-
haus, dass es sich fast nicht rentiert, für die kurze
Strecke das Fahrrad zu nehmen. Also fehlt mir
die Erfahrung im Pendeln. Irgendwas muss ja
dran sein. Oder gilt hier die scherzhafte Parole
„Leute trinkt Blut, Millionen Mücken können
sich nicht irren“?

Pendeln stelle ich mir zunächst als gigantische
Verschwendung von Lebenszeit vor. Man sitzt
ein oder zwei Stunden am Tag im Auto oder in
der Bahn. Gut, im Auto kann man seine Lieb-
lings-Playlists oder ein Hörbuch hören, im Zug
gemütlich lesen. Gemütlich? Immer wenn ich
Zug fahre, ist der bis auf den letzten Platz be-
setzt und die Stehplatzbesitzer brauchen keine
Haltevorrichtung, weil sie so dicht gedrängt ste-
hen, dass sie eh nicht umfallen können. Dann

die dauernden Verspätungen!
Und Auto fahren ist ja auch
nicht stressfrei. Ich sage nur
Staus, Baustellen, Idioten vor
einem.

Warum pendelt man also?
Wegen der Pendlerpauschale,
wie einige vermuten, bestimmt
nicht - die deckt nur einen Teil
der Kosten. Weil man möglichst
lange von zu Hause weg sein
will? Ich empfehle Scheidung
als Lösung. Oder weil es eine

Notwendigkeit gibt? Fakt ist, dass die Wohn-
kosten umso mehr steigen, je größer und wirt-
schaftlich attraktiver die Stadt ist. Unsere Leute
wohnen also bei uns günstiger, als wenn sie in die
nächste Stadt ziehen würden und Arbeitnehmer
unserer Firmen hätten bei uns mehr Kosten als
bei sich auf dem Dorf.

Dann gibt es ja auch ganz andere Motive, etwa
die Sehnsucht nach einem Leben im überschau-
baren Rahmen, in dem man noch die Nachbarn
auch in der übernächsten Straße kennt, statt der
Anonymität in der Großstadt. Das Verwurzeltsein
in einem Dorf oder einer Stadt, die man nicht ver-
lassen will, solange man die Arbeitsstätte noch
mit einigermaßen Aufwand erreichen kann. Die
relative Nähe zu Freizeitangeboten, die man
auch mal nach Feierabend nutzen will, seien es
Berge, Seen oder Radwege.

Außerdem hat der Abstand zwischen Arbeiten
und Leben auch ein Gutes: Man wird von der Ar-
beit nicht so in Beschlag genommen. In der Land-
wirtschaft ist es heute noch so, bei den Handwer-
kern, die über der Werkstatt gewohnt haben, war
es früher genauso: Leben und Arbeit gehen inein-
ander über. Ich gebe offen zu, dass ich auch
manchmal samstags ins Büro komme, um etwas
zu erledigen, das ich fein bis Montag aufgescho-
ben hätte, wenn ich auch noch eine Stunde ins Of-
fice hätte fahren müssen. Pendeln kann also auch
Selbstschutz oder bewusste Trennung von Life
and Work sein. Der Balance wegen.

Mein Chef, der Bürgermeister, wohnt auch kei-
ne zehn Minuten von Rathaus entfernt. Er
braucht auch keinen Abstand, denn er hält es mit
dem amerikanischen Schriftsteller John Stein-
beck: „Die Kunst des Ausruhens ist ein Teil der
Kunst des Arbeitens.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Trennung von
Life and Work?

3. Schwäbischer Tourismusgipfel:

Spitzenstellung untermauern
Als „Denkfabrik“ des Tourismusverbands Allgäu/Bayerisch-
Schwaben versteht sich der Schwäbische Tourismusgipfel, der vor
kurzem auf dem Fellhorn stattfand. Von verschiedensten Seiten
wurden dabei Chancen und Herausforderungen des Tourismus
beleuchtet. 

Gastgeber Klaus Holetschek,
MdL, verwies zu Beginn auf die
hervorragenden Tourismuszahlen
der Region mit dem neuen Rekord
von fast 20 Millionen Übernach-
tungen in 2016 und einem touristi-
schen Gesamtumsatz von über
fünf Milliarden Euro. Gleichzeitig
unterstrich der Vorsitzende des
Tourismusverbands die enorme
Bedeutung der Tourismusförde-
rung sowie politischer und rechtli-
cher Rahmenbedingungen, um
diese Spitzenstellung aufrechter-
halten und die Wertschöpfung
weiter steigern zu können. Es
komme darauf an, die „Stärken
weiter zu stärken“ und zentrale
Herausforderungen wie die Digi-
talisierung in allen Bereichen des
Tourismus zu meistern. Allen vor-
an forderte Holetschek ein „breites
Bündnis für Bürokratieabbau“. 

Bayerns Wirtschafts- und Tou-
rismusstaatssekretär Franz Josef
Pschierer hob in seinem Impuls-
referat hervor, der Freistaat habe
mit der „PremiumOffensive Tou-

rismus“ und „DigitalBonus“ zwei
neue Programme aufgelegt, um
den Wirtschaftsfaktor Tourismus
nachhaltig zu stärken, seine Qua-
lität kontinuierlich zu verbessern
und das digitale Angebot weiter
zu steigern. 

„PremiumOffensive 
Tourismus“

Im Rahmen der bayernweiten
„PremiumOffensive Tourismus“
werden insbesondere Investitio-
nen zur Qualitätssteigerung im
Hotellerie- und Gaststättenbe-
reich gefördert. Mit diesem Pro-
gramm sollen die Sternehotellerie
und -gastronomie im gesamten
Freistaat weiter ausgebaut wer-
den. Gefördert werden unter an-
derem Umbau- und Modernisie-
rungsmaßnahmen im Sinne der
Barrierefreiheit, im Wellness-
oder Kinderspielbereich sowie
Investitionen in eine verbesserte
IuK-Infrastruktur. Von den entste-
henden Premiumangeboten kann

jeweils die gesamte Urlaubsregi-
on profitieren, weil diese als Be-
suchermagneten wirken.

Bei dem im Oktober 2016 ein-
geführten „DigitalBonus“ handelt
es sich um ein bundesweit einzig-
artiges Programm. Mittelständi-
sche Betriebe in Bayern starten
die digitale Aufholjagd und ver-
bessern so ihre Wettbewerbs-
fähigkeit. Das große Interesse
zeigt laut Pschierer, dass der „Di-
gitalBonus“ die Bedürfnisse der
Betriebe trifft. Produktionsabläu-
fe würden digitalisiert und opti-
miert, es entstünden neue Ge-
schäftsmodelle. Letztlich profi-
tierten alle Branchen vom Hand-
werk über den Handel bis zum
Tourismus.

Die Bandbreite, wie touristi-
sche Live-Erlebnisse durch digi-
tale Tools erweitert werden könn-
ten, beschrieb Christian Dosch,
Projektleiter Allgäu Digital beim
neu gegründeten Digitalen Zen-
trum Schwaben: „Sei es der
Stadtrundgang, der historische
Ansichten virtuell integriert, die
Radtour-App, die Empfehlungen
für Unterkünfte ausspricht, mobi-
le Games, die Wartezeiten am
Skilift überbrücken oder digitale
Gästekarten, die alle Bezahlpro-
zesse abwickeln – hier eröffnet
sich ein Spielfeld mit großem Po-
tential für kreative Start-Ups.“
Allgäu Digital verstehe sich als
Freiraum und Netzwerk für die
Entwicklung digitaler Geschäftsi-
deen im regionalen Bereich.

Bergbahnen als Motor

Mehrfach wurde beim Touris-
musgipfel darauf hingewiesen,
dass die Hotellerie und speziell
im Allgäu auch die Bergbahnen
als „Motoren des Tourismus“
fungieren. Dirk Schoppmann,
Geschäftsführer proAllgäu, wür-
de sich dabei eine breitere Unter-
stützung wünschen: „Die Hotel-
lerie ist in einer Destination stärk-
ster Treiber der touristischen Ent-
wicklung, von der auch Hand-
werk und Handel enorm profi-
tieren. Voraussetzung dafür
bleibt eine offensive, impulsge-
bende und konstruktive Unter-
stützung durch die kommunalen
politischen Mandatsträger. Das
lässt mancherorts zu wünschen
übrig.“ 

In diesem Zusammenhang hob
der Geschäftsführer der Fellhorn-
bahn GmbH, Augustin Kröll, die
Bedeutung der Seilbahnen als
Wirtschaftsfaktor für die Region
hervor. Seinen Angaben zufolge
sichert ein Arbeitsplatz bei der
Bergbahn fünf weitere ganzjähri-
ge Arbeitsplätze in anderen tou-
rismusnahen Branchen. 

Unternehmensstrategie

Ein Großteil der Ausgaben ei-
nes Gastes entfällt nicht auf die
Seilbahnkarte, sondern auf an-
dere Leistungen in der Region.
Dies habe die Grundlagenunter-
suchung des Deutschen Wirt-
schaftswissenschaftlichen Insti-
tuts für Fremdenverkehr dwif e.V.
an der Universität München aus
dem Jahr 2015 ergeben. „Wir
sind uns unserer besonderen Ver-
antwortung für die Region damit
bewusst. Ein wesentlicher Punkt
unserer Unternehmensstrate-
gie ist: ‚Übernachtungsgäste aus-
bauen, Tagesgäste halten“, unter-
strich Kröll.

Wichtig und entscheidend für
den neuen touristischen Auf-
schwung in Bayern waren aus
seiner Sicht die Anpassung der
Mehrwertsteuer an das Niveau
der ausländischen Mitbewerber
bei Hotellerie und Bergbahnen
sowie die Schaffung des Berg-
bahnförderprogramms für kleine
und mittlere Bergbahnen. Nur da-
durch sei der Investitionsschub
bei den Hotels und Bergbahnen
möglich geworden. DK

Tag der Franken in Kitzingen
Zu einem Fest für die Franken wurde der Tag der Franken in Kit-
zingen. Bei idealem Volksfest-Wetter drängten sich Tausende von
Besuchern hinunter zur Alten Mainbrücke und hinüber auf das
Gartenschaugelände und erlebten Trachtentänzer, Volksmusiker,
Theaterspieler und Mundart-Poeten. Auf dem Weg über den Main
gab es rund 2.000 kleine Kunstwerke zu sehen, die im Rahmen ei-
nes Kunstprojekts aller Kitzinger Schulen von den Schülerinnen
und Schülern am Geländer angebracht worden waren. Zeitgleich
fand das Unterfränkische Musikschulfestival statt.

Begonnen hatte der Franken-
Tag mit einem Festakt im Herzen
der Stadt auf der Bühne des
Bayerischen Rundfunks. „Fran-
ken ist ein starkes Stück Bayern“,
zitierte Bezirkstagspräsident Er-
win Dotzel den bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Horst Seehofer,
der seine Teilnahme am Tag der
Franken kurzfristig abgesagt hat-
te, um damit auszudrücken, „dass
der bayerische Regierungschef
zumindest gedanklich unter uns
ist“. Er sei sich aber sicher, dass
Seehofer „heute viel lieber bei
uns in Kitzingen wäre als im fer-
nen Berlin“, so Dotzel weiter. Un-
terfranken sei liebenswert und be-
rechenbar – was man von Berlin
nicht immer sagen könne!

Der Tag der Franken stehe 2017
unter der großen Überschrift „Kul-
tur-Brücken“, erläuterte Dotzel.
Dahinter stünde die Idee, dass
Brücken die Menschen zusam-
menbringen. „Denn wo es Brü-
cken gibt, werden Güter transpor-
tiert und Geschäfte abgeschlossen,
dort findet Handel statt und wer-
den Ideen ausgetauscht.“ Deswe-
gen seien Brücken auch ein belieb-
tes Motiv in der Kunst und in der
Literatur. Brücken ermöglichten
Annäherung und zugleich Wandel.
Brücken seien für den Fortschritt
in einer modernen Welt einfach
unverzichtbar.

Landrätin Tamara Bischof sah

den Tag der Franken in Kitzingen
auch als einen „Brückenschlag
zwischen Stadt und Landkreis“.
Der Tag der Franken zeige die Le-
bensfreude, das Lebensgefühl und
die Gastfreundschaft, die hier ge-
pflegt würden. Moderne und Tra-
dition gehörten zusammen, sagte
die Landkreis-Chefin und verwies
auf die exzellenten Weine aus
dem Landkreis Kitzingen und die
reizenden Vinotheken, die im Zu-
sammenhang mit der Weinkultur
entstanden seien. In Abwandlung
des Seehofer-Zitates stellte sie
fest: „Kitzingen ein starkes Stück
Franken!“

Offen und tolerant

Oberbürgermeister Siegfried
Müller lobte seine Stadt als „offen
und tolerant“. In Kitzingen lebten
Menschen aus 94 unterschiedli-
chen Ländern – „wenn man Ober-
bayern und Niederbayern dazu
nimmt!“, sagte das Stadtoberhaupt
augenzwinkernd. Diese Vielfalt
fand wohl auch im reichen Kultur-
programm ihren Niederschlag.
Insbesondere verwies Müller auf
das Unterfränkische Musikschul-
festival und das 25-jährige Beste-
hen der Städtischen Musikschule
sowie das Kunstprojekt der Kit-
zinger Schülerinnen und Schüler
auf der Mainbrücke. Einen großen
Wunsch gab der Bürgermeister

den anwesenden Spitzenpolitikern
mit nach München: Unterstützen
Sie uns beim barrierefreien Aus-
bau unseres Bahnhofs!

Landtagspräsidentin Barbara
Stamm sagte, dass „ ihr das Herz
aufgeht“ beim Blick auf das bunte
Treiben in den Kitzinger Straßen.
Insbesondere die Beteiligung der
vielen jungen Menschen wertete
sie als optimistischen Ausblick auf
die Zukunft. Beim Tag der Fran-
ken gehe es nicht darum, den
Oberbayern etwas zu beweisen,
sagte sie. Vielmehr gehe es darum,
zu zeigen, was in Franken gesch-
ehe, was hier möglich sei, wofür
Franken stehe. 

Nicht minder selbstbewusst
zeigte sich Innenminister Joachim
Herrmann. Er erinnerte in seiner
Festansprache an den so genann-
ten Glücksatlas, laut dem die Bay-
ern ohnehin sehr zufrieden mit ih-
rer Lebenssituation seien. Inner-
halb des Freistaats seien die Fran-
ken am glücklichsten, betonte
Herrmann. Dies sei nach seiner
Ansicht zurückzuführen auf die
hohe Sicherheit, die Lebensqua-
lität und die Zukunftschancen, die
Nordbayern zu bieten habe.

„Wir fühlen uns wohl, wir leben
gerne hier, und wir fühlen uns hier
zu Hause“, lautete die Formel, auf
die der Innenminister das fränki-
sche Lebensgefühl brachte. Fran-
ken habe einen eigenen Charakter,
„Wir hatten schon eine große Kul-
tur, als es Bayern im heutigen Ver-
ständnis noch gar nicht gab!“
Stimmgewaltig zeigte sich Herr-
mann im Anschluss an seine Rede
auch beim gemeinsamen Absin-
gen des Frankenliedes – auch, weil
er alle sechs Strophen auswendig
kannte. 

6. Nürnberger Integrationskonferenz:

Gemeinsamkeiten
in der Vielfalt

Über 180 Interessierte haben bei der 6. Nürnberger Integrations-
konferenz die 2004 beschlossenen Leitlinien zum Integrationspro-
gramm der Stadt Nürnberg kritisch überprüft und Ideen zurWei-
terentwicklung der kommunalen Gesellschaftspolitik entwickelt.
Veranstaltet wurde die unter dem Motto „Vielfalt schätzen. Teil-
habe stärken. Zukunft gestalten“ stehende Tagung von der Stadt
Nürnberg/Koordinierungsgruppe Integration in Zusammenar-
beit mit dem Nürnberger Rat für Integration und Zuwanderung. 

Für die 1. Stellvertretende Vor-
sitzende des Nürnberger Rats für
Integration und Zuwanderung,
Lemia Yiyit, ist Integration ein
ständiger Prozess der Bewegun-
gen und Herausforderungen. Ins-
besondere bei der Leitlinie „Inter-
kulturelle Öffnung und Kompe-
tenz“ sieht Yiyit einen großen
Verbesserungsbedarf und fordert
verstärkte Anstrengungen der
Stadt, in ihrer Verwaltung den
Anteil der Beschäftigten mit Mi-
grationshintergrund zu erhöhen.
Als Beispiel nannte sie ein mögli-
ches Programm des Personal-
amts, um gezielt Menschen mit
Migrationshintergrund als Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter oder
Auszubildende anzuwerben.

Laut Nürnbergs Oberbürger-
meister Dr. Ulrich Maly hat sich
die Gesellschaft insgesamt im
vergangenen Jahrzehnt hin zu
mehr Offenheit und Vielfalt ent-
wickelt. In jüngster Zeit sei aber
auch Gegenwind zu spüren. 

Integration ist Chefsache

Bei seinem Amtsantritt 2002
habe er Integration zur Chefsache
erklärt. Damals wie heute ver-
spürt Maly in der Gesellschaft ei-
ne Verunsicherung, „wie wir mit
uns selbst als Einwanderungsland
umgehen“ und er empfiehlt, den
Satz „Wir können Integration“
nur sehr vorsichtig verwenden.
Generell gelte, dass man den
Endzustand einer integrierten Ge-
sellschaft nie beschreiben kann,
da sich eine Gesellschaft immer
verändern wird. Am Beispiel der
Präsidentschaft von Barack Oba-
ma erläuterte er, dass Symbolhaf-
tigkeit vermutlich nicht reicht, um
Politik tatsächlich grundlegend zu
verändern. Jedoch sei es alterna-
tivlos, dass sich die Politik dem
Thema Integration widmet.

In seinem „anderen Blick aufs
Migrantische jenseits von naiver
Schwärmerei und prinzipieller
Feindschaft“ provozierte Prof. Dr.
Armin Nassehi, Institut für Sozio-

logie der Ludwig-Maximilians-
Universität München, mit der
Überschrift „Desintegration als
Ziel“ und prangerte das oft zu be-
obachtende Schwarz-Weiß-Den-
ken bei diesem Thema an. 

Migration ist europäische
Lebensrealität

Nassehi beschrieb Europa als
Ergebnis von Integrationsprozes-
sen; Migration ist für ihn eine eu-
ropäische Lebensrealität. Am Bei-
spiel der Zuwanderung von polni-
schen Migrantinnen und Migran-
ten ins Ruhrgebiet vor 150 Jahren
schilderte er zunächst, wie Zuwan-
derungsmerkmale mit der Zeit zu
verschwinden pflegen, um dann
auf die Gegenwart einzugehen. 

Einen kurzen Einblick in die
kulturelle Vielfalt Nürnbergs hat-
te zuvor das global art intermezzo
„Einsamkeit – Das Leben im
Netz“ geliefert. Bei dieser Impro-
visation griffen drei Genres expe-
rimentell ineinander: Fotografie,
Pantomime und Musik. 

Workshops

Entsprechen die Leitlinien zum
Integrationsprogramm noch den
aktuellen Herausforderungen?
Wie erfolgreich wurden sie um-
gesetzt? Welche Formulierungen
müssen angepasst, welche The-
men neu aufgenommen werden?
Darum ging es in den Workshops
der Integrationskonferenz, denen
in sechs Themenbereichen (Quer-
schnittsaufgabe; Angebote; Viel-
falt und Teilhabe; Interkulturelle
Öffnung; Kooperation; gegen
Rassismus und Diskriminierung)
jeweils eine oder mehrere Leitli-
nien zugeordnet waren. 

Die Teilnehmer diskutierten
und bewerteten, was sich bisher
bewährt hat, was noch offen oder
ungelöst ist, welche konkreten
Schritte empfohlen werden, um
die Leitlinien weiter umzusetzen
und was inhaltlich ergänzt wer-
den müsste. DK
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Beilagenhinweis
Einem Teil dieser Ausgabe liegt die Zeitschrift MIKADO
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. 

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:

www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307 13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307 10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Schacht Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern

Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen

Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik

Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 

Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Fahnenmaste + Fahnen

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 27. Juli 2017 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunale Energiethemen
 Öffentliche Beleuchtung . Straßenbeleuchtung
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Winterdienst-Planung . Kommunalfahrzeuge

Krisendienst Bezirksaufgabe:

Mittelfranken als Vorbild
nicht nur in Bayern

Finanziert wird er vom Bezirk Mittelfranken, der Krisendienst
im Rahmen der ambulanten sozialpsychiatrischen Betreuung.
„Deutschlandweit einmalig“ ist das System für die Menschen
rund um Nürnberg, Fürth, Erlangen oder Ansbach, da ist sich
Bezirkstagspräsident Richard Bartsch sicher.

Die Aufgabe dieses Dienstes:
„Er hilft verhindern, dass Men-
schen in einer akuten psychiatri-
schen Krise sofort in ein psychia-
trisches Krankenhaus gebracht
werden“, erklärt Richard Bartsch.
So erreiche man den Krisendienst
auch dann per Telefon, wenn die
übrigen Beratungsstellen ge-
schlossen haben, also nachts und
am Wochenende. 

Lebensqualität erhalten

Geschulte Fachkräfte, die bei
Bedarf durch das Büro in Nürn-
berg verständigt – Bartsch nennt
sie „Schläfer“ – stehen dafür in
ganz Mittelfranken bereit. „Der
Dienst hilft in jeder Lebenssitua-
tion, Lebensqualität zu erhalten“,
stellt Mittelfrankens Bezirkstags-
präsident heraus. Denn selbst im
akuten Krisenfall müssen Betrof-
fene nicht unbedingt ins Kran-
kenhaus, werden also nicht drei,
vier Tage aus dem Privatumfeld
herausgerissen.

Und wie funktioniert dieser
Krisen-Notdienst praktisch?
„Die haupt- und nebenberufli-
chen Fachkräfte übernehmen ei-

ne Art Notversorgung, bis sich
die jeweilige Situation beruhigt
hat. Wenn das klappt, ist es
natürlich besser, als wenn wie

Mittelfranken entstehen konnte,
lag nach Bartsch` Meinung vor
allem an der Historie der Kran-
kenhäuser für psychisch Kran-
ke. Schon seit 170 Jahren gibt
es in Erlangen eine solche Kli-
nik. Nach dem 1. Weltkrieg be-
kam sie in Fürth eine Außen-
stelle und schon vorher in Nürn-
berg. Aus diesen Stellen ent-
standen später der Sozialpsy-
chiatrische Dienst im Gesund-
heitsamt Nürnberg und jener
des Bezirks in Fürth. 

Gemeinsamkeit 
für die Patienten

Inzwischen gibt es auch in al-
len anderen Landkreisen und
kreisfreien Städten solche Bera-
tungsstellen. Diese werden von
Verbänden der freien Wohl-
fahrtspflege und deren Organi-
sationen getragen. Konkret ar-
beiten die arbewe der AWO
Nürnberg, die Stadtmission
Nürnberg, der Sozialpsychiatri-
sche Dienst der Stadt Nürnberg
und der Dienst des Bezirks in
Fürth für den Krisendienst Mit-
telfranken zusammen: Gemein-
samkeit für die Patienten statt
Konkurrenzgedanken also. 

Wobei der Freistaat den Be-
zirken die Aufgabe flächen-
deckend dichter Netze ambu-
lanter Betreuung eigentlich
schon Mitte der 1980er Jahre
zugewiesen hat. Mittelfranken
hatte das Ziel etwa zehn Jahre
später geschafft, war damit Bei-
spiel für andere Bezirke, und
das nicht nur in Bayern.

Sehr wichtig sind Bartsch
„auch die Sprechstunden mit
muttersprachlichen Mitarbei-
tern, türkisch- oder russisch-
sprachig beispielsweise. Die

haben sich viel Vertrauen erar-
beitet.“ Entstanden sei dieses
Netzwerk auf Initiative der
Nürnberger Fachkräfte. „Die
haben gemerkt, man kommt in
Deutsch allein nicht weiter.
Doch es dauert, bis es in die je-
weiligen Kreise durchdringt,
dass es solche Berater in den
Beratungsstellen gibt“, auch
das mussten die Mittelfranken
erfahren.

Genauso wie für psychisch
Kranke gibt es auch ein flächen-
deckendes Beratungsnetz für
Menschen, bei denen eine Such-
terkrankung das Hauptproblem
ist. Was bedeutet: Zu den 60 Voll-
zeitstellen, die psychisch Kranke
beraten und im Krisendienst tätig
sind, kommen für die Suchtbera-
tungsstellen noch einmal 75 Voll-
zeitstellen hinzu. Nicht zu verges-
sen: die zahlreichen Honorar- und
ehrenamtliche Kräfte. 

Klar, dass ein solches Netz-
werk nicht umsonst zu haben
ist. Für die Sozialpsychia-
trischen Beratungsstellen gibt
der Bezirk jedes Jahr 4,4 Mio.
Euro Steuermittel aus. Dazu
kommen vergleichsweise gün-
stige 200.000 Euro für den Kri-
sendienst. Die Suchtberatungs-
stellen schlagen mit weiteren
5,7 Mio. Euro zu Buche.

Wunsch nach mehrAngebot

Und auch klar: Bartsch würde
sich mehr Angebote wünschen.
„Aber wenn wir mehr wollen,
müssen wir vom Freistaat und
den Kommunen mehr erkämp-
fen, also politisch durchsetzen.
Die Beratung für den hilfesu-
chenden Menschen ist in jedem
Fall kostenlos. Denn die kom-
men, sind ja Bürger. Und wenn
nicht wir, dann müssten die
Städte oder Landkreise die Be-
treuung selber anbieten“: Für
ihn steht die Notwendigkeit
außer Frage. Und das Geld
kommt letztlich ohnehin vom
Steuerzahler, egal welche staat-
liche Stelle die Beratung anbie-
tet. Heinz Wraneschitz

Richard Bartsch. 

woanders die Polizei von der
Nachbarschaft gerufen wird,
um die Situation zu entschärfen
oder für Ruhe zu sorgen“, erläu-
tert Richard Bartsch.

Dass diese anerkannt bei-
spielhafte sozialpsychiatrische
Krisenversorgung im Bezirk

V.l.: Evang. Dekan Dr. Wolfgang Bub, Hanns und Gerlinde
Dorfner, Landrat Franz Meyer, Kirchhams Bürgermeister An-
ton Freudenstein und Altbischof Wilhelm Schraml. 

Verneigung vor einem
„Grandseigneur der Politik“

Altlandrat Hanns Dorfner feierte 75. Geburtstag
Empfang von Landkreis und Heimatgemeinde 

Enge Freunde, politische Weggefährten, hochrangige Vertreter aus
Kirche, Politik und Gesellschaft sowie ehemalige und jetzige Mitar-
beiter des Landratsamtes Passau: Aus vielen Bereichen kamen die
Gratulanten, die Altlandrat Hanns Dorfnerbei einem Empfang von
Landkreis Passau und Gemeinde Kirchham im Bürgerhaus der
Gemeinde zu seinem 75. Geburtstag die Ehre gaben. 

Landrat Franz Meyer dankte
seinem Amtsvorgänger unter an-
derem für ein „wohlbestelltes
Haus“, das er 2008 übernehmen
konnte und würdigte Dorfners
„auch jetzt tragende und aktive
Rolle in der Landkreisfamilie“.

Beim Empfang, der vom Spiel-
mannszug Kirchham umrahmt
wurde, konnte Bürgermeister An-
ton Freudenstein u. a. Altbischof
Wilhelm Schraml, Dekan Dr.
Wolfgang Bub, Dompropst Dr.
Michael Bär, Bezirkstagsvizeprä-
sident Max Brandl, Vilshofens Alt-
bürgermeister Hans Gschwendtner
und den ehemaligen Präsidenten

der Uni Passau, Prof. Dr. Walter
Schweitzer, begrüßen.

Dorfners Vorbildrolle als Politi-
ker, der im Glauben ruhe und ihn
verkörpere, stellte Michael Bär in
den Mittelpunkt. „So wahr mir
Gott helfe“ sei ein zentrales Motto
Dorfners im politischen wie priva-
ten Leben.

Der Jubilar selbst sah seinen
Wunsch, nicht zuviel Aufhebens
um seinen Geburtstag zu machen,
nicht ganz erfüllt, stellte aber den-
noch mit einem Augenzwinkern
fest, dass Feiern immer die richtige
Wahl sei. „Und dazu ist man nicht
zu alt, ganz im Gegenteil!“ 
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München baut Mustersiedlung ganz aus Holz
Im Prinz-Eugen-Park in München entsteht ein Quartier 
ganz aus Holz. Zwei Architekturbüros, die Architektur-
Werkstatt Vallentin (München) und Johannes Kaufmann 
(Dornbirn), haben sich in einer ARGE zusammengetan, 
um gemeinsam ein Baufeld des Prinz-Eugen-Parks zu 
gestalten. Seite 14

Einführung

 6 // Klimaschutz
Peter Aicher erklärt, warum Kommunen noch öfter 
auf Holz als Baustoff zurückgreifen sollten.

 8 // Akustik
Die Entscheidung über gute oder keine Akustik 
bei Bauprojekten fällt häufig innerhalb weniger 
Minuten. Gerade in Räumen für Bildung geht es in 
diesen Minuten ganz wesentlich um Gesundheit.

 12 // Stadtplanung
Im Prinz-Eugen-Park werden 488 Wohneinheiten 
in Holzbauweise entstehen. mikado sprach darüber 
mit der Münchner Stadtbaurätin Elisabeth Merk.

Wohnen

 14 // München
Mit der ökologischen Mustersiedlung in der 
Prinz-Eugen-Kaserne wagt sich 
die Stadt München auf ein völlig neues Gebiet.

 20 // Tirol
Interessanter Vergleich: Eine Studie stellt einen 
neu errichteten Stahlcontainerbau 
einer Lösung in Holzbauweise gegenüber.

Kindertagesstätte

 24 // Schwemlingen
Bei der Planung des Kreativhauses musste der 
Holzbauer flexibel sein.

 28 // Erding
Die Überlegungen der Architekten galten zuerst 
dem zukünftigen Umfeld. Das Kinderhaus wird von 
Wohngebäuden mit Satteldächern umgeben sein.

 32 // Wuppertal
Eine Fassade aus robusten Faserzementtafeln trotzt 
aufprallenden Bällen oder Stößen.

 34 // Bonn
Den Eltern der Kindergartenkinder war die Ver- 
arbeitung nachhaltiger Materialien ein Anliegen.

 38 // Geesthacht
Eine Gipsfaser-Platte schützt vor Schadstoffen in 
der Raumluft.

Bildung

42 // Nürnberg
Die Gebäude der Maria-Ward-Schule hatten aus- 
gedient. Die Bauarbeiten sind in vollem Gange.

Aus drei mach eins
Im oberbayerischen Erding sollte in der Mitte eines 
zukünftigen Wohngebietes eine sechsgruppige 
Kindertagesstätte entstehen. Die Stadt lobte hierfür einen 
Wettbewerb aus und entschied sich, das 
„Häuser-Haus“ aus drei Satteldachbaukörpern von Hirner 
& Riehl Architekten zu realisieren.  Seite 28
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Titel:  
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46 // Detmold
Ein besonders ehrgeiziges Vorhaben hatte sich der 
Kreis Lippe bei der energetischen 
Sanierung zweier Berufskollegs vorgenommen. 

62 // Rötz
In der Stadt Rötz im bayerischen Landkreis Cham 
entstand eine Sporthalle aus regionalem Holz.

66 // Gloucestershire 
Aus einem ehemaligen Atomforschungsgebäude 
in Berkeley (UK) ist ein Forschungs- 
zentrum für erneuerbare Energien entstanden.

Rubriken
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Weitere News finden Sie auf:
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Sportlich unterwegs
Eine neue Turnhalle mit Platz 
für den sämtlichen Vereins- und 
Schulsport. Das war der Wunsch der 
Stadt Rötz im Landkreis Cham in der 
Oberpfalz. Dem gegenüber stand 
ein begrenztes Budget. Seite 62

Abdichtung nach Maß – 
genau mein Plan.

CARLISLE® – WASSERDICHTE 

LÖSUNGEN FÜR IHRE VISIONEN.

•  Extrem langlebige EPDM-Abdichtungen 

für Dach, Fassade, Bauwerk

•  Maßgeschneiderter Service: 

von Ausschreibung bis Fertigstellung

• CARLISLE® ACADEMY Architektenseminare

Jetzt beraten lassen: www.ccm-europe.com
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Die Holzbauweise ist mit großem Abstand die 
klimafreundlichste Bauweise. Im Gegensatz 
zu künstlich hergestellten Baumaterialien bindet 
Holz große Mengen des Treibhausgases CO2. 

„Holzbau ist Klimaschutz.“

Peter Aicher ist Vorsitzender von Holzbau Deutschland – 
Bund Deutscher Zimmermeister im Zentralverband des 
Deutschen Baugewerbes. Im Interview mit mikado erklärt 

er, warum Kommunen und andere Bauträger noch öfter auf Holz 
als Baustoff zurückgreifen sollten.

mikado: Herr Aicher, welche Vorteile ergeben sich für Bauherren, 
wenn sie bei öffentlichen Einrichtungen auf Holz als Baustoff zu-
rückgreifen?
Peter Aicher: Holzgebäude haben eine hohe Akzeptanz – sowohl 
bei den späteren Nutzern, die sich darin meist sehr wohl füh-
len, als auch bei den Bürgern. Manchmal gibt es am Anfang 
noch Vorbehalte, weil irgendwelche Irrtümer und Bilder in den 
Köpfen rumschwirren, aber wenn das Gebäude fertig ist, dann 
verstummen diese meist und es herrscht große Einigkeit, dass 
die Entscheidung für Holz richtig war. Ein weiterer großer Vorteil 
sind die kurzen Bauzeiten. Aber gerade die öffentliche Hand 

sollte nicht nur an eigene Vorteile denken, sondern auch an ihre 
besondere Verantwortung. Die Holzbauweise ist nun einmal die mit 
großem Abstand klimafreundlichste Bauweise, weil im Holz große 
Mengen des Treibhausgases CO2 gebunden sind, während künstlich 
hergestellte Baumaterialien große Mengen CO2 freigesetzt haben. 
Holz nimmt innerhalb der Baumaterialien deshalb eine Sonderrolle 
ein. Holzbau ist aktiver Klimaschutz. Es wäre inkonsequent, 
wenn eine Kommune einen Klimaschutzmanager einstellt, beim 
Bauen der Klimaschutz aber keine Rolle spielen darf. Gerade beim 
Bauen existieren ja ganz große CO2-Einsparpotenziale zu geringen 
CO2-Vermeidungskosten. Vor allem wird das CO2 sofort eingespart, 
nicht erst über einen langen Zeitraum von 50 oder 100 Jahren. Das 
ist entscheidend, denn der Klimaschutz ist eine dringende Aufgabe. 
Es geht darum, in den nächsten Jahrzehnten die CO2-Emissionen 
so stark wie möglich zu senken, damit die Ökosysteme Zeit haben, 
sich an die Klimaerhitzung anzupassen – das wird heute leider 
oft vergessen. Die nächsten Jahrzehnte sind entscheidend, nicht 

 ▴ Eine Klimaschutzmaßnahme mit niedrigen CO2-Vermeidungskosten: Im Prinz-Eugen-Park fördert München jedes verbaute Kilogramm Holz mit bis zu 2 Euro
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Einführung // Holzbau ist Klimaschutz

die Bilanz am Ende unseres Jahrhunderts. 
So betrachtet bietet die Holzbauweise 
tatsächlich einen weiteren großen Vorteil: 
Klimaschutzziele lassen sich besonders 
schnell und kostengünstig erreichen.

Stimmt es, dass ein Holzbau immer teurer 
ist als konventionelle Neubauten?
Nicht immer. Der Münchner Architekt 
Holger König, Pionier auf dem Gebiet 
der Lebenszyklusanalyse, hat vor zwei 
Jahren die CO2-Vermeidungskosten von 
fünf Holzgebäuden errechnet – darunter 
zwei öffentliche Verwaltungsgebäude, 
eine Hochschule und eine Behinderten-
werkstatt  – und dabei festgestellt, dass 
die Baukosten bei der realisierten Holz-
bauweise oft geringer waren, als sie bei 
der Standardbauweise gewesen wären. 
Die CO2-Vermeidungskosten sind das 
Verhältnis der Mehrkosten zur erzielten 
CO2-Einsparung. Mehrkosten sind aber 
wie gesagt gar nicht immer der Fall. Wie 
häufig sie der Fall sind, lässt sich schwer 
sagen, weil ja kein Architekt Gebäude parallel in der einen und 
in der anderen Bauweise durchplant und dann ausschreibt. Von 
daher gibt keine statistisch repräsentative Erfassung der Kostenun-
terschiede. Für den Wohnungsbau ließ die Stadt München deshalb 
vor Kurzem eine wissenschaftliche Untersuchung durchführen, 
geht bei ihrer ökologischen Mustersiedlung im Prinz-Eugen-Park 
von Mehrkosten aus und fördert bei Gebäuden mit zwei und drei 
Geschossen jedes Kilogramm verbautes Holz mit 70 Cent und bei 
Gebäuden mit vier oder mehr Geschossen mit 2 Euro. Der Unter-
schied rührt daher, dass aktuell die Brandschutzbestimmungen ab 
vier Geschossen strenger sind, was die Baukosten erhöht.

Brandschutz ist bei Gebäuden, die Kitas, Schulen oder auch Pflege-
einrichtungen beherbergen, ein wichtiges Thema. Wie kann dieser 
bei Holzbauten sichergestellt werden?
Brandschutz ist ein komplexes Thema. Grundsätzlich ist immer 
sicherzustellen, dass bei einem Brand alle Nutzer das Gebäude in 
kurzer Zeit verlassen können. Holz brennt sehr langsam ab und 
bildet dabei eine schützende Rußschicht. Große Brände mit giftiger 
Rauchentwicklung entstehen meist, weil sich Teppichböden, Vor-
hänge oder andere leicht entflammbare Materialien entzünden. Die 
Brandschutzvorschriften schreiben vor, dass bestimmte Bauteile 
im Brandfall für mindestens 30, 60 und 90 Minuten kein Feuer 
fangen bzw. weiterleiten dürfen. Um dies zu erreichen, gibt 
es zwei gängige Methoden: Entweder verkleidet man das Holz 
mit Gipsplatten. Oder man führt das Bauteil in Stahlbeton oder 
Mauerwerk aus.

Der Holzbau verspricht ein gesundes Raumklima. Warum ist das so 
wichtig und wie trägt Holz dazu bei?
Auch das ist ein komplexes Thema. Es geht dabei zum einen 
um die sogenannten „VOCs“, also „Flüchtige organische Verbin-
dungen“, zum anderen um die Raumluftfeuchte. Holz reguliert 
die Raumluftfeuchte. Wenn die Raumluft übermäßig feucht ist, 

„saugt“ das Holz sozusagen einen Teil 
der Feuchte auf, wenn sie trockener wird, 
gibt das Holz die Feuchte wieder an die 
Raumluft ab. Das verhindert, dass die 
Raumluft zu trocken oder zu feucht wird. 
Für die Gesundheit ist das wichtiger, als 
die meisten Menschen denken. Bei mehr 
als 60 Prozent Luftfeuchte nehmen näm-
lich die Probleme mit Pilzen und Milben 
zu, bei unter 40 Prozent die Probleme mit 
Bakterien und Viren. Außerdem beein-
trächtigt trockene Luft die Atemwege. 
Deshalb ist ein ausgewogenes Raumklima 
mit einer Luftfeuchte zwischen 40 und 
60 Prozent wichtig. Bei den VOCs ist das 
Messen schwieriger, denn da gibt es sehr 
viele verschiedene. Oft werden VOCs nur 
quantitativ gemessen  – ohne zwischen 
krankmachenden, unschädlichen und 
gesundheitsfördernden zu unterscheiden. 
Besonders frisch verbautes Holz dünstet 
bekanntlich viel VOC aus, doch das ist 
noch lange nicht ungesund  – ganz im 
Gegenteil. Terpene, die für den charakte-

ristischen Holzgeruch sorgen, den die meisten Menschen als sehr 
angenehm empfinden, wirken sich positiv auf die Gesundheit 
aus. Kein Wunder, denn im Lauf der Evolution hat unser Körper 
gelernt, was ihm gut tut und was nicht. Auf das, was ihm gut 
tut, reagiert er positiv. Bei den unzähligen modernen, künstlich 
hergestellten Materialien kann der Körper auf keine angeborenen 
Erfahrungswerte zurückgreifen, deshalb kommt es hier oft zu 
Irritationen. Der österreichische Medizin-Professor Maximilian 
Moser hat in einer einjährigen Studie mit vier Schulklassen 
nachgewiesen, dass die Schüler in Klassenzimmern mit viel Holz 
deutlich gesünder, entspannter und weniger aggressiv waren als 
die Schüler in Klassenzimmern ohne Holz. Eine genaue Erklärung 
für dieses Phänomen kann die Wissenschaft noch nicht liefern, 
da steht die Forschung noch am Anfang.

Was kann der einzelne Holzbauunternehmer tun, um den Anteil von 
Holzneubauten im öffentlichen Bereich zu erhöhen?
Er kann die Verantwortlichen – also Bürgermeister, Stadt- oder 
Gemeinderäte, Bauamtsleiter, Schulamtsleiter, Klimaschutzmanager 
usw. – über die Vorzüge der Holzbauweise aufklären. Der Bayerische 
Zimmererverband, dessen Präsident ich auch bin, hat beispiels-
weise die Schriftenreihe „STOP CO2“ mit Experteninterviews aus 
Wissenschaft und Architektur herausgegeben. Die PDFs kann jeder 
von der Website www.stopco2.jetzt herunterladen. Es gibt aber 
auch noch andere gute Informationsmaterialien vom Deutschen 
Holzwirtschaftsrat und anderen Holz-Organisationen. Holzbau ist 
aber glücklicherweise nicht nur ein Gebot der Vernunft, sondern 
auch ein ästhetischer Genuss. Das beweist beispielsweise immer 
wieder der Deutsche Holzbaupreis, der letzten Monat auf der Messe 
„Ligna“ vergeben wurde. Die vier Siegerprojekte sowie die rund 200 
anderen Einreichungen sind alle in einer Broschüre dokumentiert. 
Die kann jeder bei Holzbau Deutschland auch in größeren Mengen 
bestellen. Bestellt werden kann dort auch die Informationsdienst-
Holz-Broschüre „Holzbau für kommunale Aufgaben“. ▪

 ▴ Peter Aicher, Vorsitzender von Holzbau 
Deutschland – Bund Deutscher Zimmermeister im 
Zentralverband des Deutschen Baugewerbes
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Einführung // Akustik in Lebensräumen

Feuchteschutz, Beleuchtung und Belüftung, Hygiene und Ener-
gieeffizienz. Das verfügbare Planungs- und Gestaltungswissen 
sowie das Angebot an Bauteilen und Bausystemen reichen aus, 
um gute Akustik in Bildungsräumen auch praktisch umzusetzen. 
Außen- und Innenwände, Fenster und Türen, Decken und Böden, 
technische Anlagen und auch schallabsorbierende Elemente bieten 
Vielfalt und Spielraum für individuelle und intelligente Lösungen. 

Gute Akustik kostet Geld, genauso wie gute Luft und gutes 
Licht. Bei Neubauten und umfassenden Sanierungen liegen die 
Zusatzkosten für nutzungsgerechte Akustik bei 1  Prozent der 
Bausumme. Besserer Schallschutz ist bei Leichtbauwänden etwa 
10 Euro pro Quadratmeter teurer als die einfachste Version und 
pro Tür kostet eine automatische Absenkdichtung etwa 30 bis 
100 Euro. Für die Raumakustik gilt: 1 m² Raum kostet so viel wie 
die Akustikdecke für einen ganzen Unterrichtsraum.

Wirkung von Lärm und Nachhall
Lärmbedingt beeinträchtigte Wahrnehmung und Aufmerksam-
keit stören die Informationsaufnahme und -verarbeitung. Sind 
Störgeräuschpegel zu hoch und Nachhallzeiten zu lang, werden 
Sprachsignale verzerrt und falsch oder gar nicht verstanden. 
Schlechte Umgebungsakustik beeinflusst auch das emotionale 
Erleben und Sozialverhalten. Lärm setzt z. B. die Bereitschaft zu 
prosozialem Verhalten herab und beeinträchtigt das Miteinan-
der. Die Freundlichkeit und Geduld des Lehrpersonals nimmt in 
Räumen mit schlechter Akustik schneller ab. Auch besteht ein 
Zusammenhang zwischen zu langen Nachhallzeiten in Klassenräu-
men und den Fehlzeiten der Lehrerinnen und Lehrer. Unbestritten 
ist, dass optimale akustische Bedingungen insbesondere dann 
erforderlich sind, wenn eine höhere Empfindlichkeit besteht, etwa 
bei Menschen mit Hörschwierigkeiten.

Gerade in Räumen für Bildung und Weiterbildung, in Räu-
men für Konzentration und Kommunikation, geht es in 
diesen wenigen Minuten ganz wesentlich um Gesundheit, 

Wohlbefinden und Leistungsfähigkeit. Vor dem Hintergrund der 
jahrzehntelangen Nutzung durch Generationen von Lernenden 
und Lehrenden lohnt sich die Investition in eine gute Akustik. Die 
Bedeutung der akustischen Umgebungsbedingungen für das Leh-
ren, Lernen und Leben ist wissenschaftlich und praktisch bewie-
sen. Schlechte Akustik in Bildungseinrichtungen und -räumen 
beeinträchtigt Gesundheit und Wohlbefinden, Leistungsfähigkeit, 
Sicherheit und sogar sozial-emotionale Faktoren. 

Die zentralen Ziele akustischer Gestaltung sind Vermei-
dung von Lärm, Minimierung von Störungen und Gewähr-
leistung von Sprachverständlichkeit. Die wesentlichen 
Gestaltungskategorien umfassen den baulichen und tech-
nischen Schutz vor Lärmquellen außerhalb und innerhalb 
des Gebäudes, die Reduzierung der nutzungsbedingten Ge- 
räusche und die 
Gewährleistung guter 
Kommunikation. 

Gute Akustik ist 
Teil der ganzheitlichen 
Bauplanung unter 
Berücksichtigung des 
baulichen und tech-
nischen, organisatori-
schen und didaktischen 
Spielraumes. Allein die 
Wirtschaftlichkeit gebie-
tet diesen integralen 
Ansatz für gute Akustik 
im Kontext anderer bau-
licher Belange, wie z. B. 
Brand-, Wärme- und 

Unerhörte  
Bildungsräume
Die Entscheidung über gute oder keine 
Akustik bei Bauprojekten fällt häufig innerhalb 
weniger Minuten.

 ◂ Prof. Dr.-Ing. Philip Leistner,  
Fraunhofer-Institut für Bauphysik IBP
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Nutzungsgerechte Akustik im Kontext
Der zentrale Arbeits- und Lebensbereich sind die Unterrichts- 
und Arbeitsräume, ob als kleinerer Seminarraum oder größerer 
Vorlesungssaal, ob als EDV-Labor, Werkstatt oder Maschinen-
halle. Hier müssen die Sprachverständlichkeit erhöht und selbst 
erzeugte sowie externe Störpegel minimiert werden. Es gibt aber 
in Bildungsgebäuden noch andere Räume mit akustischen Ansprü-
chen. Cafeteria, Mensa oder Betriebsrestaurant sollen trotz vieler 
Nutzer und lauter Nutzergeräusche eine Erholungsmöglichkeit 
bieten. Ein ebenso zentraler Ort kann eine Bibliothek sein, in der 
akustische Rahmenbedingungen konzentrierte geistige Arbeit 
möglich machen. Eine geeignete Raumstruktur mit abschirmenden 
Elementen sowie eine ruhefördernde Raumakustik sind dafür die 
richtigen Maßnahmen.

Das Gehör gilt als das Alarmorgan des Menschen und ist daher 
für die meisten technischen Notfallsysteme die Grundvoraus-
setzung. Daher müssen passende akustische Bedingungen auch 
in Fluren und Fluchtwegen hergestellt werden, um hörbare und 
verständliche Signale und Informationen zu gewährleisten.

1

1   Nachhallzeit

2   Schallschutz von Wänden, Türen etc.

3   Trittschallschutz von Decken

4   Schallschutz von Außenbauteilen

5   Geräusche von haustechnischen Anlagen

FRAUNHOFER IBP

Mehr zum Thema Akustik in Lebensräumen für Erziehung und 
Bildung gibt es in der gleichnamigen Richtlinie des Fraunhofer 
Instituts für Bauphysik IBP.

Am 14. und 15. November 2017 findet in der Carl-Benz-Arena  
in Stuttgart zudem der 5. Kongress „Zukunftsraum Schule“ 
statt. Unter www.zukunftsraum-schule.de finden Sie weitere 
Informationen zu der Veranstaltung. 

WE I T ERE INFORM AT IONEN

BEI JEDEM GEBÄUDE GIBT  
ES VIELE INNERE  
UND ÄUSSERE STÖRQUELLEN

MODERNES DESIGN

IN HOLZBAUWEISE

Aluminiumverbundplatten für die 
vorgehängte hinterlüftete Fassade.

© WeberHaus

Wirtschaftliche und nachhaltige 

 Fassadenlösungen

Leichte Verarbeitung und Formbarkeit  

 mittels Fräskanttechnik 

Problemlos großformatig   

 um die Ecke planen

3A Composites GmbH
Alusingenplatz 1
78224 Singen, Deutschland
Tel +49 7731 - 941 2060 
info.eu@alucobond.com

www.alucobond-auf-holz.de
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Einführung // Akustik in Lebensräumen

Anforderungen
Bei nutzungsbezogenen akustischen Anforderungen bieten der 
Grundriss sowie die Orientierung des Gebäudes und der jeweiligen 
Räume wesentliche Möglichkeiten, den baulichen Aufwand z. B. 
für den Schallschutz zu minimieren. Ein weiterer Schritt in diesem 
Sinne ist die Verwendung standardisierter baulicher Elemente. 
Allein aus baupraktischen Gründen sollten nicht jede Wand, jede 
Tür oder die schallabsorbierenden Elemente für jeden Raum anders 
dimensioniert werden. 

Schallabsorber
Die Wahl der passenden Schallabsorber für gute Raumakustik 
ist nicht nur eine akustische Entscheidung, sie besteht in der 
passenden Kombination der Gebrauchseigenschaften je nach 
Nutzungsprofil und Raumeigenschaften. Auch aus gestalterischen 
Gründen gibt es nicht den schallabsorbierenden Allrounder. Viel-
mehr ist ein breites Angebot technologisch ausgereifter, funktional 
integrierbarer und architektonisch gestaltbarer Lösungen gefragt. 
Bei richtiger Wahl der Stoffeigenschaften können an sich alle 
porösen Schichten gleichermaßen breitbandig Schall absorbieren. 
Lediglich die Dicke oder Einbauhöhe begrenzt in der Praxis die 
akustische Leistungsfähigkeit. Die wesentlichen Unterschiede 
resultieren daher aus Gesichtspunkten wie Brandschutz und 
Hygiene, Gewicht und natürlich Kosten.

Die akustische Wirkung von Flächengebilden mit Decken- oder 
Wandabstand, d. h. voll- und teilflächig abgehängte Unterdecken, 
ist meist auf einen Frequenzbereich beschränkt, der vom gewählten 
Wandabstand abhängt. Steht im Raum nur begrenzt Oberfläche 
zur akustischen Verfügung, so bieten sich hochabsorbierende, 
im gesamten Frequenzspektrum wirkende Schallabsorber an. 
Umgekehrt sind bei ausreichender Fläche Abstriche beim Absorp-
tionsvermögen akzeptabel.

Ausführung und Platzierung der Schallabsorber sollten unter 
verschiedenen Gesichtspunkten bewertet werden. Einerseits bewir-
ken die meisten Absorberbauteile in den Raumecken und -kanten 
mehr als auf Wand- und Deckenflächen. Andererseits können 
z. B. eingeschränkte Befestigungsmöglichkeiten in denkmalge-
schützten Gebäuden, thermisch aktive Betondecken, die nicht 
vollständig verdeckt werden dürfen, und andere Randbedingungen 
eine geschlossene Akustikdecke ausschließen. In diesen Fällen 
sind schallabsorbierende Segel oder andere Einzelelemente an 
verschiedenen Raumflächen realisierbar. Schließlich können in 
Lernlandschaften oder anderen offenen Arbeitsbereichen auch 
Stell- bzw. Schirmwände sowie das Mobiliar gezielt zur Schallab-
sorption beitragen. Letztlich führen der Bezug zur Nutzung und die 
darauf abgestimmte Gesamtschau aller wirksamen Elemente zum 
Ziel. Daher sind in der Praxis ganzheitlich tragfähige Lösungen 
gefragt – und nur selten Schallabsorber mit Rekordwerten. ▪

PR AK T I SCHE GESTALT UNGSHINWE I SE

TÜREN ZÄHLEN ZU DEN AKUSTISCHEN SCHWACHSTELLEN

Bänder  
(Justierung,  
Wartung)

Türblatt  
(mehrschichtig, 
maßgenau)

Falz mit elastischen 
Dichtungen  
(einfach, doppelt)

Trennfuge (im Boden)

Absenkdichtung (automatisch)

Hinterfüllung  
(vollständig)

Abdichtung  
(zweiseitig)

Zarge Wand
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Die akustische Schwachstelle nach außen sind Fenster, weshalb 
an Hauptstraßen auf Schallschutzfenster und schallgedämmte 
Lüftungseinrichtungen zu achten ist. Bereits ein einziger Schwach-
punkt kann den resultierenden Schallschutz des Gesamtsystems 
beeinträchtigen. 

Neben der Schalldämmung sollte bei Fassaden noch ein anderer 
akustischer Aspekt beachtet werden: die Schallentstehung durch 
mechanische Einrichtungen. So hat etwa das geräuschvolle Knir-
schen automatisch gesteuerter Sonnenschutzeinrichtungen ein 
beachtliches Störpotenzial. 

Im Gebäude sind Türen in der Regel der bauakustische Brenn-
punkt. Schallschutz bedarf einer bestimmten Masse, aber die 
Türen dürfen nicht zu schwer sein. Schallschutz erfordert eine 
dauerhafte Dichtigkeit, aber die Türen müssen sich häufig und 

leicht öffnen und schließen lassen. Meist liegen die Ursachen für 
unzureichende Wirkung im Einbau und anschließend in der zu 
seltenen Pflege und Wartung trotz starker Beanspruchung. 

Eine Herausforderung in älteren Bildungsgebäuden sind Tritt-
schall und Gehgeräusche aus Fluren und Treppenhäusern, die als 
Schwingungen über die Baustruktur Unterrichtsräume erreichen 
und dort abgestrahlt werden. Eine drastische Lärmbelastung in 
Räumen mit ständigem Setzen und Aufstehen sind Geräusche 
durch Stühlerücken. Dagegen hilft nur die richtige Kombination 
von Stuhlgleitern und Bodenbelag. 

Größere Auditorien nutzen nahezu alle Beschallungsanlagen, die 
im Abgleich mit der Raumakustik auf gute Sprachverständlichkeit 
einzustellen sind. Lüftungsgeräusche und laute Projektoren sollten 
grundsätzlich aus den Räumen verbannt werden.
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1   Haustechnik 
leise, unauffällig

2   Decke 
schallabsorbierend

3   Trennvorhang 
schalldämmend, schallabsorbierend

4   Personen

5   Sportgeräte  
leise(r)

6   Boden  
leise(r)

7   Prallwand 
geräuscharm, schallabsorbierend

8   Fassade  
schalldämmend

9   Trennwand  
schalldämmend

10   Unterricht  
mögliche Störungen

11   Außenlärm  
z. B. Verkehr als mögliche Störquelle

12   Wohnungen  
mögliche Störungen bei Wettkämpfen 
oder Veranstaltungen

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

FRAUNHOFER IBP

FÜR EINE GUTE AKUSTIK STEHEN VERSCHIEDENSTE 
LÖSUNGEN ZUR VERFÜGUNG

ADLER Lignovit Terra.
Im Gleichgewicht
mit der Natur.

Mit Lignovit Terra ist es ADLER gelungen, 

ein Holzöl speziell für umweltbewusste 

Bauherren zu entwickeln. Auf Basis aus-

gewählter und überwiegend nachwach-

sender Rohstoffe ist ADLER Lignovit Terra 

frei von Lösemitteln sowie chemischem 

Holzschutz. Der ökologische Schutzan-

strich eignet sich dank des integrierten 

Wasserschutzes und der langen Halt-

barkeit bestens für den Außenbereich. 

Lignovit Terra verleiht dem Holz eine 

samtig matte Oberfläche und sorgt im 

Innenbereich für ein angenehm natür-

liches Wohnklima.

Ausführliche Informationen: Telefon +43 (0) 5242 / 6922-384 | richard.moelk@adler-lacke.com | www.adler-lacke.com
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Einführung // Freiraum 2030

 ▸ Die GWG realisiert 
in der Mustersied-

lung im WA 14  
West ebenfalls 

einige Gebäude in 
Holzbauweise

Die Stadt München hat in ihre Bauvorhaben ein Handlungs-
konzept zum Thema Nachhaltigkeit integriert. Bei der 
neuen Mustersiedlung in der ehemaligen Prinz-Eugen-

Kaserne geht sie noch einen Schritt weiter. mikado sprach darüber 
mit der Münchner Stadtbaurätin Elisabeth Merk.

mikado: Frau Merk, die betreffenden Grundstücke in der ökologi-
schen Mustersiedlung wurden bereits mit der Auflage vergeben, 
dass die darauf entstehenden Projekte in Holzbauweise errichtet 
werden müssen. Welche Gedanken stehen hinter diesem Entschluss, 
eine Siedlung ganz aus Holz zu bauen?
Elisabeth Merk: Holzbauweise ist ja grundsätzlich immer möglich, 
und es gibt auch sehr gute einzelne Projekte. Doch eine durch-
gängige Holzbausiedlung in der von der Stadt München nun ge-
planten Größenordnung gab es bis dato hierzulande nicht. Wenn 
jedoch mehrere Häuser eines Quartiers in Holzbauweise erstellt 
werden, kann man hinsichtlich Brandschutz und Energieversor-
gung eine höhere Durchdringung erreichen als bei Einzelobjek-
ten. Dieses Ziel haben wir uns gesetzt.

Welche Aspekte legen Sie einer erfolgreichen Umsetzung zugrunde?
Zum einen haben wir den gewünschten Holzbau genau definiert. 
Dazu haben wir mithilfe eines DBU-Forschungsprojekts Zielwerte 
zum CO2-Aquivalent von Baukonstruktionen beschrieben. Diese 
sind Bestandteil der Grundstücksvergaben.

Was haben Sie genau festgelegt?
Wir haben die Mindestanteile nachwachsender Rohstoffen pro m² 
Wohnfläche definiert. Kleine Gebäude vom Typ A (Atriumhäuser 

und Reihenhäuser) müssen mindestens 150 kg nawaros (Nach-
wachsende Rohstoffe) / m² Wohnfläche aufweisen. Beim Ge-
schosswohnungsbau Typ B müssen 50 kg nawaros / m² Wohnflä-
che eingehalten werden. Auf diese Weise können wir garantieren, 
dass auch die in der Siedlung entstehenden Hybridbauten die 
gewünschte Qualitätsstufe in Bezug auf Ökologie und Nachhal-
tigkeit haben.

Holzbauten sind derzeit in der Regel noch mit Mehraufwendungen 
gegenüber Massivbauten verbunden. Wie sind Sie im Hinblick auf 
eventuelle Mehrkosten vorgegangen?
Wir haben ein spezielles Zuschussprogramm für die ökologische 
Mustersiedlung eingeführt. Die Förderung bezieht sich auf kg na-
waros. Kleine Gebäude Typ A (Atriumhäuser und Reihenhäuser) 
werden mit bis zu 0,70 Euro / kg nawaros gefördert, der Geschoss-
wohnungsbau Typ B mit bis 2,00 Euro / kg nawaros.

Wie kontrollieren Sie die Einhaltung der Bauqualität?
Da viele Bauherren beziehungsweise Planer der Mustersied-
lung erstmals mit Holz bauen und wir Gebäude der Gebäude-
klasse 2 – 5 (BayBO) errichten, haben wir zusammen mit der TU 
München ein Beratungskonzept entwickelt. Es gibt ein spezi-
ell eingerichtetes Gremium mit Experten, die den Akteuren zu 
Brandschutz, Tragwerk und Schallschutz im mehrgeschossigen 
Holzbau beratend zur Seite stehen. Zudem haben sich die Bau-
herren zu einem integrierten Planungsansatz mit allen an der 
Planung und Umsetzung des Vorhabens beteiligten Fachleuten 
und Firmen verpflichtet. Unser erster Eindruck ist, dass dieses 
Angebot sehr gut angenommen wird.

Von der  
Theorie  
zur Praxis
Klimaschutz ist für München nicht 
nur ein theoretisches Bekenntnis.
Im Prinz-Eugen-Park entstehen 488
Wohneinheiten in Holzbauweise.
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Was verspricht sich die Stadt von der Mustersiedlung?
Wir glauben, dass mit der Siedlung ein architektonisch und ener-
getisch äußerst spannendes Quartier entstehen wird und dass die 
unterschiedlichen Erfahrungen während der Planung und Rea-
lisierung anderen Vorhaben nützlich sein werden. Schon jetzt 
profitieren wir von Erkenntnissen einiger Bauunternehmen aus 
früheren Projekten, zum Beispiel in Bad Aibling. Langfristig ver-
spricht sich die Stadt vom Holzbau kürzere Bauzeiten und Bau-
stellen. Auch die Verkehrsbelastung dürfte dank der möglichen 
Vorfertigung geringer sein, sodass sich die Feinstaubbelastung 
für die Anwohner während der Bauphase reduziert. Nicht zuletzt 
verspreche ich mir in meiner Funktion als Stadtplanerin und Ar-

chitektin einen neuen gestalteri-
schen und ästhetischen Beitrag 
für die Stadt. Dies ist umso be-
deutender, als es immer wieder 
Klagen gibt, dass heutige Neu-
bausiedlungen zu einheitlich ge-
staltet sind. Holz verspricht hier 
komplett neue Möglichkeiten, die 
wir gerne ausschöpfen wollen. ▪

 ◂ Münchens Stadtplanerin  
Prof. Dr. Elisabeth Merk erhofft sich von 
der Mustersiedlung positive Anre-
gungen für die Architektur in München
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JETZT FÜR DEN 
NEUEN 
PRÄMIEN-
SHOP  
ANMELDENANMELDEN

 Jetzt  
  registrieren: 

  im neuen  
 Prämien-Shop:
praemien-liga.de

Playstation 
(PSP 4 Slim)

7.700 
Prämien- 

punkte
Prämien- 

punkte
Prämien- 

punkte

Apple iPad Pro 
9,7 Zoll

22.525
Prämien- 

punkte

JBL 
Bluetooth- 

Lautsprecher

4.025 
Prämien- 

punkte

22.525

ACTIVA 
Edelstahl- 

Säulengrill Pisa

1.250 
Prämien- 

punkte

Bluetooth- 
Lautsprecher

JBL 
Bluetooth- 

Edelstahl- 
Säulengrill Pisa

1.250
Prämien- 

Bluetooth- 

Säulengrill Pisa

1.250

Dörken bietet jetzt einen attraktiven Prämien-
Shop für echte Macher, der es in sich hat.  
Mit Dörken arbeiten, lohnt sich jetzt doppelt 
und dreifach. Tolle Prämien winken! 

Also: Gleich reinschauen und registrieren  
im neuen Prämien-Shop unter:  
www.praemien-liga.de

BeispielprämienBeispielprämien

Prämien- 
punkte
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Architekturbüro Rapp geplant. Auf die Planungsgemeinschaft 
München GbR Architekten mit H2R Architekten entfallen 45 
Wohneinheiten, auf die Baugemeinschaft „gemeinsam größer II“ 
mit Agmm Architekten 40 Einheiten, auf den Bürgerbauverein e.V. 
mit Kaden & Lager Architekten 70 Einheiten. Die Baugemeinschaft 
„Der kleine Prinz“ GbR mit Dressler Mayerhofer Architekten plant 
45 Einheiten.

Zwei Büros, ein gemeinsames Ziel
Weitere 36  Wohnungen sind von den Initiativen „Architektur 
Natur“, „Holzbau findet Stadt“ und „Wohnen ohne Auto“ entwickelt 
worden. Als Baugemeinschaft team³ planen sie gemeinsam mit dem 
Projektsteuerer Contemplan/Regensburg das Baufeld WA 14 Ost. 
Mit der ArchitekturWerkstatt Vallentin und Johannes Kaufmann 
Architekten bringen die hinter der Initiative stehenden Büros viel 
Know-how im Holzbau ein. Im Prinz-Eugen-Park wollen sie ihre 
bisherigen Erfahrungen im großen Kontext zusammenführen und 
haben sich auch auf einen für beide Büros gültigen Gestaltungs-
kanon geeinigt. „Die einzelnen Projekte werden allerdings nicht 
gleichförmig aussehen. Stattdessen sollen sie die Handschrift der 
jeweiligen Architekturbüros ausstrahlen“, erzählt Architekt Gernot 

Mit der ökologischen Mustersiedlung in der Prinz-Eugen-
Kaserne wagt sich die Stadt München auf ein völlig 
neues Gebiet: Sie lässt 488 Wohneinheiten komplett in 

Holz- oder Holzhybridbauweise errichten und realisiert damit die 
bundesweit größte Siedlung ganz aus Holz. Alle Grundstücke der 
bis zu sieben Stockwerke hohen Mustersiedlung sind bereits verge-
ben. Mittlerweile hat die intensive Planungsphase begonnen und 
Bauherren, Architekten und Fachingenieure arbeiten gemeinsam 
an ihren jeweiligen Bauvorhaben. Bis 2019 sollen alle Baufelder 
fertiggestellt sein. In diesem Jahr beginnen die ersten Bauarbeiten.

Um die Qualität des Holzbaus in der Siedlung zu sichern und 
die verschiedenen Player auf dem Gelände zu begleiten, hat die 
Stadt ein Ratgeber-Gremium mit vier Experten gebildet. Die 
beantworten kompetent Fragen zu Statik, Brandschutz, integrier-
ten Planungsansätzen und Ressourceneffizienz. Mit ihrer Unter-
stützung baut die städtische Wohnungsgesellschaft GEWOFAG 
zusammen mit B&O sowie den Planern Pakula + Fischer und Fink 
& Jocher 180 Wohnungen und eine Kindertagesstätte. Die zweite 
Wohnungsgesellschaft der Stadt München, GWG, ist verantwort-
lich für weitere 60 Wohnungen und eine Kindertagesstätte. Sie 
werden von MüllerBlaustein mit Brüggemann realisiert und vom 

Im Prinz-Eugen-Park entsteht ein Quartier 
ganz aus Holz. Zwei Architekturbüros 
haben sich zusammengetan und gestalten
gemeinsam ein Baufeld in München. 

Hölzerne Siedlung

 ▸ Ausblick:  
So wohnt  

es sich  
mit Holz 
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Vallentin. Auch die Grundrisse sind bewusst unterschiedlich gehal-
ten. Sie weisen verschiedene Charaktere und Größen auf, sodass 
die sieben von der ARGE geplanten Gebäude, darunter zwei Stadt-
häuser mit je acht Wohnungen, eine Stange mit zwölf Wohnungen 
und acht Gartenhofwohnungen, den individuellen Wünschen  
und Bedürfnissen der künftigen Bewohner und der Planer gerecht 
werden. Gemeinsam ist den Bauvorhaben ein starker Bezug zum 
Thema Grün in der Stadt: Sämtliche Wohnungen verfügen über 
eine großzügige Loggia, eine Dachterrasse oder einen Garten. 
Neben dem Außenkontakt zieht sich das Thema Holz als Leitlinie 

durch alle Projekte hindurch. Innen wollen die Architekten bei 
den Stadthäusern durchgängig mit Holzmassivbauweise arbeiten. 
Die Gartenhofwohnungen werden mit Holzstegträgern realisiert. 
In den beiden unter die Gebäudeklasse IV fallenden Stadthäusern 
sind auch Treppenhäuser und Aufzüge in Holzbauweise geplant. 
Die tragenden Wände werden gekapselt. Die Decken sind als von 
unten sichtbare Brettsperrholzdecken vorgesehen.

Die Außenhüllen sämtlicher Bauten sind in Holzständer-
bauweise konzipiert. Alle Fassaden sind mit einer senkrechten 
Holzverschalung beplankt. Stahlbänder trennen die einzelnen 
Geschosse voneinander. „Diese Bänder aus wetterfestem Stahl 
benötigen wir im Stadthaus und in der Atriumszeile, um den 
geschossweisen Brandüberschlag zu verhindern. Wir nutzen sie 
zudem, indem wir in Winkeln, die in die Bänder integriert sind, 
Schiebeläden führen“, erklärt Vallentin. „Und wir nutzen sie 
gestalterisch, um mit ihrer Hilfe dem von uns beplanten Baufeld 
ein einheitliches Gesicht zu verleihen.“ Um eine gleichmäßige 
Patina zu erhalten, wird die Holzschalung vorvergraut. 

Den Abschluss der Atriumszeile bildet das Gemeinschaftshaus, 
das direkt am gemeinsamen Dorfplatz liegt. Hier befinden sich 
auch die Gemeinschaftsräume der Baugemeinschaft, darun-
ter die Gemeinschaftsküche, das Gästeappartement sowie der 
Co-Working- und Versammlungsraum. Die zweigeschossige 
Atriumszeile bietet zudem drei Dachaufsätze mit privaten und 
öffentlichen Dachgärten.

Auch energetisch denkt das Planungsteam grün: Die Häu-
ser werden hocheffizient gedämmt, erhalten ein Gründach und 
optional eine Photovoltaikanlage. Dezentrale Lüftungsgeräte mit 
Wärmerückgewinnung ergänzen das Klimakonzept. Im Herbst 2019 
könnten dann, wenn alles nach Plan verläuft, die ersten Bewohner 
in die Mustersiedlung einziehen. Christine Ryll, München ▪

 ▴ Unterschiedlich breite Schalung lässt die Fassade lebendig wirken

 ▴ Stahlbänder trennen die einzelnen Geschosse voneinander und 
verhindern den Brandüberschlag
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In Einzelprojekten hat Gernot Vallentin 
bereits gezeigt, welche Qualitäten die 
Holzbauweise zu bieten hat. Im Prinz-
Eugen-Park darf er seine Erfahrungen 
im großen Zusammenhang darstellen.

mikado: Welche Chancen bietet der Prinz-
Eugen-Park Ihrer Meinung nach?
Gernot Vallentin: Ein Projekt wie die 
ökologische Mustersiedlung im Prinz-
Eugen-Park ist schon lange überfällig. 
Hier können wir im großen Stil zeigen, 
was wir in unseren Einzelprojekten seit 
geraumer Zeit verfolgen. Wir haben uns 
daher sehr gefreut, dass die Stadt Mün-
chen den Themen „Energieeffizienz im 
Bauen“, „Ökologie“ und dem „Holzbau“ 
in diesem Entwicklungsgebiet einen 
großen Stellenwert einräumt.

Was kann der Holzbau im Wohnungsbau 
leisten?
Nun, er ist – hier in Bayern – regional 
stark. Er ist ökologisch und führt nicht 
zuletzt zu einer großen Präzision im 

Bau. Darüber hinaus ist der Holzbau 
natürlich auch emotional stark positiv 
besetzt. Das Wohnklima in einem 
Holzbau ist hervorragend. Auch die 
Aspekte Wohnlichkeit, Nachhaltigkeit, 
städtisches Bauen, Architektur, Natur 
und nicht zuletzt die Bauqualität lassen 
sich mit einem Holzbau hervorragend 
abdecken.

Wie bewerten Sie den qualitativen Aspekt 
des Holzbaus?
Er hat für uns eine sehr große Bedeu-
tung. Wir sprechen ja hier von der 
Situation der Stadt München. Hier 
boomt der Immobilienmarkt und man 
kann sozusagen alles verkaufen, egal 
wie gut oder schlecht die Qualität des 
eigentlichen Bauvorhabens ist. Nicht 
zuletzt die hohen Grundstückspreise 
führen dazu, dass die verkauften Lagen 
zwar sehr teuer sind, aber die Qualität 
der Projekte nicht immer hervorragend 
ist. Daher freuen wir uns, dass sich 
die Stadt bei dieser Siedlung klar zur 
Verwendung nachwachsender Roh-
stoffe bekennt und auch den energe-
tischen und architektonischen Aspekt 
der Bauten in den Fokus stellt. Sie 
schließt damit eine Lücke im Bereich 
des ökologischen Bauens und zeigt auf, 
wie man es auch – besser – machen 
kann. Daher haben wir uns mit der 
ARGE gemeinsam mit dem Büro von 
Johannes Kaufmann auch um ein  
Grundstück beworben. ▪

Gernot Vallentin ist sich sicher: 
„Holzbau ist die Bauweise der Zukunft.“
Gemeinsam mit Johannes Kaufmann 
entwickelt er ein komplettes Baufeld.

Lange überfällig

www.mikado-online.de
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 ◂ Gernot Vallentin, Architekturwerkstatt 
Vallentin, gestaltet zusammen  
mit Johannes Kaufmann Architekten  
im Rahmen der Baugemeinschaft team3  
das Baufeld WA 14 Ost

LIGNATUR dämmt mit silence12 tiefe Töne

trägt über grosse Spannweiten 

widersteht Brandeinwirkungen mit
Feuerwiderstand REI90 

überzeugt das Auge mit sichtbaren  
Holzoberflächen

verwandelt mit Absorbern den Raum 
in einen Konzertsaal 

steht für gesundes Bauen

Interessiert? Rufen Sie uns an:
+41 (0)71 353 04 10

Die Bässe im Griff!

www.lignatur.ch
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01 Wohnen // München
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Holz für zwei 
Schulen

 ▴ Die Modernisierung ist eines der größten Modellprojekte in Deutschland zur energetischen Sanierung von Schulgebäuden

Ein ehrgeiziges Vorhaben 
hatte sich der Kreis Lippe bei der 
Sanierung der Berufskollegs
„Felix Fechenbach“ und „Dietrich
Bonhoeffer“ vorgenommen.
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Bildung

Detmold
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Dämmung oberste Geschossdecke Neu

OSB/Rauspund
Dämmständer
36 cm Einblasdämmung aus Zellulose

DETAILSCHNIT T
Der Gebäudeschnitt durch Gebäude 1 zeigt  
passgenau nach Gebäudescan vorgefertigte  
Holztafelelemente zur Sanierung der  
Außenwände und der oberen Geschossdecken.

 ▸ Die durch- 
gehenden  

Fensterbänder 
enthalten  

Verbundele- 
mente, die  

passend zu den 
Farbkonzep- 

ten Akzente setzen
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09 Bildung // Detmold

Die drei 1957 erstell-
ten Gebäude sowie 
die zum Campus 

gehörende Sporthalle muss-
ten dringend an heutige 
Maßstäbe angepasst werden. 
Die Aufenthaltsqualität, der 
Raumkomfort und die Gebäu-
deenergieeffizienz sollten sich 
entscheidend verbessern. Zu 
den Sanierungsobjekten des 
Campus in Detmold, Nord-
rhein-Westfalen, gehören drei 
Bestandsgebäude, die parallel 
zueinander angeordnet und 
durch Verbindungsgänge 
miteinander verknüpft sind. 
Um eine überdurchschnittli-
che Energieeffizienz zu erreichen, legte der beauftragte Planer 
bei der Ausarbeitung des Sanierungskonzeptes die Schwerpunkte 
auf die optimale Wärmedämmung durch ökologische Fassaden-
systeme, das effektive Zusammenspiel von Fensterverglasung 
und Lichtsystemen sowie die leistungsfähige Belüftung mit 
Wärmerückgewinnung. Für eine übersichtliche Betriebsführung 
setzten die Experten auf eine moderne Regelungstechnik und 
Gebäudeautomation unter effizienter Einbindung bereits bestehen-
der Komponenten. Das Gebäudeleitsystem ist online zugänglich 
und liefert die Daten für ein wissenschaftliches Monitoring. So 
können Optimierungen vorgenommen und überwacht werden.

Leistungsschwerpunkt Fassadensanierung
Die Transmissions- und Lüftungswärmeverluste wurden dras-
tisch reduziert und der benötigte Restenergiebedarf weitgehend 
regenerativ bereitgestellt, um Plusenergie-Niveau zu erreichen. 
Die Handwerker montierten vorgefertigte Module in Holztafel-
bauweise mit wärmebrückenoptimierten Holzstegträgern auf die 
Außenwände. Die Zwischenräume befüllte man mit einer 36 cm 
starken Zellulosewärmedämmung. Durch die dreidimensionale 
Erfassung der Gebäudekomplexe konnte man die modularen 
Holztafelelemente passgenau vorfertigen. 

Der Wärmeschutz der Außenwände ließ sich mit der Kon- 
struktion entscheidend verbessern. Die vorgefertigten Wandbau-
teile weisen gegenüber herkömmlichen Dämmsystemen einen 
Bauzeitvorteil von circa zwei Monaten auf. So konnte für die 
Sanierung im laufenden Schulbetrieb der größte Teil dieser Leis-
tung in den Sommerferien erfolgen.

Im Zuge der Gesamtsanierung hat man die neue LED-Technik 
auf alle unsanierten Bereiche erweitert. Aber das allein reichte den 
Experten nicht aus. Sie schafften es, den vorhandenen Verglasungs-
anteil der Fassade durch neu entwickelte Passivhaus-Fenster sehr 
hoch zu halten und mit besonders schmalen Profilen viel Tageslicht 
einzufangen und dadurch Energie zu sparen. Mit baulich einfachen, 
aber technisch hochwertigen, tageslichtoptimierten Glasfaserge-
webe-Elementen sowie Lamellenbehängen wird das einfallende 
Tageslicht reguliert, um sowohl den Blendschutz als auch einen 
sommerlichen Wärmeschutz zu gewährleisten. Für die innen liegen-
den Flure lässt sich das Lichtspektrum je nach Tageslichtsituation 
variieren. Die Architektur sollte ein zukunftsweisendes menschen-

PROJEKT: 
Sanierung und Erweiterung des Detmolder Berufskollegs  
zur Plusenergieschule

SCHULEN:
Felix-Fechenbach Berufskolleg und  
Dietrich-Bonhoeffer Berufskolleg

SCHULTRÄGER UND AUFTRAGGEBER:
Kreis Lippe, Eigenbetrieb Schulen

PLANER:
pape oder semke Architekturbüro 
Dipl.-Ing. Harald Semke, Architekt AKNW 
D-32758 Detmold ı www.papeodersemke.de

HOLZBAU: 
Brüggemann Holzbau GmbH & Co. KG ı D-48485 Neuenkirchen 
www.brueggemann-holzbau.de

BAUZEIT: Januar 2014 bis März 2016

BAUKOSTEN: 18 Mio. Euro

STECK
BRIEF

freundliches Gebäude hervor- 
bringen, das – als sprichwört-
licher dritter Pädagoge – lern- 
und gesundheitsfördernde 
Eigenschaften aufweist.

Plusenergiebilanz
Um eine ergiebige und kosten-
positive Energiebilanz zu er- 
reichen, wurde auf den flach 
geneigten Dächern eine Photo- 
voltaikanlage integriert. Allein 
dadurch ist es gelungen, den 
Primärenergiebedarf um 
85,66  Prozent auf 3,76  kW/
(m² × a) zu reduzieren, wenn 
nur der derzeit nach EnEV 
anrechenbare Solarstrom 

berücksichtigt wird. Bei voller Anrechnung des regenerativ erzeug-
ten Solarstromes ergibt sich ein spezifischer Primärenergiebedarf 
von – 11,96 kW/(m² × a) und damit eine Reduktion des Primärener-
giebedarfs von 97,4 Prozent als Ergebnis der Plusenergiebilanz. 
Mittels innovativer Sanierung der Hüllflächen, Reduktion der 
Stromverbräuche, Solarstromerzeugung und weiterer Nutzung 
von Fernwärme aus überwiegend Biomasse und Kraft-Wärme-
Kopplung haben die Gebäude Plusenergie-Niveau erreicht.

 Eva Maria Mittner, Isen ▪

Das Projekt wird umfassend in mikado 7.2017 vorgestellt.

 ▴ Die drei Schulgebäude sind architektonisch stark gegliedert
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mikadoTV BEGRÜSST SEINEN NEUEN FÖRDERPARTNER JETZT KENNEN- LERNEN
Das 1899 gegründete Familienun-
ternehmen ist Premiumhersteller 
für handgeführte Maschinen und 
Elektrowerkzeuge zur professionellen 
Holzbearbeitung insbesondere für das 
Zimmerei- und Schreinerhandwerk. 

Mit anerkannter Werkstoff- und 
Technologiekompetenz und gelebtem 
Qualitätsbewusstsein stellt MAFELL 
Produkte her, die den Anwender durch 
innovative Lösungen, Leistung, Präzi-
sion und Langlebigkeit überzeugen.

Eine Marke der
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